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Vor^vort. 



Meine Tätigkeit auf der schweizerischen Telegraphen- 
direktion regte mich an, dem Gebiete des Telegraphenstraf- 
rechtes näher zu treten. Das Studium der vorhandenen Lite- 
ratur, des Entwurfs zu einem Bundesgesetze betreffend die 
elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen und der Ent- 
würfe zum schweizerischen Strafgesetzbuch erweckten die 
Lust in mir, das schweizerische Telegraphenstrafrecht de lege 
ferenda zu behandeln. Da ich noch nicht im Besitze des juris- 
tischen Doktorgrades war, verband ich das Angenehme mit 
dem Nützlichen und reichte die Frucht meiner Studien der 
bernischen juristischen Fakultät als Inauguraldissertation ein. 

Der schweizerischen Telegraphendirektion und dem inter- 
nationalen Bureau der Telegraphenverwaltungen danke ich an 
dieser Stelle bestens für die Literatur, die mir zur Verfügung 
gestellt wurde. Herrn Prof. Dr. W. Mittermaier, früher in 
Bern, nun in Giessen, bin ich dankbar für die Ratschläge, die 
er mir während der Ausarbeitung der Dissertation in zuvor- 
kommender Weise gab. 

Bern, im April 1903. 

Otto Wettstein. 
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EinleituTig. 



Unter Telegraphenstrafrecht versteht man allgemein eine 
Summe von strafrechtlichen Bestimmungen, die auf den Tele- 
graphen Bezug haben. Das Wort c Telegraph» ist dabei sehr 
weit gedacht ; ^) es entspricht dem Sinne nach dem unschönen 
Worte cTelegraphenwesen», welches alles umfasst, was 
mit der elektrischen Schriftzeichenübermittlung zusammenhängt. 
Der « Telegraph » ist demnach gleich zu gebrauchen wie z. B. 
das Wort «Post». Wie man heutzutage gewöhnt ist, mit dem 
Wort € Post » das Institut der Post zu bezeichnen, so wird 
analog unter « Telegraph » das Institut des Telegraphen ver- 
standen. Im Gegensatz dazu ist die Telegraphenlinie die durch 
einen Draht hergestellte Verbindung zweier Telegraphen- 
apparate. Als « Telegramm » oder « Depesche » wird das zur 
telegraphischen üebermittlung an den Adressaten aufgegebene 
Schriftstück sowie dessen Abschrift am Bestimmungsort be- 
zeichnet. 



*) Die Definition, die Scheffler (Scheffler : Zur Bestimmung des 
Begriffs „Telegraphier*. Gerichtssaal Bd. 36. 1884. S. 481.) vom Tele- 
graphen gibt, bezieht sich auf die technische Einrichtung. Scheffler 
definiert: „Telegraph ist jede Vorrichtung, welche eine Nachrichten- 
beförderung dadurch ermöglicht, dass der an einem Orte zum sinn- 
lichen Ausdrucke gebrachte Gedanke an einem entfernten Orte 
wahrnehmbar erzeugt wird, ohne dass der Transport eines Gegen- 
standes mit der Nachricht erfolgt.** Vgl. die weitern Anführungen bei 
Dambach: Telegraphenstrafrecht, S. 5 ff. 



Mit der eingangs gegebenen summarischen Definition des 
Telegraphenstrafrechts scheint alles gesagt zu sein hinsicht- 
lich der Abgrenzung desselben gegenüber andern Kapiteln des 
Strafrechts. Als das Telephon noch nicht bekannt war, ge- 
nügte die oben gegebene Abgrenzung zweifellos. Heute, wo 
wir Telegraph und Telephon, Telegraphie mit und ohne Draht, 
Starkstrom- und Schwachstromanlagen haben, ist eine Ab- 
grenzung schon schwieriger. 

Es wird sich fragen, ob es nicht klug wäre, die Bezeich- 
nung Telegraphenstrafrecht ganz aufzugeben und dafür in der 
Kollektivbezeichnung dieser Gruppe von Normen den Namen 
des Agens, das hier die Hauptrolle spielt, in geeigneter Weise 
zu verwenden. In der Tat hat es viel für sich, alle strafrechtlichen 
Normen, die seit der allgemeinen Verwendung der Elektrizität 
geschaffen wurden, in ein Elektrizitätsstrafrecht oder 
dergleichen zusammenzufassen. Es ist nicht zu leugnen, dass 
das Wesen der Elektrizität die Jurisprudenz veranlasst, einen 
Teil ihrer fundamentalsten Rechtsbegriflfe zu modifizieren. Ich 
erinnere nur daran, welche Schwierigkeiten der Eigentums- 
begriflf im Verhältnis zur Elektrizität der Rechtswissenschaft 
schon verursacht hat. ^) Eine Ausscheidung der strafrechtlichen 
Normen, die Beziehung zur Elektrizität haben, in ein beson- 
deres Elektrizitätsstrafrecht könnte daher in srafrechtlicher 
Hinsicht grosse Vorteile bieten, indem diese Normen dort 
eine viel freiere systematische Bearbeitung erfahren würden, 
als wenn sie mit andern Strafbestimmungen (Diebstahl, Eigen« 
tumsbeschädigung etc.) zusammen behandelt werden. M. E. 
gehörten in dieses Elektrizitätsstrafrecht vor allem folgende 
Delikte: 

I. Der Diebstahl an Elektrizität, eventuell Betrug oder 
Vertrauensmissbrauch. 

IL Die Beschädigung von Starkstrom anlagen, eventuell 
Verkehrs- Gefährdung und -Störung, hervorgerufen durch 
Beschädigung der Starkstromanlagen. 

*) Vgl. A. Pfleghart: Die Elektrizität als Rechtsobjekt. Allge- 
meiner Teil. Strassburg 1901. 



— 5 — 

III. Die Gefährdungen durch die Angestellten der Stark- 
stromanlagen, hervorgerufen durch falsche Bedienung der 
Apparate. 

IV. Die Beschädigung von Schwachstromanlagen, eventuell 
Gefährdung und Störung des telegraphischen und telephonischen 
Verkehrs. 

Vergleicht man mit dieser Aufstellung die Zahl der Tat- 
bestände des Telegraphenstrafrechtes, die nicht im Elektrizi- 
tätsstrafrecht Platz fänden, so ergibt sich, dass die grosse 
Mehrzahl ausgeschlossen werden müsste, nämlich: 

I. Die Delikte gegen das Monopol des Staates. 

n. Die Fälschung der Telegraphenmarken. 

III. Die Verletzung des Telegraphengeheimnisses. 

IV. Die wissentliche Unterlassung der Beförderung oder 
Ausfertigung eines Telegramm es. 

V. Die Fälschung der Telegramme durch Beamte. 

Vom Standpunkt des Telegraphenstrafrechts aus empfiehlt 
sich daher auf jeden Fall die neue Gruppierung nicht. Aber 
auch aus einem allgemeinen Grund erscheint es vorteilhafter, 
die Delikte gegen die Telegraphenanlagen beim Tele- 
graphenstrafrecht zu behalten. Es hat sich nämlich nach und 
nach die Ansicht über den Charakter dieser Delikte geändert; 
während man früher glaubte, die Beschädigungen der Tele- 
graphenanlagen seien als qualifizierte Fälle von Sachbeschädi- 
gung zu behandeln, hat sich allmählich ein Umschwung in den 
Ansichten bemerkbar gemacht; denn heutzutage werden die 
in Frage stehenden Delikte nicht mehr als Sachbeschädigungen, 
sondern als eine spezielle Art von Gefährdungsdelikten ange- 
sehen, als Gefährdungen des Verkehrs. 

Als Delikte gegen den Verkehr gehören sie aber eher in 
ein Telegraphenstrafrecht als in ein Elektrizitätsstrafrecht 
Es muss somit das Agens als charakteristisches Moment eine 
Deliktsgruppe zurücktreten, da es hier nicht als Selbstzweck, 
sondern nur als Mittel zum Zweck in Frage kommen kann. 
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Resümierend ist daher festzustellen : In ein zu schaffendes 
Elektrizitätsstrafrecht könnten von den Tatbesländen des 
Telegraphenstrafrechts nur herübergenommen werden die De- 
likte gegen die Telegraphenanlagen. Es lohnt sieb aber 
nicht wegen derselben das bereits geschaffene Telegraphen- 
strafrecht, das sich um das charakteristische Merkmal « Tele- 
graph > gebildet hat, zu zerreissen, und ferner hat sich der 
Charakter der Delikte gegen die Telegraphenanlagen so ver- 
ändert, dass es heutzutage nicht mehr angezeigt ist, diese 
Vergehen aus der gegenwärtigen Umgebung herauszunehmen 
und einer andern Gruppe zuzuteilen. 

Nachdem nun festgestellt ist, dass das Bedürfnis nach 
einer andern Gruppierung, soweit der Telegraph in Frage 
kommt, nicht vorhanden ist, wird es notwendig sein, eine 
Untersuchung darüber anzustellen, ob ausser dem Telegraphen 
noch andere ähnliche Einrichtungen bestehen, mit denen die 
gleichen Ziele verfolgt werden wie mit dem Telegraphen. Vom 
technischen Standpunkt aus beurteilt, gehören alle Schwach- 
stromanlagen, Telegraph inbegriffen, in eine Kategorie. Als 
Schwachstromanlagen werden bezeichnet die Einrichtungen des 
Telegraphen und des Telephons, sowie die elektrischen Glocken- 
signalapparate. Bedeutung für den Verkehr haben bis jetzt 
nur erlangt der Telegraph und das Telephon, während die 
elektrischen Glockensignalapparate ausser bei den Eisenbahnen 
mehr nur privaten, häuslichen Interessen dienen. Als charak- 
teristisches Merkmal zur Beurteilung, ob eine Einrichtung den 
gleichen Schutz verdient wie der Telegraph, ist daher mass- 
gebend das Kriterium des Verkehrs, dem zu dienen die An- 
lagen bestimmt sind. In Frage kann daher neben dem Tele- 
graphen nur noch das Telephon kommen.*) Telegraph und 
Telephon, soweit sie dem Verkehr dienen, werden uns daher 
in dieser Arbeit allein beschäftigen. 



1) Die Glockensignalapparate der Eisenbahnen werden mit Vor- 
teil mit den Eisenbahnbetriebstelegraphen zusammen behandelt. Ob 
diese dem Verkehr d\enen, wird später zu erörtern sein. 



Vor einer weitern Untersuchung ist der Frage näher zu 
treten, ob nicht die strafrechtlichen Normen, die Bezug haben 
auf das Telephon, in ein besonderes Telephonstrafrecht 
zusammengefasst werden sollten. Die Frage darf verneint 
werden.. Man ist allerdings weder in der technischen noch in 
der juristischen Wissenschaft darüber einig, ob Telegraph und 
Telephon nur als zwei verschiedene Spezies derselben Gattung 
oder als zwei ganz verschiedene Einrichtungen aufzufassen 
seien. ^) Prof. Meili hat in seinem Telephonrecht dem Tele- 
phonstrafrecht ein eigenes Kapitel gewidmet.^) Aus den 
in demselben enthaltenen Ausfuhningen geht jedoch hervor, 
dass er nicht unbedingt an diesem Begriff festzuhalten gedenkt, 
sonst könnte er nicht schreiben:^) 

< In der Tat verfolgen auch Telegraphie und Telephonie 
die gleichen Verkehrszwecke. > 

«Von diesen Gedanken geleitet, glaube ich, es könne auch 
das Telephonrecht ohne Zwang unter die Normen des Tele- 
graphenrechtes gestellt werden. » 

Eine gewisse Berechtigung Hesse sich der Scheidung von 
Telegraphenstrafrecht und Telephonstrafrecht nicht absprechen, 
wenn die Entwicklung der staatsrechtlichen Stellung des Tele- 
phons eine andere Richtung genommen hätte. Da sich aber 
fast bei allen Staaten nach einer kurzen Zeit des Schwankens 
die Tendenz zeigte, das Telephon gleich wie den Telegraphen 
zu behandeln, d. h. auch das Telephon zu monopolisieren, hat 
eine wissenschaftliche Trennung von Telegraphen- und Tele- 
phonstrafrecht keine Berechtigung mehr. 

Nach und nach haben denn auch mehrere Staaten die 
strafrechtlichen Bestimmungen über den Telegraphen auf das 
Telephon anwendbar erklärt. 



*) Vgl. Meili: Die Telegraphie und Telephonie in ihrer recht- 
lichen Bedeutung für die kaufmännische Welt. Wien 1892. Seite 8 ff., 
sowie die daselbst angeführte Literatur, insbesondere Meili: Das 
Telephonrecht. Leipzig 1885. Seite 47 ff. 

») Meili Telephonrecht S. 273ff. 

3) Meili a. a. O. S.279ff. 



■ luTi J 
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Ich führe ala Beispiele an: 

I. Die Schweiz. 

Bundesgesetz betr. das Telephon wesen vom 27. Juni 1889. 
Art. 1: «Die Errichtung und der Betrieb von Telephonanlagen 
bildet einen Teil des Telegraphenwesens (Art. 36 der Bundes- 
verfassung) und wird dem Geschäftskreis der Telegraphen- 
verwaltung zugewiesen. 

Die auf das Telegraphenwesen bezüglichen Bestimmungen 
des Bundesstrafrechtes finden auch auf das Telephonwesen 
Anwendung. » 

IL Deutsches Reich. 

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich in Verbindung^ 
mit dem Reichsgesetz vom 13. Mai 1891. 

§ 318 a. «Die Vorschriften in den §§ 317 und 318 finden 
gleichmässig Anwendung auf die Verhinderung oder Gefähr- 
dung des Betriebes der zu öffentlichen Zwecken dienenden 
Rohrpostanlagen. 

Unter Telegraphenanlagen im Sinne der §§317 und 318 
sind Fernsprechanlagen mitbegriflfen. > 

Resümierend ist demnach festzustellen: 

Unter das Telegraphenstrafrecht fallen alle diejenigen 
Normen strafrechtlichen Inhalts, die Bezug haben auf Ein- 
richtung und Betrieb der dem Verkehr dienenden Telegraphen- 
und Telephoneinrichtungen. Mit der Bearbeitung dieser Be- 
stimmungen in einem besondern Telegraphenstrafrecht wird 
vor allem eine eingehende Systematisierung und Kommenticrung 
derselben bezweckt. 



I. AbschnitL 



Die nnter Strafe gestellten Handlangen nach den Gesetz- 
gebungen der einzelnen Staaten. 



^;.. -2. 

Die Schweiz. 

Die Bundesverfassung von 1874 bestimmt in ihrem Artikel 
36: «Das Post- und Telegraphenwesen im ganzen Umfange 
der Eidgenossenschaft ist Bundessache. » 

Damit ist der Monopolgedanke deutlich ausgedrückt. 
Es fällt deshalb auf, dass die Schweiz; im Gegensatz zu andern 
Staaten, bis jetzt noch keine Bestimmung besitzt, die die Wider- 
handlung gegen dieses Monopol mit Strafe bedrohen würde. 
Offenbar hat sich das Bedürfnis nach einer pönalen Sanktion 
bis jetzt noch nicht geltend gemacht. *) 

Eine Strafbestimmung enthält dagegen das Bundesstraf- 
recht vom 4. Februar 1853 gegen Betriebsstörungen. 

«Art. 6 6. Handlungen, durch welche die Benutzung der 
Telegraphenanstalt zu ihren Zwecken gehindert oder gestört 
wird (Wegnahme, Zerstörung oder Beschädigung der Draht- 
leitung oder der Apparate oder der sonstigen Zubehörden, die 
Verbindung fremdartiger Gegenstände mit der Drahtleitung, 
die Verhinderung der Telegraphenangestellten in ihrem Dienste 
u. s. w.), werden mit Gefängnis bis auf ein Jahr, verbunden 
mit einer Geldbusse, und wenn in Folge der gestörten Be~ 

Vgl. Meili a. a. 0. S. 285. 
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nutzung der Anstalt ein Mensch bedeutend verletzt oder sonst 
ein erheblicher Schaden gestiftet worden ist, mit Zuchthaus 
bis auf 3 Jahre bestraft. > 

Durch das Bundesgesetz betreffend die elek- 
trischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 
24. Juni 1902, in Kraft seit 1. Februar 1903, ist dieser Artikel 
ersetzt worden. Die hier einschlagenden Bestimmungen des 
B.-G. vom 24. Juni 1902 haben folgenden Wortlaut: 

« Art. 55. Wer durch eine Handlung oder Unterlassung 
vorsätzlich eine elektrische Anlage beschädigt oder gefährdet, 
wird bestraft: 

a. wenn dadurch Personen oder Sachen einer erheblichen 
Gefahr ausgesetzt waren, mit Gefängnis; 

h, wenn beträchtlicher Schaden an Sachen entstanden ist, 
mit Gefängnis oder Zuchthaus bis auf 10 Jahre; 

c, wenn eine Person bedeutend verletzt oder getötet worden 
ist, mit Gefängnis oder Zuchthaus. 

Art 56. Wer in fahrlässiger Weise durch eine Handlung 
oder Unterlassung eine solche Schädigung oder Gefahr her- 
beiführt, wird bestraft: 

im Falle der litt, a des Art. 55 mit Geldbusse bis auf 
Fr. 500 oder mit Gefängnis bis auf sechs Monate; 

im Falle der litt, b des Art. 55 mit Geldbusse bis auf 
Fr. 1000 oder mit Gefängnis bis auf ein Jahr; 

im Falle der litt, c des Art. 55 mit Geldbusse bis auf 
Fr. 3000 oder mit Gefängnis bis auf drei Jahre. 

In allen drei Fällen kann mit der Gefängnisstrafe Geld- 
busse verbunden werden. 

Art. 57. Wer durch vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Handlungen die Benutzung der Telegraphen- oder Telephon- 
anlagen oder der Starkstrom anlagen zu ihren Zwecken hindert 
oder stört, wird mit Geldbusse bis auf Fr. 1000 oder mit 
Gefängnis bis auf ein Jahr bestraft. 
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Wenn infolge der betreffenden Handlung eine Person 
bedeutend verletzt oder getötet oder sonst ein erheblicher 
Schaden gestiftet worden ist, ist auf Geldbusse bis auf 
Fr. 3000 oder Gefängnis oder Zuchthaus zu erkennen. 

Mit der Freiheitsstrafe kann auch Geldbusse verbunden 
werden. » 

Weitere Strafbestimmungen enthalten die Artikel 54 und 
55 des Bundesstrafrechts. Ersterer bedroht die Beamten 
und Angestellten der Postverwaltung, die sich dienstliche 
Vergehen zu Schulden kommen lassen, mit Amtsentsetzung 
und in schwereren Fällen mit Geldbusse und Gefängnis. Dazu 
bestimmt Art. 55 folgendes: 

«Die gleiche Strafe (Art. 54) verwirkt ein Beamter oder 
Angestellter der Post- und Telegraphenverwaltung, welcher 
über den Inhalt einer telegraphischen Nachricht irgend je- 
mandem, für den dieselbe nicht bestimmt ist, eine Mitteilung 
macht. » 

Damit hat das letzte Alinea des Art. Sß der Bundesver- 
fassung (Die Unverletzlichkeit des Post- und Telegraphenge- 
heimnisses ist gewährleistet) die pönale Sanktion erhalten. 

Das Bundesgesetz über den telegraphischen 
Verkehr im Innern der Schweiz vom 22. Juni 1877 
enthält eine Bestimmung über Fälschung von Telegraphen- 
marken. Dieselbe lautet: 

«Art. 4: Der Gebrauch falscher oder schon gebrauchter 
Marken zur Frankierung der Telegramme wird mit einer Busse 
von Fr. 10. — bis Fr. 500. — und im Wiederholungsfalle bis 
Fr. 1000. — belegt. 

Die Erledigung solcher Straflfälle erfolgt nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes vom 30. Brachmonat 1849, betreifend 
die üebertretung fiskalischer und polizeilicher Bundesgesetze 
(amtl. Sammlung I, 87). Macht sich ein Beamter oder Ange- 
stellter der Telegraphenverwaltung dieses Vergehens schuldig, 
oder werden Marken nachgemacht oder nachgemachte wissent- 
lich zur Frankierung verwendet oder in den Verkehr gebracht, 
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so finden die Bestimmungen des Art. 61 des Bundesstrafrechtes 
Anwendung. » ^) 

Die Telegraphenmarken wurden eingeführt durch B.-G. 
betr. den telegr. Verkehr im Innern der Schweiz vom 18. De- 
zember 1867. Schon dieses Gesetz enthielt eine Straf bestimmung 
hinsichtlich der Fälschung von Telegraphenmarken, die im 
Prinzip mit derjenigen des vorerwähnten Gesetzes vom 22. Juni 
1877 übereinstimmte. Das Institut der Telegraphenmarken 
war im Gesetz von 1867 ausdrücklich erwähnt. Das Gesetz 
von 1877 nennt sie nur noch in der Strafsanktion (vgl. Art. 4 
hievor). Dagegen widmet ihnen die bundesrätliche Vollziehungs- 
verordnung vom 27. August 1877 mehrere Artikel. Diese Voll- 
ziehungsverordnung wurde durch eine neue vom 30. Juni 1886 
aufgehoben. Letztere gab das System der Telegraphenmarken 
preis, bestimmte jedoch in Art. 19^), es könne in Ausnahme- 
fällen die Bezahlung der Telegraphentaxe durch Aufkleben 
von Postmarken erfolgen. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob bei Verwendung von 
gefälschten oder entwerteten Postmarken die Bestimmungen 
des Postregalgesetzes vom 5. April 1894 oder der früher re- 



*) Bundesstrafrecht Art. 61 : 

«Wer Bundesakten verfälscht oder unbefugterweise zerstört, oder 
fälschlicherweise Schriften unter dem Namen oder der Unterschrift 
oder dem Siegel einer Bundesbehörde oder eines Bundesbeamten 
verfasst, oder dergleichen falsche oder verfälschte Urkunden wissent- 
lich geltend macht, wird mit Gefängnis, verbunden mit einer Geld- 
busse, bestraft. » 

2) Art. 19. «Die Telegramme sind in der Regel bei den Tele- 
graphenbureaux oder Aufgabebureaux aufzugeben. 

Jedoch kann die Aufgabe auch kostenfrei durch die Post in 
verschlossenem Couvert mit der Ueberschrift 

„Telegramm" 
an das Telegraphenbureau .... erfolgen. In dieser Form können 
die Telegramme in jeden Briefeinwurf gelegt oder jedem fahrenden 
Postbureau, jedem Briefeinwurfleerer, jedem Telegraphenausläufer, 
Postboten, Postwagenkondukteur oder Postillon behufs Bestellung 
an das nächste Telegraphenbureau übergeben werden, und die Be- 
zahlung der Telegraphentaxe kann in diesen Fällen ausnahmsweise 
durch Aufkleben von Postmarken erfolgen (s. Art. 22). » 
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produzierte Art. 4 des B.-G. vom 22. Juni 1877 zur Anwendung 
kommt. Die Frage ist nicht nur von theoretischer, sondern 
auch von praktischer Bedeutung, indem die angedrohten Strafen 
nicht vollständig miteinander übereinstimmen.^) M. E. kommen 
die Bestimmungen des Postregalgesetzes zur Anwendung, weil 
es Postwertzeichen und nicht Telegraphenwertzeichen sind, die 
gefälscht werden, und weil zudem das Postregalgesetz, um- 
fassend die Deliktstatbestände, die sich bei Missbräuchen mit 
Postmarfcen ergeben, normiert. Als Folge würde sich ergeben, 
dass der niehrerwähnte Art. 4 so lange obsolet bleibt, als die 
Telegraphenverwaltung sich nicht entschliesst, eigene Tele- 
graphenmarken wieder einzuführen. Es hat demnach eine 
eingehendere wissenschaftliche Behandlung strafrechtlicher 
Normen über die Telegraphenmarken nur noch historisches 
Interesse. 

Nach Art. 1 des Telephongesetzes vom 27. Juni 1886 finden 
die auf das Telegraphenwesen bezüglichen Bestimmungen des 
Bundesstrafrechts auch auf das Telephonwesen Anwendung. 
In Frage kommen dabei »mar Art. 55 des Bundesstrafrechts 
und die Art. 55—57 dös B.-G. viom 24. Juni 1902. Durch 
Art. 1 des Telephongesetzes in Verböldung mit Art. 55 Bundes- 
strafrecht wird demnach die Verletzung des Telephongeheim- 
nisses unter Strafe gestellt und durch Art. 1 Telephongesetz 
und die vorgenannten 3 Artikel des B.-G. vom 24. Juni 1902 
ist den Telephonanlagen der gleiche Schutz zu teil geworden, 
wie den Telegraphenanlagen. 



*) Wiederverwendung bereits entwerteter Postmarken wird nach 
Art. 38 in Verbindung mit Art. 39 und 40 des Postregalgesetzes ad- 
ministrativ durch das Post- und Eisenbahndepartement mit Busse 
von Fr. 1.— bis Fr. 500.— und im Wiederholungsfall mit Busse bis 
auf Fr. 2000.— bestraft. Vgl. dagegen den oben abgedruckten Art. 4 des 
B.-G. vom 22. Juni 1877. Bezüglich der eigentlichen Fälschung der 
Marken kommt in beiden Fällen Art. 61 Bundestrafrecht zur An- 
wendung. (Vgl. Art. 38 Postregalgesetz und Art. 4 des Gesetzes vom 
22. Juni 1877.) 
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§3. 
Deutsches Seich. 

Das Deutsche Keich besitzt zur Zeit eine der vollkom- 
mensten Gesetzgebungen über das Telegraphenstrafreeht. Das- 
selbe hat auch eine grundlegende wissenschaftliche Bearbeitung 
erhalten in der Arbeit von Prof. Dambach «Das Telegraphen- 
strafrecht nach der Deutschen Gesetzgebung», in zweiter, 
völlig umgearbeiteter Auflage erschienen 1897 bei Richard 
Schötz in Berlin. Die hienach abgedruckten strafrechtlichen 
Bestimmungen entnehme ich diesem Werke und gebe sie ohne 
weitern Kommentar wieder. 

Gesetz über das Telegraphenwesen des Deutschen Reiches 
vom 6. April 1892. 

§ 9.*) < Mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit Haft oder 
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten wird bestraft, wer vorsätz- 
lich entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes eine Tele- 
graphenanlage errichtet oder betreibt.» 

§ 10.') «Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark wird bestraft, wei- 
den in Gemässheit des § 4^) erlassenen Kontrollvorschriften 
zuwiderhandelt ». 

§ 11.*) «Die unbefugt errichteten oder betriebenen Anlagen 
sind ausser Betrieb zu setzen oder zu beseitigen. Den Antrag 
auf Einleitung des hierzu nach Massgabe der Landesgesetz- 
gebung erforderlichen Zwangsverfahrens stellt der Reichs- 
kanzler oder die voih Reichskanzler dazu ermächtigten Behörden. 
Der Rechtsweg bleibt vorbehalten.» 



») Dambach: a. a. O. S. 17. 

«) Dambach : a. a. 0. S. 26. 

«) Im § 3 des Gesetzes vom 6. April 1892 sind diejenigen Tele- 
graphenanlagen erwähnt, die ohne obrigkeitliche Bewilligung er- 
/richtet werden können. Zur Kontrollierung dieser Anlagen sind in 
§ 4 leg. cit. Bestimmungen vorgesehen. Deren Uebertretung wird 
nach § 10 leg. cit. mit Strafe bedroht. Vgl. die weitern Ausführungen 
bei Dambach a. a. O. S. 10 ff und S. 25 ff. 

*) Dambach a. a. O. S 21 ff. 
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Die durch die Novelle vom 13. Mai 1891 abgeänderten 
§§ 317, 31S lind 318^ ^es Reichsstr^fgeBetzbuch^ und der 
durch Novelle vom 26. Februar 1876 ahg^ndertß § 319 ent- 
halten diß Strafsanktion^n gagen Beschädigungen von Tele- 
graphenanlagen. 

§ 317. <Wer vorsätzlich und rechtswidrig den Betrieb 
einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanlage 
dadurch verhindert oder gefährdet, dass er Teile oder Zube- 
hörden derselben beschädigt oder Veränderungen daran vor- 
nimmt, wird mit Gefängnis von einem Monat bis zu drei 
Jahren bestraft.» 

§ 318. «Wer fahrlässigerweise durch eine der vorbezeich- 
neten Handlungen den Betrieb einer zu öflfentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphen anläge verhindert oder gefährdet, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu 
neunhundert Mark bestraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Beaufsichtigung und Bedienung 
der Telegraphenanlagen und ihrer Zubehörden angestellten 
Personen, wenn sie durch Vernachlässigung der ihnen ob- 
liegenden Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden.» 

§ 318a. «Die Vorschriften in den §§317 und 318 finden 
gleichmässig Anwendung auf die Verhinderung oder Gefähr- 
dung des Betriebes der zu öflfentlichen Zwecken dienenden 
Rohrpostanlagen . 

Unter Telegraphenanlagen im Sinne der §§317 und 318 
sind Fernsprechanlagen mitbegriifen.» 

§ 319. «Wird einer der in den §§316 und 318 erwähnten 
Angestellten wegen einer der in den §§ 315 bis 318 bezeich- 
neten Handlungen verurteilt, so kann derselbe zugleich für 
unfähig zu einer Beschäftigung im Eisenbahn- oder Telegraphen- 
dienste oder in bestimmten Zweigen dieser Dienste erklär 
werden.» 
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In die gleiche Kategorie von Delikten gehören auch die 
Widerhandlungen gegen die Ausführungsbestimmungen zum 
internationalen Kabel vertrag.*) 

Dieselben sind enthalten im Ausführungsgesetz vom 21. 
November 1887.«) 

Die gesetzliche Garantie des Telegraphengeheimnisses ist 
in § 8 des mehrerwähnten Telegraphengesetzes vom 6. April 
1892 enthalten. Die Strafsanktion enthält § 355 Rstrgb; 

cTelegraphenbeamte oder andere mit der Beaufsichtigung 
und Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Tele- 
graphenanstalt betraute Personen , welche die einer Tele- 
graphenanstalt anvertrauten Depeschen verfälschen oder in 
anderen, als in den im Gesetze vorgesehenen Fällen eröffnen 
oder unterdrücken, oder von ihrem Inhalte Dritte rechts- 
widrig benachrichtigen, oder einem andern wissentlich eine 
solche Handlung gestatten oder ihm dabei wissentlich Hilfe 
leisten, werden mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten bestraft. > 

Nach § 358 Rstrgb. kann neben der Freiheitsstrafe auch 
noch auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter auf die Dauer von einem bis zu 5 Jahren erkannt 
werden. 

§ 355 Rstrgb. bedroht neben der Verletzung des Tele- 
graphengeheimnisses auch noch die Fälschung einer Depesche 
durch Beamte mit Strafe und schafft dadurch einen qualifi- 
zierten Fall der Fälschungsdelikte.*) 



*) Der Kabelvertrag wurde in den Jahren 1882 und 1883 auf zwei 
Konferenzen in Paris vereinbart, unterm 14. März 1884 unterzeichnet 
im Jahre 1886 mit einer Deklaration versehen und am 1. Mai 1888 in 
Kraft gesetzt. Vgl. Dambach a. a. O. S. 59 ff. 

*) Die Ausführungsbestimmungen der meisten Staaten lehnen 
sich eng an den Wortlaut des Kabelvertrages an. Am Schlüsse dieses 
Abschnittes findet sich der Kabel vertrag in extenso reproduziert. Die 
sämtlichen Ausführunsgesetze sind im Journal t^legraphique wieder- 
gegeben (Bd. IX (1885) -XI (1887). 

3) Depesehenf älschungen durch Dritte, vgl. Dambach : a. a. O. S. 
99—116 und Meili : Die Fälschung einer telegr. Depesche. Rechtsgut- 
achten. Zürich 1889. S.68. 
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Weitere Fälschungstatbestände enthalten die §§ 275, 276, 
360, Ziif. 4, 364 des Reichsstrafgesetzbuches. Die 3 letztge- 
nannten §§ verdanken ihre heutige Fassung der Novelle zum 
Strafgesetzbuch vom 13. Mai 1891. Soweit sich diese Bestim- 
mungen auf Fälschungen von Telegraphenwertzeichen und die 
dazugehörigen Stempel beziehen, entbehren sie zur Zeit der 
praktischen Bedeutung, da die Telegraphenverwaltung im 
gegenwärtigen Moment keine besondern Wertzeichen mehr 
ausgibt. 



§4. 
Frankreich. 

Die nachstehend reproduzierten Gesetzesstellen sind sämt- 
lich dem vom internationalen Bureau der Telegraphenverwal- 
tungen herausgegebenen Journal täigraphique entnommen 
worden. Die Sammlung La Ugislation telegraphique, gleich- 
falls vom internationalen Bureau herausgegeben, bildet einen 
Separatabdruck der im Journal telegraphique erschienenen 
Artikelserie über die Telegraphengesetzgebung der ünions- 
staaten. 

Im Gegensatz zu der Schweiz und dem Deutschen Reich 
hat Frankreich schon seit langer Zeit Uebertretungen des 
Telegraphenmonopols mit Strafe bedroht. 

Art. 1 des Decret-loi vom 27. Dezember 1851 bestraft die 
unbefugte telegraphische Zeichenübertragung mit einer Busse 
von 1000 bis 10,000 Franken und verfügt die Zerstörung der 
widerrechtlich errichteten Telegrapheneinrichtungen. *) 

Das gleiche Gesetz enthält in den Artikeln 2—6 und 8 
Strafbestimmungen gegen die Zerstörung von Telegraphen- 
einrichtungen und Verhinderung des Telegraphenbetriebs. ^) 
Art. 2 bestraft die fahrlässige Begehung mit Busse von 16 
bis 300 Franken. Sind die Täter" Inhaber von Eisenbahn- 



Vgl. Lägislat. täl^gr. S. 342. 
«) Vgl. Lögislat. tälägr. S. 363. 
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oder Kanalkonzessionen, so wird die fahrlässige Begehung 
nach Art. 6 und 8 bestraft mit Busse von 300-— 3000 Franken, 
wenn die Unterbrechung des Betriebs durch die Nichtausfüh- 
rung von Bestimmungen des Pflichtenheftes oder der General- 
reglemente hervorgerufen wurde. 

Wer nach Art. 3 vorsätzlich durch Zerstörung eines Be- 
standteils einer Telegrapheneinrichtung oder sonst irgendwie 
die Unterbrechung des Telegraphenverkehrs verursacht, wird 
mit Gefängnis von 3 Monaten bis zu 2 Jahren und mit Busse 
von 100 bis 1000 Fr. bestraft. Wurde das Delikt mit auf- 
rührerischer Gewaltanwendung (violences insurrectionnelles) 
begangen, so wird nach Art. 4 die Strafe auf Festungshaft *) 
und Busse von 1000—5000 Franken erhöht. 

Art. 5 erklärt die Strafen gegen Aufruhr für anwendbar 
in allen den Fällen, wo gegen Beamte und das Aufsichtsper- 
sonal Widerstand mit Gewaltanwendung geleistet wird.') Die 
in dem Gesetz vom 27. Dezember 1851 enthaltenen Straf be- 
stimmungen erhalten eine Ergänzung in dem Art. 257 des 
Code penal, welcher die Zerstörung oder Verstümmelung von 
Monumenten, Statuen oder andern Gegenständen, welche 
dem öffentlichen Nutzen oder der Verschönerung die- 
nen und durch die Behörden oder mit obrigkeitlicher Geneh- 
migung errichtet wurden, mit Gefängnis von emem Monat 
bis zu zwei Jahren und mit Busse von 100 bis zu 500 Franken 
bedroht. ^) 

Die Verletzung des Telegraphengeheimnisses stellt Art. 5 
eines Gesetzes vom 29. November 1850 unter Strafe. Danach 
sollen die Strafen des Art. 187 des Code penal zur Anwendung 
kommen. Dieser Artikel, der speziell die Verletzung des 
Postgeheimnisses mit Strafe bedroht, enthält folgende Ansätze : 
Busse von 16 bis 500 Franken, Gefängnis von 3 Monaten bis 
zu 5 Jahren. 



*) Festungshaft (detention) hat einen Strafrahmen von 5—20 
Jahren. Vgl. Code p^nal Art. 20. 

*) lieber die Strafen des Aufruhrs vgl. Art. 209 ff. des Code penal. 
3) Vgl. Lägislat. t^legr. S. 361 ff. 
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Mit dieser Strafe soll gleichzeitig auch der Verlust der 
Fähigkeit zur Bekleidung eines öffentlichen Amtes während 
5 — 10 Jahren ausgesprochen werden. 

Straf bestimmungen über Fälschung von Telegraphenmar- 
ken, sowie über den Vertrieb solcher enthält ein Gesetz vom 
11. Juli 1885. unter Strafe — Gefängnis von 5 Tagen bis zu 
3 Monaten und Geldbusse von 16 bis 2000 Franken — sind 
gestellt die Herstellung, der Verkauf, der Hausiervertrieb 
und der Absatz aller Drucksachen oder Formulare, durch 
welches Verfahren sie auch gewonnen sein mögen, welche 
nach Form und Aussehen den Wertstempeln und Marken des 
Post- und Telegraphendienstes so ähnlich sind, dass dadurch 
die Annahme der aufgeführten Drucksachen oder Formulare 
an Stelle der echten Wertzeichen erleichtert wird. 

Die anscheinend hohen Strafminima der erwähnten De- 
likte erhalten zu gunsten des Angeschuldigten eine Korrektur 
-durch den Art. 463 Code penal. Derselbe gestattet beim 
Vorliegen von circonstances attenuantes die Herabsetzung der 
Strafe unter das gesetzliche Minimum je nach den umständen, 
und zwar bei Festungshaft (detention) auf einfache Gefangen- 
schaft und bei Gefangenschaft auf Geldbusse. 



§5. 
Oesterreich-Ungarn. 

Eine vollständige gesetzliche Regelung des Telegraphen- 
betriebs in est erreich ist bis heute noch nicht erfolgt. 
Die bis jetzt erlassenen Verordnungen basieren auf einem 
Hofkanzleidekret vom 25. Januar 1847. Gesetzlich 
festgelegt sind dagegen in § 89 des Strafgesetzes von 
185 2 die Strafbestimmungen gegen Beschädigungen von 
Telegrapheneinrichtungen. Sie bilden dort einen Bestandteil 
des IX. Hauptstücks, das unter dem Titel «Oeffentliche Ge- 
walttätigkeit » eine Reihe von Delikten enthält^ die eines 
gemeinsamen Merkmales entbehren. Die eigenmächtige Ge- 
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waltanwendung, die allenfalls ein Kriterium sein könnte, kanrt 
es hier nicht sein, da dieses Merkmal auch einer grossen 
Zahl von Delikten eigentümlich ist, die nicht in diesem Titel 
Platz gefunden haben. ^) 

Bestraft werden die boshafte Beschädigung eines Bestand- 
teiles des Staatstelegraphen, jede absichtliche Störung des 
Betriebs, sowie jeder Missbrauch der Einrichtungen. Die 
Strafe ist schwerer Kerker von 6 Monaten bis zu einem Jahr. 
Bei besonders wichtigem Schaden und bei besonderer Bosheit 
kann schwerer Kerker von 1 bis 5 Jahren zur Anwendung 
kommen. 

Ist die in § 89 umschriebene Handlung nur aus Mutwillen, 
Leichtsinn oder schuldbarer Nachlässigkeit begangen worden, 
so tritt nach § 318 des Strafgesetzes Arrest von einem bis 
zu 3 Monaten an die Stelle der Kerkerstrafe. 

Einzig in ihrer Art ist die Bestimmung des § 175 in 
Verbindung mit 178 des Strafgesetzes, wonach der Diebstahl an 
einem Bestandteil des Staatstelegraphen als qualifizierter Fall 
behandelt wird. Ohne Rücksicht auf den Wert des Gestohlenen 
wird er mit im Minimum 6 Monaten und im Maximum 5 
Jahren schwerem Kerker bestraft. 

Im Gegensatz zu Oesterreich ist in Ungarn sowohl 
Telegraphen- als Telephonwesen gesetzlich geregelt und zwar 
im Gesetz über das Telegraphen- und Telephon- 
wesen und anderen elektrischen Anlagen vom 
8./ 14. August 188 8. Dasselbe stellt sowohl gewisse gegen 
das Telegraphenmonopol als gegen den Telegraphenbetrieb 
gerichtete Handlungen unter Strafe. Nach § 11 dieses Ge- 
setzes ist es erlaubt, auf dem eigenen Grund und Boden 
Telegrapheneinrichtungen zu treffen. Sobald jedoch öffent- 
licher Boden oder Eigentum Dritter in Anspruch genommen 
werden soll, ist eine Konzession erforderlich. Wer ohne solche 
Konzession eine Telegraphen-, Telephon- oder andere elek- 



von Liszt: Das Strafrecht der Staaten Europas, Berlin 1894. 
S. 145 ff. (Die Strafgesetzgebung Oesterreichs von Dr. Karl Hiller). 
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irische Zeichenübertragungsanlage errichtet, verfällt in eine 
Geldstrafe von 50—300 fl. In die gleiche Strafe wird der- 
jenige verfallt, der eine private Telegrapheneinrichtung in 
einer ihrer Bestimmung entgegengesetzten Weise benutzt. 

Nach § 12 sind die Straf bestimmungen des Strafgesetz- 
buches über Beschädigungen von Telegraphenanl^gen auch 
Buf Beschädigungen von Telephoneinrichtungen anzuwenden.^) 
Laut Art. 439 — 442 desselben sind vorsätzliche Beschä- 
digungen des Telegraphen oder vorsätzliche Betriebsstörun- 
gen mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bis 
zu 1000 fl. zu bestrafen, fahrlässig begangene Beschädigungen 
mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
100 fl., sofern die Benutzung des Telegraphen gestört wird. 

Der Beamte, der durch eine Pflichtverletzung eine Stö- 
rung des Betriebs herbeiführt, kann mit Gefängnis bis zu 6 
Monaten oder mit Geldbusse bis zu 500 fl. bestraft werden. 
Ein Beamter, der sich eines dieser Delikte schuldig macht, 
ist aus dem Dienst zu entlassen. Nach Art. 201 des Straf- 
gesetzbuches wird die Verletzung des Depeschengeheimnisses, 
die Fälschung oder Unterschlagung einer Depesche, begangen 
durch einen Beamten, mit im Maximum 6 Monaten Gefängnis 
und Entlassung aus dem Dienste bestraft. Die Verletzung 
des Depeschengeheimnisses durch andere Personen (Art. 327) 
wird mit im Maximum 8 Tagen Gefängnis und 100 fl. Geld- 
strafe bestraft. Wer den durch eine solche Indiskretion in 
Erfahrung gebrachten Inhalt eines Telegrammes veröffentlicht 
oder sich des Telegramms bedient, um dem Absender oder 
Empfänger zu schaden, wird dagegen mit Gefängnis bis zu 3 
Monaten und mit Geldbusse bis zu 1000 fl. bestraft. 



*) Ungarisches Strafgesetzbuch über Verbrechen und Vergehen 
vom 28. Mai 1878. 
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§6. 
Belgien. 

Die belgische Gesetzgebung über die vorliegende Materie 
ist sehr umfangreich; sie hat sich bemüht, allen Eventualitäten 
gerecht zu werden. Um so mehr ist es zu verwundern, dass 
sich zum Schutz des Telegraphenmonopols keine Straf- 
bestimmungen finden, wohl aber zum Schutz des Telephon- 
monopols. Das Gesetz vom 11. Juni 1883 über die Anlage 
und den" Betrieb des Telephons enthält zwei Strafbestimmun- 
gen, die je nach der Art der üebertretung zur Anwendung 
kommen. Die üeberschreitung einer Konzession wird mit einer 
Geldbusse von 50 bis 100 Franken bestraft, anderweitige 
üebertretungen jedoch mit einer solchen von 100— 500 Franken. 

Das gleiche Gesetz enthält ferner die Bestimmung, dass 
die bestehenden Strafgesetznormen über den Schutz der Tele- 
graphenanlagen auch auf die Telephoneinrichtungen anzuwen- 
den seien. Die hieher gehörenden Bestimmungen sind die 
Artikel 524-526 und 563 und 564 des Code penal von 1867. 
Die 3 erstgenannten Artikel enthalten die Normen, die bei 
vorsätzlicher Begehung zur Anwendung kommen, die letztern 
beziehen sich auf die fahrlässige Begehung. Nach Art. 524 
wird die vorsätzliche Verhinderung des telegraphischen Ver- 
kehrs mit Gefängnis von einem Monat bis zu 3 Jahren und 
mit Geldbusse von 50 bis zu 500 Franken bestraft. Nach 
Analogie des Art. 257 des französischen Code penal wird der 
Art. 526 des belgischen Code penal auf Beschädigungen von 
Telegraphen, die keine Verkehrsstörungen zur Folge haben, 
angewendet. Beide Artikel stimmen ihrem Inhalte nach über- 
ein (vgl. pag. 18 hievor). Wird das in Art. 524 umschriebene 
Delikt von mehreren Tätern gemeinsam begangen unter An- 
wendung von Gewalt oder Drohungen, so tritt an Stelle von 
Gefängnis und Busse Zuchthaus (reclusion). Die Rädelsführer 
speziell werden zu Zwangsarbeit (travaux forces) von 10 bi& 
15 Jahren und zu Geldbusse von 500 bis 5000 Franken ver- 
urteilt. 
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Die fahrlässige Beschädigung von Telegrapheneinrichtun- 
gen wird nach Art. 563 mit Gefängnis bis zu 7 Tagen und 
mit einer Busse von 15 bis 25 Franken bestraft. Befindet 
sich der Täter im Rückfall, so kann die Gefängnisstrafe auf 
12 Tage erhöht werden (Art. 564). 

Beamte, die Depeschen unterdrücken oder in rechtswid- 
riger Weise öffnen oder .deren Oeflfnung erleichtern, werden 
mit Gefängnis von 15 Tagen bis zu 2 Monaten und mit Geld- 
busse von 26 bis 500 Franken bestraft (Art. 149 Code penal). 
Art. 150 bestraft die Verletzung des Telegraphengeheim- 
nisses mit Gefängnis voji 15 Tagen bis zu 6 Monaten und 
mit Geldstrafe von 26 bis 500 Franken. 

Den Fälschungen der Depeschen sind die Art. 193, 211 
und 212 gewidmet. Der erstgenannte Artikel stellt nur den 
Grundsatz auf, dass Depeschenfälschungen zu bestrafen seien. *) 
Nach Art. 211 wird Fälschung oder Verfälschung einer telegr. 
Depesche, begangen durch einen Beamten oder Angestellten 
der Telegraphenverwaltung, mit Gefängnis von 1 bis zu 5 
Jahren bestraft. Gleiche Strafe trifft denjenigen, der von der 
gefälschten Depesche Gebrauch macht. 

Die Art. 188 — 190 des Code penal enthalten Straf bestim- 
mungen über die Fälschung von Telegraphenmarken, sowie 
über den Gebrauch gefälschter Marken und über die Wieder- 
benutzung von Telegraphenmarken, deren Entwertungszeichen 
entfernt wurde. Auch die Entfernung des Entwertungszeichen 
ist unter Strafe gestellt. 

Nach einem Gesetz vom 4. Juni 1889 wird ausserdem noch 
die Herstellung, der Verkauf und Vertrieb von Drucksachen 
und Formularen, die den Post-Telegraphenmarken so ähnlich 
sind, dass sie mit echten Marken verwechselt werden können^ 
unter Strafe gestellt. Mit der Strafe ist die Konfiskation der 
Drucksachen, Stempel und Platten auszusprechen. 



') Art. 193 Code p6nal. „La faux commis en 6critures ou dans 
des d^p^ches telegraphiques, avec une Intention frauduleuse ou ä 
dessein de nuire, sera puni conformement aux articles suivants." 
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§ 7. 
Niederlande. 

Das T^legraphengesetz vom 7. März 1852 erklärte in sei- 
nen Art. 10 und 12 mehrere Artikel des alten niederländischen 
Strafgesetzbuches für anwendbar. Seit dem 1. September 1886 
ist jedoch in den Niederlanden das Strafgesetzbuch vom 
3. März 1881 in Kraft. Dasselbe enthält anscheinend keine 
telegraphenstrafrechtlichen Bestimmungen , wenigstens fehlt 
das Wort «Telegraph» ganz. Gleichwohl bleiben Beschädi- 
gungen von Telegrapheinrichtungen nicht ungestraft. Letztere 
stehen vielmehr unter dem Schutze der Art. 162 und 163 
Stgb. von 1881. Diese Artikel bilden einen Bestandteil des 
Titels VII des zweiten Buches. Die Ueberschriften des Titels 
und die beiden Artikel lauten in französischer Uebersetzung *) 
folgendermassen : 

«Delits compromettant la sürete generale des personnes 
et des biens. Art. 157-176». 

«Art. 162. Celui qui, avec intention, detruit, met hors 
d'usage ou degrade quelque ouvrage servant ä la cömmunication 
publique, obstrue quelque voie publique de terre ou d'eau, ou 
rend inutile quelque mesure de sürete prise ä l'egard d'un 
ouvrage ou d'une voie de ce genre, est puni: 

1. D'un emprisonnement de neuf ans au plus, s'il peut en 
resulter un danger pour la sürete de la cömmunication; 

2. D'un emprisonnement de quinze ans au plus, s*il peut 
en resulter un danger pour la sürete de la cömmunication 
et si le fait a ete suivi de la mort de quelqu'un.» 

«Art. 163. Celui par la faute duquel un ouvrage servant 
ä la cömmunication publique est detruit, mis hors d'usage ou 
degrade, une voie publique de terre ou d'eau est obstruee, 
ou bien une mesure de sürete prise ä Tegard d'un ouvrage ou 
d'une voie de ce genre est rendue inutile, est puni: 



*) Code penal des Pays-Bas. Traduit et annote par Willem- Joan 
Wintgens. Paris 1883. 
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1. D'un emprisonnement ou d'une detention de trois mois 
au plus ou d*une amende de trois cents florins au plus, si par 
lä la comraunication est devenue daugereuse: 

2. D'un emprisonnement ou d*une detention d'un an au 
plus, si le fait a ete suivi de la mort de quelqu'un.» 

In gleicher Weise wie die vorstehend wiedergegebenen 
Artikel ist auf die Fälschung von Telegraphenmarken anzu- 
wenden der Artikel 216 des Stgb. (Titel XL Faux en timbres 
et marques.) Derselbe lautet: 

«Est puni d*un emprisonnement de six ans au plus: 

1. Celui qui contrefait ou falsifie des timbres emis par 
l'Etat, dans le dessin d'en faire usage ou d'en faire faire usage 
par d'autres personnes comme etant vrais et non falsifies. 

2. Celui qui, dans un pareil dessin, confectionne de sem- 
blables timbres en faisant usage illegalement des vrais poingons,» 

Auf die Verletzung des Telegraphengeheimnisses sind bei 
dem Fehlen von Spezialbestimmungen die allgemeinen Be- 
stimmungen des Titels XVII, speziell des Art. 272 Stgb. *) an- 
zuwenden. 

§ B. 
Italien. 

Ein Gesetz vom 23. Juni 1853, erlassen für das Königreich 
Sardinien und später auch in den andern Provinzen promul- 
giert, verbot unter Androhung von Busse und Gefängnis, 
letztere Strafe bis zum Maximum von 1 Jahr, Uebertretungen 
des Telegraphenmonopols 2). Das Gesetz über den Betrieb des 
Telephons vom 7. April 1892 fügt dieser Bestimmung eine 
weitere bei, die Uebertretung des Telephonmonopols betreffend. 



*) „Celui qui revöle, avec intention, un secret qu'il ^tait tenu de 
garder, ä raison des fontions ou de la profession qu'il excerce actu- 
ellement ou qu'il a excercees, est puni d'un emprisonnement de six 
mois au plus ou d'une amende de six cents florins au plus. 

Si ce d^lit a etö commis au prejudice d'une personne d^terminee, 
11 n'est poursuivi que sur la plainte de celle-ci." 

«) L^gisl. t^l^gr. S. 135. 
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Art. 18 dieses Gesetzes statuiert als Strafe für Uebertretungen 
eine Geldbusse im Betrage von 300 bis zu 2000 Franken. Die 
ohne Erlaubnis angelegte Telephoneinriehtung soll überdies 
auf Administrativverfügung hin weggenommen werden. Art. 
19 1. c. erklärt die telegraphenstrafrechtlichen Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches auch auf den Telephonbetrieb anwendbar. 
Interessant ist der Umstand, dass auch die privaten Telephon- 
einrichtungen unter den Schutz der Spezialbestimmungen ge- 
stellt werden. Mit dieser Deutlichkeit wird meines Wissens 
nirgends der exceptionelle staatliche Schutz für private Tele- 
phoneinrichtungen ausgesprochen. Es darf jedoch nicht ver- 
schwiegen werden, dass die Strafen um ^'g bis um Vg herab- 
gesetzt werden sollen, wenn die Beschädigungen an privaten 
Telephonanlagen begangen werden. 

Bemerkenswert ist ferner die Bestimmung des Art. 20 1. c , 
wonach nicht dolos begangene Störungen des Telephon betriebes 
den Täter nur zivilrechtlich verantwortlich machen^). Die 
vorsätzlich begangene Beschädigung, Stromablenkung oder 
sonstige Störung des Telephonbetriebes wird nach Art. 315 
des Stgb. von 1889 bestraft mit Zuchthaus von einem Monat 
bis zu 5 Jahren. Die Bestimmung steht im Kapitel «Delikte 
gegen die Sicherheit der Transport- und übrigen Verkehrs- 
mittel». 

Ein ganzes Kapital wird der Verletzung des Telegraphen- 
geheimnisses in Verbindung mit andern Geheimnisverletzungen 
gewidmet*). Bestraft werden die unbefugte üeffnung eines 
Telegramms (Art. 159), die Unterschlagung einer telegraphischen 
Korrespondenz (Art. 160), die unbefugte Publikation einer tele- 
graphischen Korrespondenz (Art. 161). Nach Art. 162 1. c. wird 
ein Beamter oder Angestellter der Telegraphendirektion, der 
sich der drei vorerwähnten Delikte schuldig macht, unter 
schwerere Strafe gestellt als andere Personen. 



Das Gesetz ist in französischer Uebersetzung abgedruckt im 
Journal tel^gr. Bd. XII. 1893 S. 39. 

2) Ital. Stgb. IL, Buch, IL Titel, Kapitel V, Art. 159 ff. 
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§ 9. 
Spanien und Portugal. 

I. Das spanische Strafgesetzbuch vom 17. Juni 1870^) 
umschreibt im zweiten Buche in den Titeln III, IV und VII 
telegraphenstrafrechtliche Tatbestände. In Titel III, Kapitel 6, 
sind neben andern Delikten auch die Verkehrsstörungen durch 
Beschädigung von Telegraphenlinien enthalten. Die Fälschung 
von Telegraphensiegeln wird in Kapitel 3 des IV. Titels mit 
Strafe bedroht. In der gleichen Gruppe von Delikten findet 
sich die Fälschung von Post- und Gebührenmarken. Endlich 
enthalten die Kapitel 3 und 4 des Titels VII neben andern 
Amts- und Beamtendelikten noch Bestimmungen, die in den 
meisten Gesetzgebungen besonders hervorgehoben zu werden 
pflegen, nämlich Normen über die Verletzung des Amtsge- 
heimnisses, sowie die Unterdrückung von Schriftstücken. Im 
Text des spanischen Strafgesetzbuches werden allerdings die 
Telegraphenbeamten nicht speziell erwähnt. 

II. Die telegraphenstrafrechtlichen Bestimmungen P r t u - 
gals sind in einem Dekret vom 17. Januar 1866 enthalten. Be- 
straft werden Widerhandlungen gegen das Monopol (Art. 19), 
Störungen des Betriebes (Art. 20—23), Verletzungen des Tele- 
graphengeheimnisses (Art. 16) und Depeschenfälschungen 
(Art. 17). 

1. Die unbefugte Errichtung einer Telegraphenanlage 
wird mit einer Geldbusse von 200,000 Keis ^) bestraft. Gleich- 
zeitig wird auf Administrativverfügung hin die Anlage weg- 
genommen. 

2. Das zitierte Dekret kennt vier verschiedene Arten der 
Begehung einer strafbaren Betriebsstörung^). Der Höhe der 
Strafe nach sind zu unterscheiden: 

*) Die Angaben über Spanien sind dem Lisztschen Werk: Das 
Strafrecht der Staaten Europas, S. 519 entnommen, sowie der Text- 
ausgabe des „Codico penal" von D. Candido Marti. Valenzia 1889. 

«) 200 Reis = ca. 1 Fr. 

3) Vgl. Lögisl. t6\6gT. S. 398 und .')99. 
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a) Art. 20 bestraft mit Geldbusse von 50,000 bis 200,000 
Reis und Gefängnis von drei Monaten bis zu einem Jahr die 
in aufrührerischer Absicht begangene Störung des telegraphi- 
schen Verkehrs und die Beschädigung der Apparate, sowie die 
in gleicher Absicht begangenen Angriffe auf das Personal des 
öffentlichen Telegrapheh, um dasselbe zur Uebermittlung einer 
Depesche zu zwingen. Vorbehalten bleiben die Strafen des 
Aufruhrs. 

b) Art. 21. Die einfache vorsätzliche Beschädigung einer 
Telegrapheneinrichtung (Apparate und Linien) und die auf 
andere Weise herbeigeführte Störung des öffentlichen Telegra- 
phenbetriebs — Staats- oder Privatleitung — wird mit Geld- 
busse von 20,000 bis zu 100,000 Reis und mit Gefängnis von 
einem bis zu sechs Monaten bestraft. 

c) Art. 22. Die fahrlässige Beschädigung einer 
Telegrapheneinrichtung (Apparate und Linien) des Staates 
oder einer konzessionierten Unternehmung wird mit Geldbusse 
von 1000 bis zu 20,000 Reis bestraft. Nach dem Wortlaut des 
Artikels wird somit die fahrlässige Störung des Telegraphen- 
betriebs, soweit sie keine Beschädigung involviert, vom 
Gesetz nicht unter Strafe gestellt. 

d) Art. 23. Der Konzessionär von öffentlichen Telegraphen- 
linien, der durch Mangel an Aufsicht oder sonst durch ein 
Verschulden Betriebsstörungen veranlasst hat, wird, selbst 
wenn die Störung durch einen seiner Angestellten verursacht 
wurde, mit einer Geldbusse von 20,000 bis zu 200,000 Reis 
bestraft. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Kon- 
zessionsaktes. 

3. Telegraphenangestellte, die sich einer Verletzung des 
Telegraphengeheimnisses schuldig machen oder Depeschen 
öffnen oder unterschlagen, werden sofort abgesetzt und den 
Gerichten zur Aburteilung nach den Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuches überwiesen ^). 



') Vgl. Legisl. t^l^gr. S. 40:^ und 404. 
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4. Die durch einen Angestellten begangene verbrecherische 
Veränderung einer amtlichen oder privaten Depesche am Ab- 
gangs- oder Ankunftsort wird ebenfalls mit sofortiger Ent- 
lassung und üeberweisung an die Gerichte bestraft*). 

§ 10. 
Grossbritannien und Irland. 

Die englische Telegraphengesetzgebung hat im Gegensatz 
zu derjenigen der kontinentalen Staaten in mancher Beziehung 
andere Wege eingeschlagen. In telegraphenstrafrecht- 
licher Beziehung dagegen finden wir die gleichen Delikte 
wie in andern Staaten'^). 

Ein Gesetz vom 9. August 1869 enthält Straf bestimmungen 
gegen üebertretungen des dem Generalpostmeister ausschliess- 
lich vorbehaltenen Monopols (Art. G 1. c). Im betreffenden 
Artikel ist ein Strafmaximum von fünf Pfund vorgesehen. 
Gleiche Strafe trifft auch denjenigen, der einen Telegraphen- 
beamten, der sich des oben genannten Delikts schuldig ge- 
macht hat, noch weiter im Betrieb beschäftigt. 

Art. 37 und 38 eines Gesetzes vom 6. August 1861 er- 
gänzen die englische Strafgesetzgebung im Kapitel Sachbe- 
schädigung ^j. Danach (Art. 37) wird die Beschädigung von 
Telegrapheneinrichtungen, sowie die Verhinderung des Be- 
triebs mit im Maximum zwei Jahren Gefängnis (mit oder ohne 
Zwangsarbeit) bestraft. Dem Gerichte bleibt es überlassen, 
nach Gutfinden andere Strafen zu verhängen, nämlich üeber- 
weisung in ein gewöhnliches Gefängnis (prison commune) oder 
in ein Korrektionshaus bis zu drei Monaten, event. verbunden 
mit Zwangsarbeit oder Geldbusse bis zu 10 Pfund. 

Mit diesen letzteren Strafen sitid auch die Versuchshand- 
lungen, die zu den Delikten des Art. 37 gehören, bedroht. 
(Art. 38). 



«) Vgl. Legisl. t^legr. S. 403 und 404. 
') . . . . 189 ff. 

») . . « « 261. 
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Die englische Gesetzgebung hat in ausgiebiger Weise die 
'Telegraphengeheimnisverletzung und die damit verwandten 
Delikte behandelt. Heute dürften noch Gesetzeskraft haben 
Art. 20 des Telegraphen gesetzes vom 31. Juli 1868 und Art. 23 
des Telegraphengesetzes vom 9. August 1869. Der erstge- 
nannte Artikel bedroht die Verletzung des Telegraphengeheim- 
nisses durch Beamte mit einer Gefängnisstrafe von 1 2 Monaten ; 
der letztgenannte enthält selbst keine Straf Sanktion, verweist 
aber auf die Strafbestimmungen des Postgesetzes vom 12. Juli 
1837, und stellt damit die aufgegebenen telegraphischen De- 
peschen den Briefen gleich. Danach stehen folgende Hand- 
lungen von Telegraphenbeamten unter Strafe und zwar in: 

Art. 25 unbefugte Oeffnung und absichtliche Verzögerung 
der Ablieferung von Depeschen. Als Strafe ist angedroht Ge- 
fängnis und Geldbusse, wobei auch alternative Anwendung 
dieser Strafen gestattet ist. Mit der gleichen Strafe werden 
bedroht diejenigen, die die vorerwähnten Delikte ohne Wider- 
spruch geschehen lassen; und in 

Art. 26 die Entwendung; das Verbergen und das Zerstören 
einer Depesche. Diese Delikte werden als Verbrechen bestraft 
nnd zwar mit Deportation auf 7 Jahre^) oder Gefängnis bis zu 
3 Jahren. 

In den bestehenden Telegraphengesetzen existieren keine 
Strafbestimmungen, die, analog den oben wiedergebenen Be- 
amtendelikten, auch ausser der Telegraphen Verwaltung stehende 
Fehlbare treffen; doch verlangt die bereits erwähnte Gleich- 
stellung von Telegramm und Brief in Art. 23 des Gesetzes 
vom 9. August 1869, dass die im Postgesetz von 1837 enthal- 



Die Deportation ist durch Gesetz vom 26. Juni 1857 abgeschafft 
worden. Nach einem Gesetz vom 20. August 1853 ist die Deportations- 
strafe nach folgendem Schema umzuwandeln in Strafknechtschaft 
(penal servitude): 7, 10, 15 Jahre Deportation entsprechen 4, 6, und 8 
Jahren penal servitude; mehr als 15jährige Deportation = 10 Jahre 
penal servitude; lebenslängliche Deportation = lebenslängliche penal 
servitude. Vergl. hierüber Korn: Ist die Deportation unter den heu- 
tigen Verhältnissen als Straf mittel praktisch verwendbar? Berlin bei 
Guttentag. 1898. S. 136 und 137. 
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tenen Bestimmungen auch hier analog angewendet werden 
sollen. Darnach wird mit Deportation*) auf Lebenszeit oder 
je nach dem Fall nur auf 14 Jahre bestraft der Diebstahl an De- 
peschen und die Unterschlagung von solchen. Mit Gefängnis 
und Geldbusse wird bestraft, wer die Herausgabe von irrtüm- 
lich erhaltenen Depeschen verweigert. Die Fälschung von 
Zeichen zur Frankierung von Depeschen wird wiederum mit 
Deportation*) bis zu 7 Jahren und endlich der Versuch der 
Beamtenbestechung mit Gefängnis bis zu 2 Jahren bestraft. 



§ 11- 

Die skandinavischen Staaten, 

I. Dänemark hat seine Telegraphen- und Telephongesetz- 
gebung durch Gesetz vom 11. Mai 1897 erneuert. § 5 dieses 
Gesetzes enthält Strafbestimmungen gegen Uebertretungen des 
staatlichen Monopols, sowie auch gegen Konzessionsüberschrei- 
tungen. Für beide Handlungen ist eine Maximalbusse von 
400 Kronen vorgesehen ; im ersten Fall soll überdies die ganze 
Anlage konfisziert werden. 

Nach § 15 1. c. in Verbindung mit § 12 und 13 werden 
mit Geldbusse bis zu 200 Kronen bestraft diejenigen, die ohne 
Voranzeige an einen zuständigen Beamten in der Nähe von 
Telegraphen- und Telephonleitungen Arbeiten vornehmen, die 
eine Gefahr für diese Anstalten bedeuten, ferner diejenigen, 
die trotz Auiforderung ihre Bäume nicht zurückschneiden, 
nachdem die Notwendigkeit dieser Massregel durch gesetz- 
liche Expertise nachgewiesen worden, und endlich diejenigen, 
die durch Anlage einer erlaubten Telegraphen-, Telephon- oder 
Starkstromleitung den Betrieb der staatlichen Telegraphen- 
oder Telephonleitungen erschweren oder verhindern, nachdem 
eine gesetzliche Expertise die allfälligen streitigen Punkte 
entschieden hatte. 



Siehe Note S. 80. 
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Den Schutz der Staatslinien gemessen auch die konzes- 
sionierten Privatlinien, wenn der Konzessionsakt bezügliche 
Bestimmungen enthält (vgl. § 16). 

Der oben zitierte § 15 des Gesetzes von 1897 nennt den 
§ 295 des Strafgesetzbuches und schreibt dessen Anwendung 
vor für den Fall, dass die strafbare Handlung über die Tat- 
bestände des § 15 hinausgeht. Dieser § 295 steht in Kapitel 
30, das überschrieben ist «Unbrauchbarmachung oder Beschä- 
digung fremden Eigentums». Nach seinem Inhalt werden vor- 
sätzliche Handlungen, die geeignet sind, den Telegraphenbetrieb 
zu verhindern oder zu unterbrechen, mit Gefängnis*) oder beim 
Vorhandensein von mildernden Umständen mit Geldbusse von 
50 Reichstalern (Fr. 141.50) an aufwärts bestraft; ferner sind 
fahrlässige Handlungen, die geeignet sind, das gleiche Resultat 
hervorzubringen, mit Geldbusse bis zu 100 Reichstalern (Fr. 
283.-) oder mit Gefängnis bis zu einem Monat bedroht. Im 
letzteren Fall kann der Täter straffrei ausgehen, wenn er so- 
fort die Behörden vom Vorfall in Kenntnis setzt. 

Die §§ 17 und 18 des Gesetzes von 1897 sind den Be- 
amtendelikten gewidmet. §17, AI. 1 und 2, bestrafen die 
einfache Verletzung des Telegraphen- und Telephongeheimnisses 
mit Gefängnis, in schweren Fällen mit Zwangsarbeit in einem 
Korrektionshause bei vorsätzlicher Begehung, mit Busse 
oder einfachem Gefängnis bei fahrlässiger Begehung. 

Die Zerstörung, Unterdrückung oder Fälschung einer tele- 
graphischen Depesche wird nach den §§ 33, 138 und 144 des 
Strafgesetzbuches bestraft. (§ 17, AI. 3, 1. c.) 

In den Konzessionsurkunden der Privatgesellschaften kann 
die Verpflichtung zur Wahrung des Telegraphen- und Tele- 
phongeheimnisses aufgenommen werden. Verletzungen des 
Geheimnisses durch Bedienstete der Unternehmung werden mit 
einfacher Gefängnisstrafe oder mit Geldbusse bestraft (§ 18, 1. c). 
Geheimnisverletzungen ziehen Dienstentlassung nach sich und 
zwar auch im Fall des § 18, sofern der Minister des Innern es 
verlangt. 

Maximum 2 Jahre. 
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IL Schweden. Im Kapitel 19 «Sachbeschädigung» 
des schwedischen Strafgesetzbuches finden sich zwei Artikel 
{13 und 14) telegraphenstrafrechtlichen Inhalts. Im ersten wird 
die vorsätzliche Beschädigung des Telegraphen und die vor- 
sätzlich begangene Betriebsstörung mit Strafe bedroht. Diese 
ist Gefängnis bis zu 6 Monaten oder öffentliche Arbeiten bis 
zu 2 Jahren. In besonders leichten Fällen kann auch nur 
Busse ausgesprochen werden. 

Der zweite Artikel erklärt vorstehende Strafbestimmungen 
auch auf Privatunternehmungen anwendbar, unter Vorbehalt 
königlicher Zustimmung. 

III. Norwegen. Ein Gesetz vom 29. April 1899 stellt 
die Verletzung des Telegraphenmonopols unter Strafe. 
Schon ein Gesetz vom 19. Mai 1881 verfolgte diesen Zweck. 

Gegen Störungen und Gefährdungen des Betriebs 
sind die Telegraphenanlagen zur Zeit noch geschützt durch 
ein Gesetz vom 31. Juli 1854. Auf 1. Januar 1904 wird das- 
selbe aber ausser Kraft gesetzt und es tritt an seine Stelle 
das «Allgemeine bürgerliche Strafgesetzbuch für das König- 
reich Norwegen» vom 22. Mai 1902. Eine Spezialbestimmung 
zum Schutze der Telegraphenanlagen fehlt. Allerdings enthält 
das Kapitel «Sachbeschädigung und Vermögensbeschädigung » 
Bestimmungen, die geeignet sind, in ausreichendem Masse den 
fehlenden exceptionnellen Schutz zu ersetzen. Je nach der 
Grösse des Schadens werden nämlich bestraft diejenigen, 
die Beschädigungen an öffentlichen Denkmälern, an Sachen, 
die der Post übergeben worden sind oder öffentlichen Samm- 
lungen angehören oder zum allgemeinen Nutzen oder zur Ver- 
schönerung öffentlicher Orte bestimmt sind , vornehmen 
<§ 292). Als Strafe kann in geringern Fällen Geldstrafe oder 
Gefängnis bis zu 3 Jahren ausgesprochen werden. In schwereren 
Fällen beträgt das Maximum 6 Jahre und in den schwersten 
10 Jahre Gefängnis. Im Kapitel « Übertretungen gegen Ver- 
mögensrechte » sind noch die ganz leichten Fälle von Be- 
schädigungen und Besudelungen der in § 292 genannten 
Oegenstände mit Strafe bedroht (§ 391). 

3 
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Die fahrlässige Begehung wird nur bestraft, wenn der 
Schaden 5000 Kronen übersteigt oder Leben bezw. Gesundheit 
eines Menschen in Gefahr stand. Als Strafe ist angedroht^ 
Geldstrafe oder Gefängnis bis zu 6 Monaten (§ 293). 

Das Kapitel «Verbrechen im Amte» enthält nur eine 
Bestimmung (§ 120), die Telegraphen- und Telephonbeamte 
ausdrücklich erwähnt. Bestraft werden dort die Fälschung 
und Verfälschung von Telegrammen und telephonischen Mit- 
teilungen. Soweit das Dienstgeheimnis in Frage kommt, sind 
die Telegraphen- und Telephonbeamten den übrigen öffent- 
lichen Beamten gleich gestellt. 

§ 12. 
Bussland. 

Unter der Ueberschrift «Vom Verletzen der Post- 
und Telegraphen-Reglemente» enthält das russische 
Strafgesetzbuch von 1885 in den Artikeln 1139—1148 eine An- 
zahl Bestimmungen telegraphenstrafrechtlichen Inhalts. Im 
System des Strafgesetzbuches stehen diese Bestimmungen zu- 
sammen mit andern Tatbeständen, die mit unserem Gegenstand 
nichts zu tun haben, unter dem Titel «Von Verbrechen 
und Vergehen wider die öffentliche Wohlfahrt 
und Polizei». 

Mit Strafe wird bedroht die vorsätzliche Beschädigung des 
Telegraphen, die Störung des Betriebs und die Entwendung 
eines zum Telegraphen gehörenden Gegenstandes, abgesehen 
von dessen Wert. Die Strafe ist, je nachdem einer der ver- 
schiedenen Tatbestände erfüllt ist, Entziehung aller Standes- 
rechte oder Deportation nach Sibirien oder Einreihung in eine 
Korrektionsarrestantenkompagnie. Wird das Delikt in der Ab- 
sicht begangen, ein Verbrechen gegen den Herrscher oder 
dessen Familie zu begehen, so werden die oben wiedergege- 
benen Strafen ersetzt durch Entziehung der Standesrechte und 
die Todesstrafe^ Gewaltanwendung bei Störung des Tele- 
graphenbetriebs wird mit Zwangsarbeit bestraft. 
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Die fahrlässige Beschädigung des Telegraphen wird nur 
bestraft, wenn jemand dadurch getötet oder verletzt worden 
war. Als Strafe ist vorgesehen Gefängnis und wenn jemand 
getötet wurde, Kirchenbusse. 

Werden die erwähnten Delikte von Beamten und Ange- 
stellten der staatlichen oder einer Privattelegraphenanstalt 
begangen, so sind die Maxima der Strafansätze auszusprechen. 

Im Gesetzbuch für Friedensrichter befindet sich 
eine Bestimmung, die die fahrlässige Beschädigung eines Tele- 
graphen, die einen Betriebsunterbruch zur Folge haben kann, 
mit Strafe bedroht. Die Strafe variert je nachdem die Be- 
triebsstörung eingetreten ist oder nicht. Im ersteren Fall ist 
Gefängnis oder Geldbusse bis zu 100 Rubel angedroht, im letz- 
teren nur Geldbusse bis zu 50 Rubel. Hat der Täter vom 
Vorfall sofort Kenntnis gegeben, so sinkt das Maximum auf 
25 Rubel hinunter. 

§ 13. 

Die Balkan-Staaten. 

I. Rumänien. Das Telegraphenpostgesetz vom 
1./13. Oktober 1871 enthält in seinen Titeln V und VII ei- 
nige telegraphenstrafrechtliche Bestimmungen. Merkwürdiger- 
weise fehlen aber Spezialnormen zum Schutz der Telegraphen- 
an lagen. Dagegen sind unter Strafe gestellt die Verletzung 
des Telegraphengeheimnisses, ferner verschiedene andere Be- 
amtendelikte und die Fälschung von Telegraphenmarken inkl. 
der widerrechtliche Gebrauch entwerteter Marken. Das Tele- 
graphenpostgesetz umschreibt nur die Tatbestände der ge- 
nannten Delikte und verweist im übrigen auf das Strafgesetz- 
buch. Zitiert werden die Art. 140 ff. und 156 desselben und 
die Bestimmungen über die Fälschungen. 

II. Serbien. Die Artikel 304 — 306 des serbischen 
Strafgesetzbuches von 1860 enthalten Straf bestimmungen 
zum Schutz der Telegraphenanlagen. Bestraft werden vorsätz- 
liche Handlungen, durch welche der Telegraphenbetrieb ver- 
hindert oder gestört wird und fahrlässige Beschädigungen der 
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Telegraphenanlagen. Die Strafe für die vorsätzliche Begehung 
ist Gefängnis von 3 Monaten bis zu 8 Jahren. Ist durch die 
Handlung jemand verletzt oder getötet worden, m tritt an die 
Stelle dieser Strafe Zuchthaus von 3 bis 20 Jahren. Die fahr- 
lässige Begehung ist mit Gefängnis von höchstens 6 Monaten 
bedroht, wenn niemand verletzt oder getötet wurde ; tritt eine 
dieser Folgen ein, so wird Gefängnis von 2 Monaten bis zu 
2 Jahren in Anwendung gebracht. Der fahrlässigen Begehung 
werden gleichgestellt die Dienstversehen der Telegraphisten, 
die die nämlichen Folgen haben. 

Ein Gesetz vom 3. Dezember 1898 enthält Bestimmungen 
über die Geheimnis Verletzung. Art. 24 1. c. enthält den 
Grundsatz, dass das Telegraphen- und Telephongeheimnis zu 
wahren sei. Art. 25 erklärt den Art. 117 des Strafgesetzbuches 
für anwendbar bei Verletzung des Telegraphen- und Telephonge- 
heimnisses. Dieser strafbaren Handlung wird gleichgestellt 
die Fälschung und Unterdrückung einer Depesche, sofern der 
Täter in rechtswidriger Absicht gehandelt hat und für eine 
Person ein Nachteil entstanden ist. Die Strafe, die den Tele- 
graphen- oder Telephonbeamten trifft, wenn er die genannten 
Delikte begeht, ist auch auf denjenigen anzuwenden, der einen 
Telegraphen- oder Telephonbeamten durch Anwendung von 
Gewalt oder durch Bestechung zur Verletzung des Geheim- 
nisses gebracht hat. 

ni. Bulgarien. Das bulgarische Post- und Telegraphen- 
gesetz vom 16./ 18. Dezember 1889 enthält in seinem Artikel 
185 eine Strafbestimmung gegen Verletzungen des Telegraphen- 
monopols. Verboten ist aber nicht die Errichtung von Tele- 
graphenanlagen, sondern nur die telegraphische Korrespondenz 
auf nicht konzessionierten Linien. Die Strafe hat nur poli- 
zeilichen Charakter (Geldbusse von 200 bis 2000 Fr.). 

Die Art. 184, 187 bis 191 des genannten Gesetzes, die 
auch telegraphenstrafrechtliche Tatbestände enthielten, sind 
aufgehoben durch das bulgarische Strafgesetz vom 2. Februar 
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1896 ^). An ihre Stelle treten die nachfolgenden Bestim- 
mungen. 

Kapitel XXI ist überschrieben «Offenbarung fremder Ge- 
heimnisse» und bedroht in Art. 309 und 310 die vorsätzliche 
und rechtswidrige Verletzung des Telegraphengeheimnisses, 
begangen durch Privatpersonen (Art. 309) und durch Beamte 
oder Angestellte des Post-, Telegraphen- oder Telephondienstes 
(Art. 3101 Neben der Verletzung des Telegraphengeheimnisses 
wird in Art. 310 noch die Vernichtung und die Unterdrückung 
einer Depesche, begangen durch die obengenannten Beamten, 
mit Strafe bedroht. Als Strafen kommen zur Anwendung in 
Art. 309 Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Geldstrafe bis zu 
500 Lew 2), ferner Gefängnis bis zu 1 Jahr, wenn der Täter 
das Geheimnis veröffentlicht oder es zum Schaden des Ab- 
senders oder des Adressaten ausnützt. In Art. 310 ist Ge- 
fängnis von 3 Monaten bis zu 2 Jahren angedroht, sowie Ent- 
ziehung des Rechtes, Ehrenzeichen zu tragen und gewisse 
Aemter zu bekleiden. 

In Kapitel XXXII «Gemeingefährliche Verbrechen» ent- 
halten die Art. 408 und 409 die Delikte gegen die Telegraphen- 
und Telephonanlagen. Bestraft wird die vorsätzliche und fahr- 
lässige Beschädigung der Telegraphen- und Telephonanlagen 
die Störung oder Unterbrechung des telegraphischen Verkehrs. 
Als Täter führt Art. 409 speziell an die Telegraphenbeamten 
oder -bediensteten. Diese trifft die Strafe des Art. 408, auch 
wenn sie nur durch eine Verletzung einer Dienstpflicht den 
telegraphischen Verkehr stören, hindern oder unterbrechen. 
Die in Art. 408 enthaltenen Strafen sind bei fahrlässiger Be- 
gehung Gefängnis bis zu 6 Monaten, bei vorsätzlicher, Gefängnis 
nicht unter 6 Monaten und bei Begehung unter gewaltsamer 



*) Das bulgarische Strafgesetzbuch vom 2. Februar 1896. Ueber- 
setzung von Professor Dr. A. Teichmänn in Basel. Erschienen als 
Beilage zur Zeitschrift für die gesamte Straf rechtswissenschaft. Bd. 
XVIII. 1898. 

») 1 Lew = 1 Fr. 
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Wegnahme der Station oder bei Begehung zur Zeit eines Auf- 
ruhrs Gefängnis von 1 bis zu 3 Jahren. 

IV. Griechenland. Quellen des griechischen Telegraphen- 
strafrechts sind die Gesetze vom 9. März 1859 und 18. De- 
zember 1861. Letzteres enthält in Art. 3 eine Strafbestimmung 
über Monopolübertretungen. Bestraft werden die unbefugte 
Einrichtung einer Telegraphenanlage und die unbefugte üeber- 
tragung von Zeichen durch telegraphische Apparate. Als Strafe 
ist angedroht Geldbusse von 1000 bis zu 10,000 Drachmen*). 
Die Artikel 4—7 1. c. enthalten Tatbestände der vorsätzlichen 
und fahrlässigen Beschädigung von Telegraphenanlagen. 

Art. 4 umschreibt die fahrlässige Begehungsart. Mit Geld- 
busse von 15 bis zu 300 Drachmen oder mit Gefängnis von 
fünf Tagen bis zu zwei Monaten werden bestraft Handlungen, 
die geeignet sind, eine Betriebsunterbrechung herbeizuführen 
und Beschädigungen der Telegrapheneinrichtungen überhaupt. 
Die vorsätzliche Begehung dieser Handlungen wird nach Art. 5 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldbusse von 100 
bis zu 1000 Drachmen bestraft. Die Art. 6 und 7 enthalten 
qualifizierte Fälle der vorsätzlichen Begehung. Nach dem 
Wortlaut des erstgenannten Artikels werden mit im Minimum 
zwei Jahren Gefängnis und 200 bis zu 2000 Drachmen Geld- 
busse bestraft, diejenigen, die durch ihre Tat einen Schaden 
von mehr als 1000 Drachmen verursacht oder die dieselbe 
unternommen haben, um die Zustellung eines obrigkeitlichen 
Befehls oder eines Rapportes an eine Behörde zu verzögern. 

Mit Zuchthaus und mit Geldbusse von 2500 bis 5000 
Drachmen wird nach Art. 7 bestraft, wer die Tat in unruhigen 
Zeiten oder unter Anwendung von Gewalt oder Drohungen 
ausgeführt hat. Mit der gleichen Strafe wird der gegen die 
Errichtung oder die Wiederherstellung eines Telegraphen ge- 
richtete Widerstand bestraft. Nach Art. 8 wirkt die Beamten- 
qualität eines Täters als erschwerender umstand. 

') Eine alte Drachme = 0,9 Fr. 
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Das Gesetz vom 9. März 1859 enthält eine Strafbestim- 
mung gegen die Verletzung des Telegraphengeheimnisses. Es 
wird darin auf Art. 470 des Strafgesetzbuches, der die Ver- 
letzung des Briefgeheimnisses unter Strafe stellt, verwiesen. 
Als Strafe ist angedroht Gefängnis von drei Monaten bis zu 
zwei Jahren. 

§ H. 
Argentinieii. 

Von aussereuropäischen Gesetzgebungen über das Tele- 
graphenwesen muss erwähnt werden das argentinische 
Telegraphengesetz vom 7. Oktober 1875. Dasselbe 
lehnt sich im allgemeinen an seine europäischen Vorbilder 
an, übertrifft sie aber beinahe alle an umfang. Es regelt 
in seinen 163 Artikeln alle Fragen, die mit dem Telegraphen- 
wesen im Zusammenhang stehen, mit grosser Sorgfalt. Mit 
besonderer Ausführlichkeit und Präzision werden die Strafbe- 
stimmungen behandelt (Art. 48 bis 73). Ausser den in den 
europäischen Gesetzen mit Strafe bedrohten Handlungen, 
werden im argentinischen Gesetze noch eine Reihe weiterer 
Tatbestände unter Strafe gestellt. Ich beschränke mich darauf, 
diese kurz wiederzugeben. Das ganze Gesetz ist in franzö- 
sischer Uebersetzung abgedruckt im Journal telegraphique 
ßd. III, S. 263 «. und 287 if. und in der Legislation tele- 
graphique, S. 479 flf. 

Nach Art. 51, 1. c. wird mit Strafe bedroht das Abfangen 
von Nachrichten und das Aufgeben von Depeschen mittelst 
an den Telegraphendrähten befestigten Drähten und Apparaten. 
Das Lesen einer durchgehenden Depesche mittelst des oben 
beschriebenen Verfahrens oder auf andere Weise wird eben- 
falls bestraft (Art. 62). Bestraft wird der Telegraphenbeamte, 
der den Inhalt einer ihm zu Gesicht gekommenen Depesche 
zum eigenen Vorteil verwendet (Art. 56). Die Aufgabe einer 
falschen oder gefälschten Depesche, sowie die wissentliche 
Beförderung einer solchen oder einer dem Inhalte nach wider 
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die guten Sitten verstossenden Depesche ist gleichfalls unter 
Strafe gestellt (Art. 57 und 58). Telegraphenbeamte, die De- 
peschen landesverräterischen Inhalts spedieren (Art. 59), oder 
die sich nicht die Identität eines Depeschenaufgebers beweisen 
lassen (Art. 60), oder die endlich telegraphisch vorgenommene 
Strafverfolgungshandlungen verhindern helfen (Art. 66), machen 
sich auch strafbarer Handlungen schuldig. Selbst die An- 
stiftung eines Beamten der Telegraphenverwaltung zu einem 
der in den Artikeln 48 — 73 umschriebenen Delikte ist m diesem 
Spezialgesetz mit Strafe bedroht. 

§ 15. 

Der internationale Vertrag: zum Schutze 
der submarinen Kabel. 

Zum Schutze der im offenen Meere ausserhalb der Küsten- 
zone liegenden Kabel wurde auf zwei Konferenzen in Paris 
(1882 und 1883) zwischen 26 Staaten ein Vertrag vereinbart. 
Derselbe wurde am 14. März 1884 unterzeichnet, auf einer 
neuen Konferenz im Jahre 1886 mit einer Deklaration ver- 
sehen und auf 1. Mai 1888 in Kraft gesetzt. Zu diesem Ver- 
trag haben die Vertragsstaaten ausführende Gesetze erlassen*). 

Der Wortlaut des Vertrages ist folgender^): 

Art. 1. 
La presente Convention s'applique, en dehors des eaux 
territoriales, ä tous les cäbles sous-marins legalement etablis 

*) Ich habe es unterlassen, bei den einzelnen Staaten die be- 
treffenden Kabelgesetze zu erwähnen, da dieselben sich zum weitaus 
grössten Teil an den Wortlaut des Vertrages anschliessen und zudem 
jedermann leicht zugänglich sind. Das Journal t616graphique hat sie 
seinerzeit sämtlich in französischer Uebersetzung publiziert. Vgl. dar- 
über J. t. Bd. IX (1885) S. 13. Bd. X (1886) S. 3:^, 58, 61, 85, 86, 132, 157, 
229, 830, 381. Bd. XI (1887) S. 42, 90, 91, 231, 233. 

üeber den Vertrag selbst kann ich erläuternde Bemerkungen 
unterlassen und verweisen auf das Telegraphenstrafrecht von Dam- 
bach, S. 59. Prof. Dambach hat seinerzeit an den Konferenzen in 
Paris als deutscher Bevollmächtigter teilgenommen. 

n Journal t^Iegr. Bd. VIII (1884) S. 96 ff. 
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et qui attemssent sur les territoires, colonies ou possessions 
de l'une ou de plusieurs des Hautes Parties contractantes. 

Art. 2. 

La rupture ou la deterioration d'un cäble sous-marin, faite 
volontairement ou par negligence coupable, et qui pourrait 
avoir pour resultat d'interrompre ou d'entraver, en tout ou en 
partie, les Communications telegraphiques, est punissable, sans 
prejudice de Taction civile, en dommages-interets. 

Cette disposition ne s'applique pas aux ruptures ou dete- 
riorations dont les auteurs n'auraient eu que le but legitime 
de proteger leur vie ou la securite de leurs bätiments, apres 
avoir pris toutes les precautions necessaires pour eviter ces 
ruptures ou deteriorations. 

Art. 3. 

Les Hautes Parties contractantes s'engagent ä imposer, 
autant que possible, quand elles autoriseront Tatterrissement 
d'un cäble sous-marin, les conditions de sürete convenables, 
tant sous le rapport de trace que sous celui des dimensions 
du cäble. 

Art. 4. 

Le proprietaire d'un cäble qui, par la pose ou la reparation 
de ce cäble, cause la rupture ou la deterioration d'un autre 
cäble, doit supporter les frais de reparation que cette rupture 
ou cette deterioration aura rendus necessaires sans prejudice, 
s'il y a lieu, de Tapplication de Tarticle 2 de la presente 
Convention. 

Art. 5. 

Les bätiments occupes ä la pose ou ä la reparation des 
cäbles sous-marins doivent observer les regles sur les signaux 
qui sont ou seront adoptes d'un commun accord, par les 
Hautes Parties contractantes, en vue de prevenir les abordages. 

Quand un bätiment occupe ä la reparation d'un cäble 
porte les dits signaux, les autres bätiments qui aperQoivent 
ou sont en mesure d'apercevoir ces signaux doivent ou se 
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retirer ou se tenir eloignes d'un mille nautique au moins de 
ce bätiment, pour ne pas le gener dans ses Operations. 

Toutefois, les bateaux de peche qui aperQoivent ou sont 
en mesure d'apercevoir un navire telegraphique portant les 
dits signaux auront, pour se conformer ä Tavertissement ainsi 
donne, un delai de vingt-quatre heures au plus, pendant lequel 
aucun obstacle ne devra etre apporte ä leurs manoeuvres. 

Les Operations du navire telegraphique devront etre 
acheves dans le plus bref delai possible. 

Art. 6. 

Les bätiments qui voient ou sont en mesure de voir les 
bouees destinees ä indiquer la position des cäbles, en eas de 
pose, de derangement ou de rupture, doivent se tenir eloignes 
de ces bouees ä un quart de mille nautique au moins. 

Les engins ou filets des pecheurs devront etre tenus ä la 

memo distanee. 

Art. 7. 

Les proprietaires des navires ou bätiments qui peuvent 
prouver qu'ils ont sacrifie une ancre, un filet ou un autre 
engin de peche, pour ne pas endommager un cäble sous-marin» 
doivent etre indemnises par le proprietaire du cäble. 

Pour avoir droit ä une teile indemnite, il faut, autant 
que possible, qu*aussitöt apres l'accident, on ait dresse, pour 
le constater, un proces-verbal appuye des temoignages des 
gens de Tequipage, et que le capitaine du navire fasse, dans 
les vingt-quatre heures de son arrivee au premier port de 
retour ou de reläche, sa declaration aux autorites competentes. 
Celles-ci en donnent avis aux autorites consulaires de la nation 
du proprietaire du cäble. 

Art. 8. 

Les tribunaux competents pour connaitre des infractions 
ä la presente Convention sont ceux du pays auquel appartient 
le bätiment ä bord duquel Finfraction a ete commise. 

II est, d'ailleurs, entendu que, dans le cas oü la disposition 
inseree dans le precedent alinea ne pourrait pas recevoir d'exe- 
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cution, la repression des infractions ä la presente Convention 
aurait lieu, dans cbacun des Etats contractants a Tegard de 
ses nationaux, conformement aux regles generales de compe- 
tence penale resultant des lois particulieres de ces Etats ou des 
traites internationaux. 

Art. 9. 
La poursuite des infractions prevues aux articles 2, 5 et 6 
de la presente Convention aura lieu par TEtat ou en son nom. 

Art. 10. 

Les infractions ä la presente Convention pourront etre 
constatees par tous les moyens de preuve admis dans la legis- 
lation du pays oü siege le tribunal saisi. 

Lorsque les officiers commandant les bätiments de guerre 
ou les bätiments specialement commissionnes a cet eflfet de 
Tune des Hautes Parties contractantes auront lieu de croire 
qu'une infraction aux mesures prevues par la presente Con- 
vention a ete commise par un bätiment autre qu'un bätiment 
de guerre, ils pourront exiger du capitaine ou du patron 
Texhibition des pieces officielles justifiant de la nationalite du 
dit bätiment. Mention sommaire de cette exhibition sera faite 
immediatement sur les pieces produites. 

En outre, des proces-verbaux pourront etre dresses par 
les dits officiers, quelle que soit la nationalite du bätiment 
inculpe. Ces proces-verbaux seront dresses suivant les formes 
et dans la langue en usage dans le pays auquel appartient 
Tofficier qui le dresse ; ils pourront servir de moyen de preuve 
dans le pays oü ils seront invoques et suivant la legislation 
de ce pays. Les inculpes et les temoins auront le droit d'y 
ajouter ou d'y faire ajouter, dans leur propre langue, toute 
explications qu'ils croiront utiles; ces declarations devront 
etre düment signees. 

Art. II. 
La procedure et le jugement des infractions aux disposi- 
tipns de la presente Convention ont toujours lieu aussi som- 
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mairement que les lois et reglements en vigueur le pre- 

mettent. 

Art. 12. 

Les Hautes Parties contractantes s'engagent ä prendre 

ou ä proposer ä leurs legislateurs respectifs les mesures 

necessaires pour assurer Texecution de la presente Convention, 

et notamment pour faire punir seit de Temprisonnement, soit 

de Tarnende, soit de ces deux peines, ceux qui contrevien- 

draient aux dispositions des articles 2, 5 et 6. 

Art. 13. 
Les Hautes Parties contractantes se communiqueront les 
lois qui auraient dejä ete rendues ou qui viendraient ä Tetre 
dans leurs Etats relativement ä Tobjet de la presente Con- 
vention. 

Art. 14. 

Les Etats qui n'ont point pris part ä la presente Con- 
vention sont admis ä y adherer, sur leur demande. Cette 
adhesion sera notifiee par la voie diplomatique au Gouverne- 
ment de la Republique fran^aise, et par celui-ci aux autres 
Gouvernements signataires. 

Art. 15. 

II est bien entendu que les stipulations de la presente 

Convention ne portent aucune atteinte ä la liberte d'action 

des belligerants. 

Art. 16. 

La presente Convention sera mise ä execution a partir 
du jour dont les Hautes Parties contractantes conviendront. 

Elle restera en vigueur pendant cinq annees a dater de 
ce jour, et, dans le cas oü aucune des Hautes Parties con- 
tractantes n'aurait notifie, douze mois avant Texpiration de 
la dite periode de cinq annees, son intention d'en faire cesser 
les effets, eile continuera ä rester en vigueur une annee, et 
ainsi de suite d'annee en annee. 

Dans le cas oü Tune des Puissances signataires denon- 
cerait la Convention, cette denonciation n'aurait d'effet qu'ä 
son egard. 
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Art. 17. 

La presente Convention sera notifiee; les ratifications en 
seront echangees ä Paris, le plutöt possible, et, au plus tard, 
dans le delai d'un an. 

En foi de quoi, les Plenipotentaires respectifs Tont signee 
et y ont pose leurs cachets. 

Fait en vingt-six exemplaires, a Paris le 14 mars 1884. 

Zum Vertrag bestehen drei Zusätze, nämlich ein sog. 
« article additionnel », eine englische und eine belgische 
Erklärung, die aber für den vorliegenden Gegenstand ohne 
Wert sind. 



IL Abschnitt. 

Deltstatbestände des Telegraphenstrafrecbts. 



§ 16. 
1. Dambach^) nimmt in seinem Telegraphenötrafrecht fol- 
gende Einteilung der strafbaren Handlungen vor: 
I. Vergehen gegen das Telegraphenregal. 
IL Vergehen gegen die Telegraphenanlagen. 

III. Vergehen in Betreff der von der Telepraphenverwal- 
tung ausgegebenen Wertzeichen (Telegraphenfreimarken). 

IV. Vergehen der Telegraphenbeamten und sonstigen, mit 
der Beaufsichtigung oder Bedienung des Telegraphen beauf- 
tragten Personen (Fälschung von Telegrammen und Verletzung 
des Telegraphengeheimnisses). 

V. Vergehen, welche mittelst des Telegraphen verübt 
werden. 

Diese Einteilung kann genügen, wenn nur die deutsche 
Gesetzgebung berücksichtigt wird, was vom Verfasser auch 
beabsichtigt war. Werden dagegen in den Kreis der Betrach- 
tung gezogen auch die übrigen europäischen Gesetzgebungen 
und etwa noch das argentinische Gesetz vom T.Oktober 1875, 
so vergrössert sich die Zahl der Tatbestände ein wenig; immer- 
hin ist zuzugeben, dass die von Prof. Dambach aufgestellten 
Gruppen fast in jeder Gesetzgebung vollständig oder teilweise 
enthalten sind. 

') Dambach: Telegraphenstraf recht, S. 3. 
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2. Vergehen gegen das Telegraphenmonopol. 
Die Frage, ob es richtiger sei, von einem Telegraphen r egal 
als von einem Telegraphen m o n o p o 1 zu sprechen, ist in dieser 
Studie nicht zu entscheiden. In der Literatur sind beide Auf- 
fassungen vertreten worden. Die richtigste Ansicht hat zweifel- 
los Meili in seinem Telephonrecht geäussert^). Ihn befriedigte 
weder die eine noch die andere Benennung. In Ermangelung 
einer bessern braucht er die Bezeichnungen Telegraphenmo- 
nopol, Telephonmonopol. In der Folge werden auch in dieser 
Arbeit die Rechte der Staatsgewalt in Beziehung auf den Tele- 
graphen und das Telephon als Monopol bezeichnet. 

Aus der Zusammenstellung im ersten Teil dieser Arbeit 
und aus andern Quellen*) ist zu entnehmen, dass die meisten, 
wenn liicht sogar alle Staaten Europas, den Telegraphen mono- 
polistisch ausbeuten; dagegen hat es nur ein Teil derselben 
für nötig erachtet, dieses Monopol mit schützenden Strafbe- 
stimmungen zu umgeben. 

Die Staaten, die Strafbestimmungen erliessen, haben 
die sich gestellte Aufgabe verschieden gelöst. Es lassen sich 
drei Gruppen unterscheiden. 

a. Staaten, die nur die Errichtung einer Telegraphen- 
anlage ohne behördliche Genehmigung verbieten. Dänemark, 
Gesetz vom 11. Mai 1897, § 5. Portugal, Dekret vom 17. 
Januar 1866, Art. 19. Griechenland, Gesetz vom 18. De- 
zember 1861, Art. 3. Argentinien, Gesetz vom 7. Oktober 
1875, Art. 48. 

b. Staaten, die nur den Betrieb einer nicht konzedierten 
Anlage verbieten. Bulgarien, Gesetz vom 16./18. Dezember 
1889, Art. 185; auch England und Frankreich. 



•) Meili: Telephonrecht, S. 67 ff. Vergleiche die daselbst zitierte 
Literatur. 

*) Vgl. z. B. Meili: Telephonrecht, 1. Kapitel, II. Der gegenwär- 
tige Rechtszustand der Telephonie in den verschiedenen Staaten, 
S. 10 u. ff. 

Ferner Meili: Das Recht der modernen Verkehrs- und TranspoTt- 
anstalten, S. 104 ff. und die daselbst zitierte Literatur. 
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c. Staaten, die sowohl die Errichtung als den Betrieb 
einer Telegraphenanlage verbieten. Deutsches Reich, Ge- 
setz vom 6. April 1892, § 9^). Italien, Telephongesetz vom 
7. April 1892, Art. 18. Ungarn, Gesetz vom 8./14. August 
1888, § 11. 

Vom gesetzgebungspolitischen Standpunkte aus ist der 
Fassung sub lit. c der Vorzug zu geben. Genügen kann aber 
auch die Fassung sub lit. a, dagegen nicht diejenige sub lit. 
b, da in diesem Falle das Delikt erst vollendet ist im Moment 
der ersten Uebermittelung eines Telegramms. Will der Staat 
wirklich sein Monopol durch Strafbestimmungen schützen, so 
soll er dem Eingriff in sein Monopol so bald als möglich ent- 
gegentreten und nicht zusehen, wie Vorbereitungshandlungen 
zur üebertretung getroifen werden. Vorzugsweise diejenigen 
Staaten, welche namentlich die Errichtung eines Telegra- 
phen bestrafen, enthalten auch eine Bestimmung, die die Kon- 
fiskation oder Zerstörung der widerrechtlich errichteten Anlage 
verfügt. 

Durch die Straf bestimm ungen gegen die üebertretungen 
des Telegraphenmonopols wird ein Rechtsgut der Gesamt- 
heit geschützt. Die Gesamtheit wird hier dargestellt durch 
die Staatsverwaltung, der der alleinige Betrieb des Telegraphen 
zusteht. Die Monopolübertretung ist daher ein Deliktgegen 
die Staatsverwaltung. Der Charakter des Delikts der 
Monopolübertretung ist durchwegs der eines Vergehens oder 
einer üebertretung, nirgends der eines Verbrechens. 

3. Verbrechen und Vergehen gegen die Tele- 
graph e na n lag e.n. Von den im ersten Teil namhaft ge- 
machten Gesetzgebungen, enthalten die meisten Spezialbestim- 
mungen zum Schutz der Telegraphenanlagen. Unter Strafe 
gestellt sind im allgemeinen die vorsätzliche Beschädigung 
der Apparate und der Linien (die submarinen Kabel einge- 
schlossen), die vorsätzliche Betriebsstörung ohne Beschä- 
digung der Anlage und die Gefährdung des Betriebes. Die 



*) Dambach: a. a. 0. S. 17 ff. 
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Mehrzahl der Gesetzgebungen bedroht auch die fahrlässige 
Beschädigung der Anlagen, wenige die fahrlässige Betriebs- 
störung. Geschützt sind immer die staatlichen Telegraphen, 
oft auch die konzedierten, dem Verkehr dienenden Privattele- 
graphen, selten die Privattelegraphen, die nur den Zwecken 
^iner numerisch beschränkten Zahl von Personen dienen. In 
der Regel trägt das Delikt den Charakter eines Vergehens. 

Aus der Zusammenstellung im ersten Teil dieser Arbeit 
ist zu entnehmen, dass es einige Staaten für notwendig hielten, 
neben der gewöhnlichen vorsätzlichen Begehung noch die 
vorsätzliche Begehung unter Anwendung von Gewalt 
und Drohungen unter Strafe zu stellen. Auch die in auf- 
rührerischer Absicht oder in Zeiten allgemeiner Unsicherheit 
begangene Beschädigung oder Betriebsstörung erscheint als 
besonderer Tatbestand. Die Notwendigkeit solcher Bestim- 
mungen ist nicht einzusehen; sie wären allerdings in den 
Staaten, in welchen keine Strafbestimmungen gegen den Auf- 
ruhr und gegen die Drohungen bestehen, berechtigt. Solche 
Staaten gibt es aber in Europa nicht *). 

4. Delikte gegen Beamte und Angestellte der 
Telegraphen'verwaltungen od er -Unternehmungen. 
Es ist nicht einzusehen, warum es einige Staaten für notwendig 
erachteten, ihre Telegraphenbeamten und -angestellten mit 
einem besonderen Schutz zu umgeben, genügen doch die all- 
gemeinen Bestimmungen, die in den Strafgesetzbüchern zum 
Schutz der Staatsbeamten und -angestellten enthalten sind, 
vollständig; denn auch die Telegraphisten sind beinahe überall 
Staatsdiener, oder doch diesen, so lange sie ihr Amt ausüben, 
gleichgestellt. Derartige Bestimmungen sind daher überflüssig 
in allen Staaten, die Deliktsbestände wie «Widerstand gegen 
die Staatsgewalt » und « Nötigung eines Beamten zur Vornahme 



*) Eine weitere Würdigung dieses Delikts folgt im 3. Abschnitt, 
wo dasselbe mit Rücksicht auf den Entwurf eines schweizerischen 
Strafgesetzbuches de lege ferenda behandelt wird. 

4 
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einer Amtshandlung » kennen *) ; denn die Handlungen» die vor- 
kommen, werden entweder darin bestehen, dass ein Telegra- 
phenbeamter gezwungen wird, ein bestimmtes Telegramm zu 
übermitteln, oder verhindert wird, eine ihm in richtiger Weise 
aufgegebene Dopesche zu telegraphieren. Mit diesen Hand- 
lungen wird meistens noch Hausfriedensbruch konkurrieren. 

5. Vergehen in Betreff der von der Telegra- 
phenverwaltung ausgegebenen Marken. Die seiner- 
zeit in vielen Staaten übliche Frankierung der Telegramme 
durch besondere Wertzeichen hatte den Erlass von besondern 
Strafbestimmungen gegen Fälschung und Verfälschung dieser 
Marken, sowie gegen den Wiedergebrauch entwerteter Marken 
notwendig gemacht. Gegenwärtig gibt eine grosse Zahl von 
Staaten keine besonderen Telegraphen marken mehr aus. Die 
Strafbestimmungen lehnen sich in den meisten Staaten an die 
schon früher erlassenen Bestimmungen über Fälschung von 
Postwertzeichen an'). Bestraft werden in der Regel die Fäl- 
schung und Verfälschung von Telegraphenmarken, sowie der 
Gebrauch solcher Marken, ferner der erneuerte Gebrauch von 
bereits entwerteten Marken, die Herstellung von Stempeln 
und Cliches zur Anfertigung falscher Marken und endlich das 
Feilhalten und der Verkauf falscher, verfälschter oder entwer- 
teter Marken^). 

6. Beamtendelikte. Die zum Telegraphenstraf recht 
gehörenden Delikte, die beinahe in allen Gesetzgebungen wie- 
derkehren, sind namentlich folgende: 

a. Die Verletzung des Telegraphengeheimnisses. 

b. Die Zerstörung, Unterdrückung und die rechtswidrige 
Oeffnung einer telegraphischen Depesche. 

c. Die Fälschung einer telegraphischen Depesche in ihren 
verschiedenen Erscheinungsformen. 



*) Vgl. z. B. Art. 45 ff. des Bundesstrafrechts und §§ 113 und 114 
des Reichsstrafgesetzbuches, sowie Dambach a. a. 0. S. 42. 

2) Dambach a. a. 0. S. 66 ff. 

3) Dambach a. a. O. S. 69, soweit die deutschen Strafbestimmungen. 
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Ausser diesen Delikten kommen auch noch folgende vor: 

d. Die üebermittlung eines offenkundig unmoralischen 
Telegramms durch einen Beamten. 

e. Die üebermittlung eines zum Aufruhr anstiftenden Te- 
legramms durch einen Beamten. 

f. Der Diebstahl von auf Telegrammen aufgeklebten Te- 
legraphenmarken durch Beamte. 

g. Handlungen eines Telegraphenangestellten, die Arre- 
stationsverhinderung eines Angeklagten oder Verurteilten be- 
zweckend. 

Letztere Delikte sind nur im argentinischen Telegraphen- 
gesetz vom 7. Oktober 1875 enthalten. 

Zu den einzelnen Beamtendelikteli ist folgendes zu be- 
merken : 

ad a. Die Staaten, die den internationalen Telegraphen- 
vertrag unterzeichnet haben, oder demselben später beigetreten 
sind, haben die Verpflichtung übernommen, Massregeln zu er- 
greifen, um das Geheimnis der Depeschen zu sichern. Dieser 
Verpflichtung kamen sie unter anderm dadurch nach, dass sie 
die Verletzung des Geheimnisses mit Strafe bedrohten. 

Der Umfang des Telegraphengeheimnisses wird in der 
Regel in den betreffenden Gesetzen nicht umschrieben. Es 
darf aber angenommen werden, dass sich das Telegraphen- 
geheimnis sowohl auf den Inhalt eines Telegramms, als auch 
auf die Tatsache, dass zwischen bestimmten Personen zu einer 
bestimmten Zeit ein telegraphischer Verkehr stattgefunden 
oder nicht stattgefunden hat, erstreckt.*) 

ad b. Als Verletzung des Telegraphengeheimnisses wird 
in vielen Staaten auch die widerrechtliche Zerstörung, Unter- 
drückung und Oeffnung einer telegraphischen Depesche ange- 
sehen. Andere dagegen erwähnen diese Handlungen ausdrück- 
lich und konstruieren dadurch einen Gegensatz zu der Tele- 
graphengeheimnisverletzung. 



») Dambach a. a. 0. S. 85 ff. für das Deutsche Reich. 
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ad c. In der Regel wird es sich hier um die Verfälschung 
einer der Telegraphenanstalt aufgegebenen Depesche handeln. 
Dieses Delikt kann an der Aufgabestation und an der Em- 
pfangsstation begangen werden und zwar durch Veränderungen 
an der Originaldepesche, durch falsche Telegraphierung und 
durch falsche Abnahme vom Apparat, d. h. durch falsche 
Ausfertigung. *) 

Von den im ersten Teil dieser Arbeit namhaft gemachten 
Gesetzgebungen bestrafen alle die vorsätzliche Fälschung 
die fahrlässige aber, soweit von hier aus beurteilt werden 
kann, nicht, mit Ausnahme von Argentinien.^) 

ad d — g. Diese vier Deliktstatbestände sind nur dem 
argentinischen Telegraphengesetz von 1875 eigentümlich. Zu 
Bedenken kann Anlass geben das sub lit. d erwähnte Delikt 
derüebermittlung eines offenkundig unmoralischen Telegramms. 
Die staatliche Fürsorge zur Aufrechterhaltung der Moral geht 
hier entschieden etwas zu weit.^) Die drei übrigen Delikts- 
tatbestände können nicht als überflüssig bezeichnet werden, 
wenn Argentinien noch nicht über ein modernes Strafgesetz 
verfügt; ist das aber der Fall, so nehmen sich diese Be- 
stimmungen beinahe etwas lächerlich aus. 

7. Diebstahl an Bestandteilen einer Telegra- 
phenanlage. In den Strafgesetzbüchern von Oesterreich und 
von Russland ist der Diebstahl an Bestandteilen und Zubehörden 



') Dambach a. a. O. S. 90. 

«) Lögislat. tölegr. S. 496. 

Art. 55 des argentinischen Telegraphengesetzes lautet in fran- 
zösischer Uebersetzung : 

„Si la d^p^che a ^te alterte par inadvertance ou par suite d'une 
inobservation des reglements ou s'il n'en est r^sultö aueun dommage, 
la peine n'excedera pas deux cents piastres fortes ou deux raois de 
prison." 

») Die Lektüre der Strafbestimmungen des argentinischen Tele- 
graphengesetzes von 1875 (Art. 48—78) erweckt bei dem Leser das 
Gefühl, als habe er nicht ein Gesetz aus der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts vor sich, sondern eines, das ungefähr 100 Jahre früher 
hätte entstanden sein können. 
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der Telegraphenanlage besonders mit Strafe bedroht. An beiden 
Orten hat der Wert des Gestohlenen auf die Höhe und Art 
der Strafe keinen Einfluss. Im russischen Strafgesetzbuch 
stellt sich das Delikt als qualifizierter Fall der Telegraphen- 
beschädigungsdelikte, im österreichischen als qualifizierter 
Diebstahl dar. 

8. Die Telegraphengeheimnisverletzung durch 
drittePersonen. Das italienische, bulgarische und das unga- 
rische Strafgesetzbuch, sowie auch das argentinische Telegraphen- 
gesetz von 1 87 5 erwähnen die Verletzung des Telegraphengeheim- 
nisses durch dritte Personen. *) Die Bestimmungen der drei 
erstgenannten Strafgesetze geben, da sie nur eine Erweiterung 
der Briefgeheimnisverletzung oder ein Analogen zu derselben 
bilden, zu keinen weitern Bemerkungen Anlass, wohl aber die 
hieher gehörenden Normen des argentinischen Gesetzes. 

Dieselben lauten:*) 

Art. 51. Quiconque prendra ou sera surpris ä prendre 
connaissance du contenu des telegrammes transmis par les 
lignes telegraphiques, au moyen de fils ou d*appareils qu'il 
reliera aux lignes telegraphiques, sera puni d'une amende 
n'excedant pas mille piastres fortes ou d'un emprisonnement 
ne depassant pas une annee, ou de Tune ou Tautre de ces 
peines reunies, sans prejudice des indemnites civiles auxquelles 
ces faits donneraient Heu. 

Si ce delit a ete commis dans le but de transmettre des 
depßches fausses, la peine sera doublee. 

Si la perpetration de ces delits a ete empechee par une 
cause etrangere a la volonte de leur auteur, la tentative sera 
punie de la moitie de la peine indiquee pour chacun de ces 
faits. 



') Vgl. § 299 Reichsstrafgesetzbuch und die Ausführungen bei 
Dambach a. a. O. S. 94 und 95, ferner Art. 96 des Entwurfs eines 
schweizerischen Strafgesetzbuches von 1896. 

«) Lögisl. t6l6gT. S. 495 und 498. 
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Art. 61. Toute personne qui ouvrira intentionnellement 
un telegramme qui ne lui est pas adresse ou qui se Tappro- 
priera en prenant frauduleusement le nom du destinataire, 
sera punie d*une amende n'excedant pas 500 piastres fortes 
ou de six mois de prison au plus, et en outre au paiement 
des indemnites civiles qui pourront etre reconnues contre eile. 

Art. 62. Sera punie de la möme peine que celle que fixe 
Tarticle precedant, toute personne qui lira frauduleusement un 
telegramme au passage, au moyen d'un appareil quelconque 
ou par tout autre procede. 

La tentative de ce delit sera punie de la moitie de cette 
peine. 

Die beiden letztern Artikel bedrohen ausdrücklich die 
Geheimnisverletzung. Art 51, AI. 1, und Art 62 decken sich 
beinahe ; beide bedrohen die nämliche Handlung und man kann 
sich fragen, ob überhaupt dem Art. 62 noch eine Existenzbe- 
rechtigung zukommt. Liest man den ganzen Art. 51, so wird 
man erkennen, dass dieser speziell eine Art der üebertretung 
des Telegraphenmonopols unter Strafe stellen will; 
zieht man weiter in Betracht, dass der argentinische Gesetz- 
geber überhaupt in diesem Gesetz aus Furcht, etwas zu ver- 
gessen, lieber eine Anordnung zweimal gibt, so kann man die 
Bestimmung des Art. 62 nicht als vollständig überflüssig an- 
sehen; originell ist sie auf jeden Fall; ob sie praktischen 
Wert hat, /ist nicht vom Juristen, sondern eher vom Tele- 
graphentechniker zu entscheiden. Der Inhalt des Art. 6 1 deckt 
sich im wesentlichen mit den oben berührten Bestimmungen 
des italienischen und des ungarischen Strafgesetzbuches. 

9. Vergehen, welche mittelst des Telegraphen 
verübt werden. Dambach gibt in seinem Telegraphenstraf- 
recht^) zwei Delikte an, die namentlich durch das Mittel des 



*) Auf Seite 95 a. a. O. sagt Dambach: 

„Treffend teilt daher Carrara (in einem Briefe an den italieni- 
schen Juristen Bosselini, vgl. Serafini, le t^l^graphe S. 117) die Ver- 
brechen, welche durch den Telegraphen begangen werden können, 
.in zwei Gruppen ein: 
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Telegraphen verübt werden können. Beide Delikte, eo sind Be- 
leidigung und Urkundenfälschung, haben in der europäischen 
Gesetzgebung keine spezielle Berücksichtigung erfahren; 
es ist hier wiederum Argentinien, das eine Sonderstellung ein- 
nimmt, indem es in seinem Telegraphengesetz (Art. 5 7) denjenigen 
mit Strafe bedroht, der ein falsches oder gefälschtes Tele- 
gramm aufgibt oder dazu behülflich ist, um einen Dritten zu 
täuschen. Im zweiten Alinea dieses Artikels wird der Tele- 
graphenbeamte, der wissentlich ein solches Telegramm über- 
trägt, ebenfalls mit Strafe bedroht. 

Aus der vorstehenden Zusammenstellung der Deliktstat- 
bestände, die in den einzelnen Staaten Anlass zu telegraphen- 
strafrechtlicher Regelung gegeben haben, ergibt sich im allge- 
meinen, dass die von Dambach namhaft gemachten Gruppen 
sich beinahe überall wiederholen, und ferner, dass die von 
demselben nicht erwähnten Tatbestände nur in einer relativ 
beschränkten Anzahl von Gesetzgebungen vorhanden sind. Es 
darf daher die Behauptung, die im ersten Teil dieser Arbeit 



a) Verbrechen, welche mit Hilfe des Telegraphen verübt 
werden ; 

h) Verbrechen, bei welchen die Benutzung des Telegraphen d i e 
Substanz der strafbaren Handlung oder, wie S e r a f i n i 
sagt, das cgrpus criminum bildet.** 

M. E. ist diese Einteilung richtig ; dagegen scheint die Auswahl, 
die Dambach a. a. O. S. 96 getroffen hat, etwas willkürlich. Er stellt 
nämlich als Hauptdelikte, bei denen das Telegramm sog. corpus 
criminum sein kann, die Beleidigung und die Urkunden- 
fälschung auf. Es mag richtig sein, dass diese Delikte häufiger 
auf telegraphischem Wege begangen werden, als andere ; doch recht- 
fertigt es sich nicht, ihnen im Telegraphenstrafrecht einen so her- 
vorragenden Platz anzuweisen, hauptsächlich, wenn man bedenkt, 
dass alle Delikte, bei denen Worte (geschrieben oder gesprochen) 
oder Zeichen notwendige Tatbestandsmomente sind, mittelst des Tele- 
graphen begangen werden können. M. E. sollten daher in einem 
Telegraphenstrafrecht alle dieseDelikte berücksichtigt werden 
oder gar keines. Das letztere scheint mir deshalb das ange- 
zeigtere Verfahren, weil es bei den betreffenden Delikten in erster 
Linie darauf ankommt, ob etwas geschrieben wurde, und erst in 
zweiter Linie, welches Mittel verwendet wurde. 
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in § 3 aufgestellt wurde, das Deutsche Reich besitze zur Zeit 
eine der vollkommensten Gesetzgebungen über das Telegraphen- 
strafrecht, als erwahrt angesehen werden. Wenn Dambach 
im. Vorwort zur zweiten Auflage seines Telegraphenstrafrechts 
behauptet, ilas Telegraphenrecht der übrigen Staaten (ausser 
Deutschland) beruhe auf so abweichenden Grundlagen, dass 
eine eingehende Vergleichung beinahe unmöglich sei, so hat 
er nur bis zu einem gewissen Punkt recht. Eine solche Ver- 
gleichung ist schwer auszuführen, weil die Gesetzgebungen 
der einzelnen -Staaten gegenüber der des Deutschen Reiches 
oft bedenkliche Lücken aufweisen. Sie ist ferner schwer, 
wenn auch die nordamerikanische Union in den Kreis der Be- 
trachtung gezogen wird, deren Gesetzgebung allerdings auf 
einer gegenüber den europäischen Staaten ganz abweichenden 
Grundlage beruht.^) 



•) Während in Europa beinahe überall der Staat von Anfang^ 
an die Verwertung des Telegraphen selbst in die Hand nahm, über- 
liessen die Vereinigten Staaten von Nordamerika den Betrieb der 
Telegraphen privaten Unternehmungen. Dieser Grundunterschied 
musste notwendigerweise auch einen Einfluss auf die gesetzgeberische 
Entwicklung ausüben. Einige amerikanische Strafgesetzbücher ent- 
halten jedoch auch telegraphenstrafrechtliche Bestimmungen, so z. B. 
das Strafgesetzbuch des Staates New- York von 1882 in seinem § 689 : 

„A person who willfully or maliciously displaces, removes» 
injures, or destroys, 

7. A line of telegraph or telephone, wire or cable, pier or abut- 
ment, or the material or property belonging thereto, without lawful 
authority, or who shall unlawfully and willfully cut, break, tap, or 
make connection with any telegraph or telephone line, wire, cable or 
Instrument or read or copy in any unauthorized manner any message, 
communication or report passing over it, in this state; or who shall 
willfully prevent, obstruet or delay, by any means or contrivance 
whatsoever, the sending, transmission, conveyance or delivery, in this 
State, of any authorized message, communication or report by or 
through any telegraph or telephone line, wire or cable, under the 
control of any telegraph or telephone Company doing business in 
this State, or wo shall aid agree with, eraploy or conspire with any 
person or persons to uülawfully do, or permit or cause to be done, 
any of the acts hereinbefore mentioned, or who shall occupy, use a 
line, or shall knowingly permit another to occupy, use a line, a room. 
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Die Staaten, deren Gesetzgebungen in dieser Arbeit be- 
rücksichtigt wurden, haben alle das Monopolsystem, wenn 
man so sagen darf. Diese gleiche Grundlage begünstigte eine 
einigermassen gleiche Ausgestaltung des Telegraphenrechts. 
Diesem Umstände ist es auch zu verdanken, dass Dambach, 
der in seiner mehrfach zitierten Arbeit eigentlich nur das 
deutsche Telegraphenstrafrecht bearbeiten wollte, gleich- 
zeitig eine ziemlich umfassende Darstellung des in Europa 
geltenden Telegraphenstrafrechts gegeben hat. 



table establishement, or apparatus or unlawfully do er cause to be 
done any of the acts hereinbefore mentioned. 

Is punishable by imprisonment for not more than two years." 



III. Abschnitt. 



Das Telegraphenstrafreclit und der Yorentwurf zu einem 
schweizerisclien Strafgesetzbuch. 



§ n. 

Allgemeines. 

Die beiden vollständigen Entwürfe für ein schweizerisches 
Strafgesetzbuch sehen nur die Normierung zweier Tatbestands- 
gruppen des Telegraphenstraf rechts vor*). Mit Strafe werden 
bedroht die Amtsdelikte, die durch Telegraphenbeamte be- 
gangen werden können, und ferner die Gefährdungen und Stö- 
rungen des Telegraphenbetriebes'). Es ist Aufgabe dieser 
Arbeit, zu untersuchen, ob die vom Verfasser und den Beratern 
der Entwürfe aufgestellten Normen den Anforderungen, die 
an Normen eines Strafcodex gestellt werden dürfen, in jeder 
Beziehung genügen können. Wenn es sich bei dieser Prüfung 
herausstellen sollte, dass die vorgeschlagenen Normen nicht 
zweckentsprechend scheinen, so wird die weitere Aufgabe sein, 
Vorschläge für eine bessere Redaktion aufzustellen. 

') Schweizerisches Strafgesetzbuch. Erster Vorentwiirf 
mit Motiven, ausgearbeitet von Carl Stooss. Basel und Genf bei 
Georg & Oie. 1894. Zweiter Vorentwurf nach den Beschlüssen der 
Expertenkommission ausgearbeitet. Bern, Buchdruckerei Stämpfli & 
Cie. 1896. 

2) Eine Strafe gegen die Monopolübertretung existiert nicht. Die 
Strafbestimmungen gegen Markenfälschungen sind anderswo ent- 
halten. Vgl. § 2 dieser Arbeit, S. 9 ff. hievor. 



- 50 - 
Die hier in Frage kommenden Bestimmungen sind folgende : 

Entwurf Stooss 1894. 

Art. 150. Wer den Betrieb des Telegraphen oder des 
Telephons vorsätzlich hindert oder gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis von 1 Monat bis zu 3 Jahren bestraft. 

Wer den Betrieb fahrlässig hindert oder gefährdet, wird 
mit Gefängnis oder mit Geldstrafe bis zu 5000 Franken be- 
straft. 

Celui qui aura inten tionnellement arrete ou trouble le Ser- 
vice telegraphique ou telephonique sera puni de Temprisonne- 
ment de 1 mois ä 3 ans. 

Les memes actes, lorsqu'ils auront ete commis par negli- 
gence, seront punis de Temprisonnement ou de Tamende jusqu'ä 
5000 francs. 

Art. 180. Der Telegraphenbeamte, der ein Telegramm, 
das der Anstalt aufgegeben wird, fälscht oder vorsätzlich nicht 
befördert oder es bei seiner Ankunft vorsätzlich nicht aus- 
fertigt oder wissentlich falsch ausfertigt oder der es dem 
Adressaten vorenthält oder seinen Inhalt jemandem verrät, 
wird mit. Gefängnis nicht unter 3 Monaten bestraft. 

Sera puni de Temprisonnement pour 3 mois au moins 
Temploye au tälegraphe qui aura falsifie une depeche remise 
au hureau ou qui intentionnellement n*aura pas expedie cette 
depeche, ou qui ä Tarrivee d'une depeche aura intentionnelle- 
ment omis de la transcrire, ou Taura sciemment transcrite 
d'une fa^on inexacte, ou Taura int'erceptee au lieu de la faire 
parvenir au destinataire, ou aura revele son contenu ä un tiers. 

Kommissionalentwurf 1806. 

Art. 170. Wer den öffentlichen Telegraphen- oder Tele- 
phonverkehr vorsätzlich hindert oder gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis bestraft. 

Wer den öffentlichen Telegraphen- oder Telephonverkehr 
fahrlässig hindert oder gefährdet, wird mit Gefängnis bis zu 
3 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 5000 Franken bestraft. 
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Celui qui aura intentionnellement arröte ou trouble le Ser- 
vice du telegraphe ou telephone public sera puni de Tempri- 
sonnement. 

Celui qui par negligence aura arröte ou trouble le meme 
Service sera puni de rem{)risonneinent jusqu'ä 3 mois ou de 
Tarnende jusqu'ä 5U00 francs. 

Art. 206. Der Telegraphenbeamte, der das Telegraphen- 
geheimnis verletzt oder ein Telegramm, das der Anstalt auf- 
gegeben wird, fälscht oder absichtlich nicht befördert oder es 
bei seiner Ankunft absichtlich nicht ausfertigt oder wissent- 
lich falsch ausfertigt oder der es dem Adressaten vorenthält, 
wird mit Gefängnis bestraft. 

Sera puni de Temprisonnement l'employe au telegraphe 
qui aura viele le secret des depeches, qui aura falsifie une 
depeche remise au bureau, qui intentionnellement n'aura pas 
expedie une depeche, qui ä Tarrivee d'une depeche aura in- 
tentionnellement omis de la transcrire, ou Taura sciemment 
transcrite d'une fa^on inexacte, ou Taura interceptee au lieu 
de la faire parvenir au destinataire. 

Art. 207. Der Telephonbeamte, der das Telephongeheim- 
nis verletzt, wird mit Gefängnis bestraft. 

L'employe au telephone qui aura viele le secret des Com- 
munications sera puni de Temprisonnement. 

Die Literatur über die oben wiedergegebenen Artikel der 
Strafgesetzentwürfe ist eine überaus spärliche. Zu nennen sind 
die kurzen Motive des Stooss'schen Entwurfes über die ge- 
meingefährlichen Verbrechen^) und die Am tsverbrechen ^), sowie 
die Verhandlungen der Expertenkommission über die gleichen 
Gegenstände'). 



Stooss: Schweizerisches Strafgesetzbuch, Vorentwurf mit 
Motiven. S. 212 ff. speziell S. 221 u. 222. 

«) Stooss: a. a. O. S. 233 ff. speziell S. 234. 

3) Verhandlungen: IL Bd. S. 207 ff. speziell S. 241 u. 242, S. 663 ff. 
speziell 670 u. 671, S. 286 ff., speziell S. 293, S. 703 ff spezieU S. 707. 
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Erstes Kapitel. 

Verbreiiien ^e^en die Telegraphenanla^en. 

§ 18. 
Eiureihung: in das Strafgresetzbuch. 

1. Sowohl die Stooss'schen Entwürfe von 1893 und 1894 
als auch der Kommissionalentwurf von 1896*) haben die von 
den verschiedenen modernen Strafgesetzbüchern beobachtete 
Dreiteilung der strafbaren Handlungen fallen gelassen und 
dafür eine Zweiteilung (Verbrechen und Uebertretungen) ein- 
geführt. Die Gründe, die für diese Neuerung sprechen, sind 
hier nicht näher zu erörtern;') dagegen ist kurz zu unter- 
suchen, ob die in Frage stehenden Delikte in das Buch, das 
betitelt ist «Von den Verbrechen» gehören, oder ob sie eher 
im zweiten Buche, das die «Uebertretungen» behandelt, unter- 
zubringen seien. 

Die Entscheidung dürfte nicht schwer sein. Werden die 
im ersten Teil dieser Arbeit namhaft gemachten Gesetzes- 
bestimmungen der verschiedenen Staaten zum Vergleiche heran- 
gezogen, so ist zu konstatieren, dass alle Staaten die Delikte 
gegen die Telegraphenanlagen mit Gefängnisstrafe von längerer 
Dauer, wenn nicht sogar mit noch härtern Strafen bedrohen. 
Wenn der Entwurf daher hier ebenfalls Gefängnisstrafe an- 
droht, so weicht er in diesem Punkt wenigstens nicht von der 
bis jetzt, man kann sagen, überall üblichen Auffassung der in 
Frage stehenden Delikte ab. Dieselbe lässt sich vom gesetz- 
geberischen Standpunkte aus auch vollständig rechtfertigen. 



*) 0er Einfachheit halber werden folgende Abkürzungen ein- 
geführt: Stooss'scher Entwurf von 1894 = Entwurf 1894. Kommissional- 
entwurf von 1896 = Entwurf 1896. Verhandlungen der Experten- 
kommission umfassend zwei Bände = Verhandlungen I und Ver- 
handlungen IL 

*) Vergl. Verhandlungen I, S. 7 ff. und die dort citierte Literatur. 
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mag man die Delikte als qualifizierte Fälle von Sachbeschädi- 
gung oder als Gefährdungsdelikte ansehen. Da der Entwurf 
alle schwereren Verletzungs- und konkreten öefährdungsdelikte 
in das Buch, das betitelt ist «Von den Verbrechen* einreiht, 
und im Buche, das überschrieben ist «Von den Uebertretungen » 
nur einige leichte Verletzungsdelikte neben dem sogenannten 
Polizeiunrecht behandelt, kann es keinem Zweifel unterliegen, 
dass die in Frage stehenden Delikte in das erstgenannte Buch 
eingereiht werden müssen. 

2. Es erhebt sich aber gleich die weitere Frage, welcher 
Kategorie von Verbrechen die Delikte gegen die Telegraphen- 
anlagen einzuverleiben sind. Die Staaten, die in dieser Rich- 
tung vorgegangen sind, haben verschiedene Wege eingeschlagen. 
Ein grosser Prozentsatz hat die telegraphenstrafrechtlichen 
Bestimmungen in Telegraphengesetzen untergebracht. Vor- 
nehmlich Staaten mit neuern Strafgesetzgebungen hielten es 
für zweckmässig , einige Delikte telegraphenstrafrechtlicher 
Natur in ihren Strafgesetzbüchern zu normieren. Zu erwähnen 
sind folgende: 

Unter dem Titel «Von Verbrechen und Vergehen 
wider die öffentliche Wohlfahrt und Polizei» sind 
im russischen Strafgesetzbuch die in Frage stehenden Bestim- 
mungen aufgenommen. Dieser Titel umfasst die verschieden- 
sten Tatbestände, die aber eines gemeinsamen Kriteriums voll- 
ständig entbehren. Die gleiche Bemerkung ist zu machen hin- 
sichtlich des österreichischen Strafgesetzbuches, das die Delikte 
unter dem Titel «öffentliche Gewalttätigkeit» aufführt. 
Wenn das schweizerische Bundesstrafrecht die in Frage stehen- 
den Delikte unter dem Titel «Vermischte Bestimmun- 
gen» anführt, so ist dabei in Betracht zu ziehen, dass das 
Bundesstrafrecht keine vollständige Kodifikation darstellt, son- 
dern nur eine Kodifikation derjenigen Delikte, die von bundes- 
wegen bestraft werden müssen. Von wissenschaftlicher Be- 
deutung ist die Ueberschrift nicht; sie will es offenbar auch 
gar nicht sein. Das dänische und das schwedische Strafgesetz- 
buch rubrizieren die Delikte gegen die Telegraphenanlagen 



- 63 — 

unter das Kapitel «Sachbeschädigung». Unter dem Titel 
«Delits compromettant la sürete generale des 
personnes et des biens» erscheinen sie im niederländi- 
schen Strafgesetzbuch. Als «gemeingefährliche Ver- 
brechenoderVergehen» werden sie im deutschen Reichs- 
strafgesetzbucb, im ungarischen und im bulgarischen Straf- 
gesetzbuch bezeichnet. Das italienisehe Strafgesetzbuch endlich 
hat einen Titel «Delikte gegen die Sicherheit der 
Transport- und übrigen Verkehrsmittel» geschaffen 
und darin auch die Delikte gegen die Telegraphenanlagen 
untergebracht. 

Dieser Aufzählung ist zu entnehmen, dass die moderne 
Jurisprudenz dahin neigt, die Delikte gegen die Telegraphen- 
anlagen als gemeingefährliche Delikte zu betrachten. Der 
Hauptgrund, warum diese Tatsbestandsgruppe der Sachbe- 
schädigung vorgezogen wurde, mag wohl darin liegen, dass 
sich der Tatbestand der Sachbeschädigung als zu eng erwies. 
Es zeigte sich, dass zu schützendes Rechtsgut nicht allein das 
Apparaten- und Linienmaterial der Telegraphenverwaltung sein 
konnte, sondern der Telegraphen verkehr; denn es ist 
sehr wohl möglich, den Telegraphen- und Telephonverkehr 
zu stören, ohne die geringste Beschädigung an Apparaten oder 
Linien vorzunehmen^). Die Gesetzgeber mussten sich daher 
nach einem andern Kriterium umsehen. Da durch eine Unter- 
brechung des Telegraphenbetriebs eine zum voraus nicht be- 
stimmbare Anzahl von Personen in der Ausübung ihrer Rechte 
gestört wird, schien es naheliegend, die Delikte gegen die 
Telegraphenanlagen den gemeingefährlichen Delikten anzu- 
gliedern; aber nicht nur mit diesen Delikten wurde der Ver- 
such gemacht, nein, es wurden noch eine ganze Anzahl anderer 
in der gleichen Gruppe untergebracht, so die Gefährdung des 
Eisenbahnbetriebs, die Gefahrdungen durch Sprengstoffe, durch 
gefälschte oder gesundheitsschädliche Nahrungsmittel, durch 



*■) Z. B. durch Erdschluss bei der Telegraphen- und eindrähtigen 
Telephonlinie und Kurzschluss bei einer Telephonschleife. 
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Bauten. So wuchs die Zahl der gemeingefährlichen Delikte, 
die sich ursprünglich auf die typischen Fälle Brandstiftung 
und üeberschwemmung beschränkte, immer mehr an. Die neu 
hinzugekommenen Delikte wiesen jedoch nicht mehr alle charak- 
teristischen Merkmale der genannten ursprünglichen gemein- 
gefährlichen Delikte auf. Es ist dies namentlich bei dem uns 
beschäftigenden Delikt der Gefährdung des Telegraphenver- 
kehrs der Fall. Einmal ist hier von einer Entfesselung einer 
Naturkraft gar nicht zu reden und dann entsteht überdies 
durch die Gefährdung keine Gefahr für Leib und Leben, genau 
genommen nicht einmal für das Vermögen*). Zwei Merkmale, 
die für die gemeingefährlichen Delikte als charakteristisch 
angesehen werden, fehlen demnach. Eine andere Gruppierung 
erscheint daher als eine Notwendigkeit 

Wie schon oben erwähnt, hat das italienische Strafgesetz- 
buch diejenigen Delikte, die sich als Angriffe auf die Sicher- 
heit der Transport- und übrigen Verkehrsmittel qualifizieren, 
in eine Gruppe zusammengefasst. Unter diesen Delikten be- 
finden sich natürlich die Gefährdung djes Eisenbahnverkehrs 
und die uns namentlich interessierende Gefährdung des Tele- 
graphen- und Telephonverkehrs. Es wird sich bei der nach- 
folgenden Besprechung der Stellung, die der schweizerische 
Strafgesetzbuchentwurf in dieser Sache eingenommen hat, 
zeigen, dass diese Gruppierung eine sehr vorteilhafte ist Da 
die Entwürfe 1894 und 1896 hinsichtlich der Behandlung der 
in Frage stehenden Deliktsgruppe auseinandergehen, und über- 
dies in der Expertenkommission über die sog. gemeingefähr- 
lichen Delikte von einander abweichende Ansichten laut 
wurden, so wird es sich empfehlen, zunächst in chronologischer 
Weise darzutun, welche Einordnung in das Strafgesetzbuch 
die Gefährdung des TelegrapheuT und Telephonverkehrs er- 
fahren hat. 



^) Die Umschreibung des geschützten Rechtsgutes s. S. 69 ff., vgl. 
dagegen den Aufsatz Mittermaiers in der schweizerischen Zeitschrift 
für Straf recht, Bd. 14. 1901. pag. 399 u. 400. 
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Der Entwurf 1894 steht bezüglich der Einordnung der 
gemeingefährlichen Delikte noch vollständig auf dem Boden 
des Deutschen Reichsstrafgesetzbuches. Unter der Aufschrift 
«Gemeingefährliche Verbrechen» werden nachein- 
ander folgende Deliktstatbestände umschrieben: Brandstiftung 
(Art. 136—138), Gefährdung durch Sprengstoffe (Art. 139—142), 
Verseuchung (Art. 143 und 144), Vergiftung (Art. 145), Waren- 
verfälschung (Art. 146), Herstellung gesundheitsschädlicher 
und gesundheitsgefährlicher Lebensmittel, Gebrauchs- und Ver- 
brauchsgegenstände (Art. 147), Gefährdung des Eisenbahn- 
und Dampfschiifbetriebes (Art. 148 und 149), Gefahrdung des 
Telegraphen- und Telephonbetriebes (Art. 150), Ueberschwem- 
mung (Art. 151) und Gefährdung (Art. 152). Eine Ausschei- 
dung nimmt erst der Entwurf 1896 vor. Unter der Kollektiv- 
bezeichnung «Verbrechen gegen den öffentlichen Verkehr» 
werden dort in den Artikeln 167—170 folgende Handlungen 
unter Strafe gestellt: Gefährdung der Sicherheit des öffent- 
lichen Verkehrs, des Eisenbahn- und Dampfschiflfverkehrs, des 
Telegraphen- und Telephonverkehrs. Bei allen drei Delikten 
wird sowohl die vorsätzliche als die fahrlässige Begehung 
mit Strafe bedroht. 

Den Verhandlungen der Expertenkommission sind über 
die Geschichte dieser Tatbestandsgruppe interessante Einzel- 
heiten zu entnehmen. *) 

Danach gab den indirekten Anstoss zur Bildung der neuen 
Tatbestandsgruppe der damalige Bundesanwalt Scherb. Er 
beantragte anlässlich der Beratung des Art. 168 (erste Lesung), 
unterstützt durch den nunmehrigen Bundesrat Müller, den straf- 
rechtlichen Schutz des Telegraphen- und Telephonverkehrs auch 
auf den Postbetrieb auszudehnen. Der Redaktor des Entwurfes 
1894 erhob keine Einwendung gegen die Aufnahme einer den 
Postbetrieb schützenden Bestimmung, wohl aber gegen die 
Einordnung derselben bei den gemeingefährlichen Delikten. 
Nachdem die Antragsteller erklärt hatten, sie überliessen die 



-) Verhandlungen IL S. 241 und 242, 668 ff. 
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Einordnung dem Verfasser des Entwurfs, beschloss die Kom- 
mission grundsätzlich, die Störung des Postbetriebs unter 
Strafe zu stellen. 

Anlässlich der zweiten Lesung erklärte der Redaktor des 
Entwurfs, er habe kein Kapitel gefunden, in das das Delikt 
der Störung des Postbetriebs hineingepasst hätte, es sei 
kein gemeingefährliches Delikt, es handle sich nicht, wie bei 
Brandstiftung, üeberschwemmung, Vergiftung, um die Ent- 
fesselung einer Naturkraft. Das habe ihn dazu geführt, eine 
neue Gruppe von Delikten zu- bilden. In derselben habe er 
alle Verbrechen zusammengefasst, die als kennzeichnendes 
Merkmaiden Angriff gegen die Sicherheit des öffent- 
lichen Verkehrs aufweisen. 

Der Redaktor des Entwurfs schlug der Kommission vor, 
nachstehende Delikte in die neue Gruppe der Verbrechen 
gegen den öffentlichen Verkehr aufzunehmen: Vor- 
sätzliche und fahrlässige Gefährdung des Eisenbahn- und 
Dampfschiflfverkehrs, des Telegraphen- und Telephonverkehrs, 
vorsätzliche Gefährdung des Fahrpostverkehrs und fahrlässige 
Gefährdung durch Bauen. Im Laufe der Verhandlungen wurde 
die Gefährdung durch Bauen ausgeschieden und den Ver- 
brechen gegen Leib und Leben zugeteilt. Fallen gelassen 
wurde die Spezialbestimmung für den Postverkehr, dagegen 
eine allgemeine Strafbestimmung aufgenommen zum Schutz 
gegen Gefährdung der Sicherheit des öffentlichen Verkehrs. 

Die Kapitelüberschrift « Verbrechen gegen den öffent- 
lichen Verkehr» wurde nur von Prof. Gretener angefochten. 
Letzterer führte aus, es liege gar kein Grund vor, eine neue 
Tatbestandsgruppe zu schaffen, denn auch die Gefährdung 
eines Posttransportes sei ein gemeingefährliches Delikt, es 
komme nur darauf an, was unter Gemeingefahr verstanden 
werde. 

Der vorstehenden gedrängten Wiedergabe der Verhand- 
lungen der Expertenkommission ist zu entnehmen, dass die 
Gruppierung der Verkehrgefährdungsdelikte, wie sie das 
italienische Strafgesetzbuch vorgenommen hat. Anklang ge- 
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funden hat. Sache weiterer Prüfung wird es nun sein, zu 
untersuchen, ob diese Zusammenstellung gegenüber derjenigen 
des Entwurfs 1894 Vorteile bietet und ob sie richtig über- 
schrieben ist. 

Es ist weiter oben darauf hingewiesen worden, dass die 
Zusammenfassung aller Gefährdungsdelikte in eine Gruppe 
c Gemeingefährliche Delikte » nicht mehr angängig ist, es sind 
hiefür auch kurz Gründe angegeben worden. Ein Zurück- 
kommen auf schon Gesagtes erscheint daher überflüssig. 

Im neugeschaffenen 10. Abschnitt des I. Buches des Kom- 
missionalentwurfs von 1896 spielt die Hauptrolle der Begriff 
«Verkehr». In einem jüngst erschienenen Aufsatze in der 
Schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht wurde versucht, 
eine Erklärung des Begriffs « Verkehr » zu geben *). Danach 
sei Verkehr das Hin- und Herbewegen der Menschen, Waren 
und Gedanken von Ort zu Ort und die Beförderung durch 
besondere Verkehrsmittel; Verkehr sei ein Geschehen. Diese 
Auffassung ist zweifellos richtig. Schutzbedürftig könne nun 
sein der Betrieb dieser Zirkulation selbst und die Integrität 
der verkehrenden Menschen und Gegenstände. Auch das ist 
richtig. Prof. Mittermaier hält es nun nicht für tunlich, als 
Schutzobjekt den Verkehr in der ersten Hinsicht (als Betrieb 
der Zirkulation) zu proklamieren. In der Tat wäre es ge- 
wagt gewesen, diesen Schritt zu tun. «Verkehr» ist vieldeutig; 
unter Verkehr ist bald die Zirkulation auf der Strasse, bald 
die Zirkulation zu Wasser, auf der Eisenbahn, durch den 
Telegraphen zu verstehen. Als Schutzobjekt bezeichnete daher 
Prof. Mittermaier das Leben und die Gesundheit der Menschen, 
die Integrität der Waren und Gedanken (Briefe, Worte). 
Dieses Vorgehen hatte zur Folge, dass der «Verkehr» als 
Schutzobjekt ganz ausser Betracht fiel. Er schlägt infolge- 
dessen auch eine andere Kapitelüberschrift vor, nämlich: 



*) Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht Bd. 14. 1901. Wolf- 
gang Mittermaier: Die Gefährdung der Sicherheit des allgemeinen 
Verkehrs. Seite 399 ff. 
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«Verbrechen im Verkehr». Ich bin ganz mit Prof. Mitter- 
maier einverstanden, soweit sein Vorschlag dahingeht, den 
«Verkehr» als Schutzobjekt fallen zu lassen; dagegen kann 
ich mich mit dem von ihm gefundenen Ersatz nicht befreunden. 
Wesentlich ist diesen Delikten nicht, dass Leben, Gesund- 
heit etc. im Verkehr durch Störung des Verkehrs verletzt 
werden. Wollte man diese Rechtsgüter besonders hervor- 
heben, so wäre es doch viel einfacher, sie bei dem Verbrechen 
gegen Leib und Leben resp. bei den Verbrechen gegen das 
Vermögen unterzubringen, oder einige von ihnen in die Gruppe 
der gemeingefährlichen Delikte zurückzuversetzen. Die vor- 
geschlagene Kapitelüberschrift bezeichnet m. E. auch nicht 
genau, welche Kategorie von Delikten unter den « Verbrechen 
im Verkehr » zu suchen sind. Auf jeden Fall ist sie zu weit, 
denn auch Wechselfälschung und betrügerischer Konkurs sind 
in gewissem Sinne Verbrechen im Verkehr. Prof. Mittermaier 
mag das auch herausgefühlt haben; er schlägt nämlich neben 
der oben genannten üeberschrift noch eine andere vor: «Ver- 
brechen gegen die Sicherheit des Verkehrs». Diese 
hat aber den Mangel, dass sie den Glauben erweckt, als werde 
der «Verkehr» als Schutzobjekt angesehen, was ja gerade 
vermieden werden sollte. 

Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, dass aller- 
dings schutzbedürftig sind der Verkehr an sich und die Inte- 
grität der verkehrenden Menschen und Gegenstände, dass es 
aber nicht tunlich ist, den Verkehr oder Leben und Gesund- 
heit der Menschen, Integrität der Waren und Gedanken als 
Schutzobjekte der in Frage stehenden Deliktsgruppe zu pro- 
klamieren. Es muss daher ein anderer Ausweg gesucht werden. 
Dieser kann darin gefunden werden, dass als Schutzobjekt 
bezeichnet wird das «Verkehrsmittel » ; denn es kann im Ernst 
nicht geleugnet werden, dass die Eisenbahnen, Dampfschiffe 
Telegraphen, Strassen etc. an sich schon schutzbedürftig sind. 
Der Entwurf 1896 hat durch den allgemeinen Artikel 167 
und die Spezialtatbestände enthaltenden Artikel 168—170 dafür 
gesorgt, dass alle denkbaren Verkehrsmittel des Schutzes teil- 
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haftig werden. Ich bin daher der Pflicht enthoben, eine Unter- 
suchung darüber anzustellen, ob ein Verkehrsmittel vergessen 
wurde, und kann mich deshalb darauf beschränken, für die 
Deliktsgruppe eine treffende Kapitelüberschrift zu suchen. Eine 
solche ist in französischer Fassung schon vorhanden. « Delits 
contre la securite des moyens de transport et de communi- 
cation » nennt die französische Fassung des Entwurfs 1 896 die 
in Frage stehende Deliktsgruppe. Deutsch lässt sich diese 
üeberschrift wiedergeben mit «Verbrechen gegen die Transport- 
und übrigen Verkehrsmittel » oder kürzer «Verbrechen gegen 
die Verkehrsmittel» (die Transportmittel sind ja auch Ver- 
kehrsmittel). Dieser Titel druckt deutlich aus, dass Schutz- 
objekt sind die «Verkehrsmittel». Er vermeidet das Wort 
öffentlich, das vollständig überflüssig ist, weil alle Verkehrs- 
mittel des Schutzes teilhaftig werden^). 

8 19. 
Der gesetzliche TatbestaTid. 

Im vorhergehenden Paragraphen erfuhr eines der Tatbe- 
standsmomente der Gefährdung und Störung des Telegraphen- 
und Telephonbetriebs eine einlässliche Würdigung. Diese war 
jedoch sehr einseitig, sie musste es sein, weil das Delikt nur 
als Glied einer Gruppe ins Auge gefasst wurde. In diesem 
Paragraphen sollen deshalb alle Tatbestandsmomente noch 
einmal eine Besprechung erfahren. 

1. Das geschützte Rechtsgut. 

In anderem Zusammenhang ist bereits darauf hingewiesen 
worden, dass die Gesetzgeber der einzelnen Länder mit Recht 
die Delikte gegen die Telegraphen und Telephone nicht mehr 
als qualifizierte Fälle der Sachbeschädigung behandeln. Ferner 
ist dargetan worden, dass der Entwurf 1896 im Anschluss an 



') Vgl. darüber auch Mittermaier a. a. 0. S. 400, ferner Binding: 
Lehrbuch des Gemeinen Deutschen Straf rechts. Zweite Hälfte. Erste 
Abteilung. Leipzig 1901, S. 33 ff. 
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das italienische Strafgesetzbuch von 1889 eine selbständige 
Gruppe von Delikten gegen die Verkehrsmittel gebildet hat. 
In derselben befindet sich das uns beschäftigende Delikt. Aus 
dieser Gruppierung ist demnach der Schluss zu ziehen, dass 
geschütztes Rechtsgut sind die Verkehrsmittel genannt Tele- 
graph und Telephon. Sie werden geschützt, damit der 
Telegraphen- und Telephon verkehr ungestört vor sich gehen 
kann, d. h. mit andern Worten, damit die Integrität der durch 
diese Verkehrsmittel gehenden Korrespondenz gesichert werde. 
Es ist unbedingt an diesen beiden Rechtsgütern festzuhalten. 
Trotzdem wird es möglich sein, auch fernerhin die im Ent- 
wurf 1896 niedergelegte redaktionelle Fassung beizubehalten. 
Es wird niemand stören, wenn Art. 170 lauten wird: «Wer 
den Telegraphen- und Telephonverkehr vorsätzlich hindert oder 
gefährdet, etc. » 

Eine Einschränkung erfährt das geschützte Rechtsgut da- 
durch, dass nach Art. 170 Entwurf 1896 nur der öffentliche 
Telegraphen- und Telephonverkehr in Frage kommen soll. 
Was unter öffentlich zu verstehen ist, hat von jeher 
Anlass zu Kontroversen gegeben. § 317 des Reichstrafgesetz- 
buches enthält dieses Wort auch; es ist interessant, die An- 
sichten der deutschen Kriminalisten über die Bedeutung des 
Wortes «öffentlich» zu verfolgen; dieselben sind im Tele- 
graphenstrafrecht von Dambach übersichtlich dargestellt*). Es 
unterliegt keinem Zweifel, dass in der Schweiz der gleiche 
Streit auch entbrennen wird, wenn es nicht gelingt, das Wort 
öffentlich durch ein unzweideutigeres Kriterium zu ersetzen. 

Es wird nicht unnütz sein, vorerst festzustellen, welche 
Spielarten von Telegraphen und Telephonen in der Schweiz 
vorgekommen und zwar nach ihrer staatsrechtlichen Stellung 
geordnet. 

Zu erwähnen sind in erster Linie die Telegraphen- und 
Telephoneinrichtungen der schweizerischen Telegraphen Ver- 
waltung (Art. 36 Bundesverfassung), ferner die Bahnbetriebs- 



«) Dambach a. a. 0., S. 31 ff. 
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telegraphen (Art. 23 B. G. über den Bau und den Betrieb der 
Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vom 23. Dezember 1872*), im weitern die Diensttele- 
phone der Starkstromanlagen (Art. 58 AI. 2 des Bundesratsbe- 
schlusses betreffend allgemeine Vorschriften über elektrische 
Anlagen vom 7. Juli 1899') und endlich alle übrigen Privat- 
installationen, seien es konzessionierte Telegraphen- oder Te- 
lephoneinrichtungen oder einfache Hausinstallationen. ^) 

Aus dieser Zusammenstellung ergibt sich, dass in der 
Schweiz 4 oder sogar 5 verschiedene Kategorien von Tele- 
graphen- und Telephonanlagen existieren; 5, wenn die Haus- 
installationen, die keiner Konzession bedürfen, als eine beson- 
dere Kategorie aufgefasst werden. 



•) Art. 23. „Jede Eisenbahnverwaltung ist berechtigt, ausschliess- 
lich für ihren Dienst längs der Bahn auf ihre Kosten einen und, wo 
das Bedürfnis es erheischt, zwei Telegraphendrähte und für diese in 
den Bahnhöfen und Stationen Telegraphenapparate anzubringen. 

Wenn längs der Bahn von der Telegraphenverwaltung eine Linie 
erstellt wird, so kann sie den Draht an der Hauptleitung derselben 
anbringen " 

•) Art. 58, AI. 2 „Die wichtigsten Verteilungszentren sind tele- 
phonisch mit der Primärstation zu verbinden, wobei die Telephon- 
leitung auf den Gestängen der Hochspannungsleitung montiert werden 
darf. In diesem Falle sind die Telephonapparate und der Fussboden 
vor demselben von der Erde zu isolieren oder es ist in die Telephon- 
leitung vor dem Apparate ein für die Hochspannung isolierter Trans- 
formator einzuschalten." 

Vgl. auch Art. 18 B. G. betreffend die elektrischen Schwach- und 
Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902. 

3) B. G. über die Organisation der Telegraphenverwaltung vom 
20. Dezember 1854: 

Art. 1. „Dem Bunde steht das ausschliessliche Recht zu, elek- 
trische Telegraphen in der Schweiz zu errichten, oder die Bewilli- 
gung zur Erstellung von solchen zu erteilen." 

B. G. betreffend das Telephonwesen vom 27. Juni 1^89 und 7. De- 
zember 1894. 

Art. 20. „Der Bundesrat ist befugt, für die Erstellung telephoni- 
scher Verbindungen, welche von der öffentlichen Telephonanstalt 
unabhängig sind und deren Benutzung auf bestimmte Personen be- 
schränkt wird, Konzessionen zu erteilen. Wird für die Anlage einer 
solchen Verbindung kein Eigentum Dritter in Anspruch genommen, 
so ist eine Konzession nicht erforderlich.* 
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Dem Verkehr dienen nun zweifellos nicht diese Hausin- 
ßtallationen und ferner nicht die konzessionierten Telegraphen- 
und Telephonanlagen unter Ausschluss der an zweiter und 
dritter Stelle genannten Eisenbahn- und Starkstromtelegraphen 
und -telephone. Zweifelhaft dagegen kann es sein, ob die 
soeben genannten Installationen der Eisenbahnen und Stark- 
stromunternehmungen dem Verkehr dienen. Nach dem Wort- 
laut des weiter oben erwähnten Artikels 23 des Eisenbahn- 
gesetzes vom 23. Dezember 1872 sind die Eisenbahnen be- 
rechtigt, längs des Bahnkörpers Telegraphenlinien zu erstellen 
oder an einem Gestänge der eidgenössischen Telegraphenver- 
waltung ihre eigenen Drähte anzubringen. Wird nun der Zweck 
ins Auge gefasst, dem diese Bahntelegraphendrähte dienen, so 
ist festzustellen, dass sie nur zur Sicherung des Eisenbahn- 
betriebes angelegt werden. Die Eisenbahn selbst dient aber 
bekanntlich in hervorragendem Mass dem Verkehr. Es kann 
unter diesen Umständen nicht bestritten werden, dass indirekt 
auch die Bahntelegraphen den gleichen Zweck verfolgen. Die 
Frage, ob die Eisenbahntelegraphen den erhöhten Schutz in 
Anspruch nehmen können, ist auch unter der Herrschaft der 
gegenwärtigen Gesetzgebung schon erörtert worden Es hat 
nämlich der Bundesrat im Jahre 1878 entschieden, es seien 
die auf den Telegraphen bezüglichen Bundesgesetze analog 
auch auf Privatlinien anzuwenden^). Es handelte sich da- 
mals um die Beschädigung einer Eisenbahntelegraphenleitung 
zwischen Oerlikon und Glattbrugg. Der Bundesrat entschied 
ganz allgemein, der Schutz, den Art. 66 Bundesstrafrecht der 
«Telegraphenanstalt», biete, sei analog allen Telegraphenlei- 
tungen zu gewähren. Darnach genossen bis zum I. Februar 1903 
alle konzessionierten Privatlinien den gesetzlichen Schutz.^) 
Diese Interpretation des Art. 66 1. c. geht offenbar zu weit. Es 
ist nicht einzusehen, warum private Anlagen, die auch nur pri- 

») Bundesblatt 1879, IL, S. «^30 und 681. Meili: Telephonrecht, S. 
284 und 285. 

*) Durch Inkrafttreten des B. G. vom 24. Juni 1902 ist nur formell 
eine Aenderung eingetreten. Vgl. die Ausführungen in § 20 hienach, 
speziell auf S. 82 und 88. 
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vaten Zwecken dienen, den gleichen Schutz gemessen sollen, 
wie Anlagen, die in erster Linie die Interessen des Verkehrs 
verfolgen. Die Straf bestimm ungen gegen Sachbeschädigung 
sind zweifellos ausreichend genug, um diese Installationen zu 
schützen. 

Die Starkstromanlagen haben sich in den letzten 
Jahren in ungeahnter Weise vermehrt. Grosse Werke bedienen 
mit der gewonnenen Kraft ausgedehnte Gebiete. Zur An- 
wendung gelangen Ströme hoher Spannungen, die mehrere 
Kilometer weit geleitet werden. Zur Herabminderung der 
Gefahren, die den Hochspannungsleitungen eigentümlich sind, 
und zur Sicherung des ausgedehnten Betriebs im Allgemeinen, 
werden die Elektrizitätswerke angehalten, auf ihren Hoch- 
spannungsgestängen Telephonleitungen anzubringen, um die 
Verteilungszentren mit der Primärstation in möglichst engen 
Kontakt zu bringen. Der Verkehr ist aber im höchsten Grade 
daran interessiert, dass der Betrieb in ruhiger und sicherer 
Weise vor sich geht. Dieses Interesse ist für die zahlreichen 
in Städten und Dörfern wohnenden Abnehmer von Elektrizität 
mindestens ebenso gross, wie der zuverlässige Telephonbetrieb 
es ist für die an eine Telephonzentrale angeschlossenen Tele- 
phonabonnenten, unter diesen Umständen wird man den Be- 
triebstelephonen der Hochspannungsanlagen ihren dem Verkehr 
dienenaen Zweck ebensowenig absprechen können, wie den 
Eisenbahnbetriebstelegraphen. 

Nachdem in den vorstehenden Ausführungen festgestellt 
worden ist, welche Telegraphen- und Telephonanlagen in der 
Schweiz dem Verkehr dienen, wird es sich fragen, ob die im 
Entwurf 1896 dem Artikel 170 gegebene Fassung vom gesetz- 
geberischen Standpunkt aus genügen kann. Es ist schon darauf 
hingewiesen worden, dass das Wort «öffentlich» stets zu 
Kontroversen Anlass gibt. Wenn irgendwie möglich sollte 
deshalb die Verwendung desselben vermieden und durch eine 
andere Redaktion ersetzt werden. Hier ist dieser Ersatz 
Jeicht möglich durch Nennung derjenigen Telegraphen- und 
Telephonanlagen, die dem Verkehre dienen. 
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Der nachstehende Vorsehlag trägt diesem Umstände 
Rechnung. 

Art. 170. «Wer den Telegraphen- oder Telephonverkehr 
«auf Anlagen des Bundes, der Eisenbahnen oder der Stark- 
« Stromunternehmungen vorsätzlich hindert oder gefährdet, 
«wird mit Gefängnis bestraft. 

« Wer den Telegraphen- oder Telephonverkehr auf diesen 
« Anlagen fahrlässig hindert oder gefährdet, wird mit Gefängnis 
« bis zu 3 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 5000 Fr. bestraft. » 

Mit dieser Aenderung wird noch ein weiterer Zweck er- 
reicht. 

In der Expertenkommission wurde der Redaktor des Ent 
Wurfs angefragt, ob sich dieser Artikel auch auf Fälle beziehe, 
in denen der Telegraph in seiner Funktion nicht gestört 
wird. Stooss verneinte diese Frage mit der Begründung, ge- 
meint sei lediglich der technische Betrieb; es ergebe sich 
dies aus der Stellung des Artikels unter den gemeingefähr- 
lichen Verbrechen.*) 

Nachdem nun das Delikt aus der Gruppe der gemeinge- 
fährlichen Delikte eliminiert worden ist, können auch wieder 
Zweifel darüber auftauchen, ob Art. 170 anzuwenden sei, wenn 
Telegraphen- oder Telephonbedienstete an der Ausübung ihrer 
Funktionen gehindert werden. Diese Zweifel werden aber bei 
der obenstehenden Redaktion nicht aufkommen können.^) 

2. Der Täter. 

Der Entwurf 1896 ist mit Rücksicht auf die mögliche 
Täterschaft ganz allgemein gehalten. Weder Art. 170 noch 
irgend ein anderer enthält einen besonders umschriebenen Tat- 



») Verhandlungen, II., S. 241. 

2) üeberdies enthält Art. 180 Entwurf 1896 eine Bestimmung, die 
es überflüssig erscheinen lässt, Art. 170 auch auf die Fälle anwend- 
bar zu erklären, wo die Beamten und Angestellten der Telegraphen- 
verwaltung in der Ausübung ihrer Amtspflicht gehindert werden. 
Vgl. Oppenhoff, Kommentar zum Rstrfgb., 14. Aufl., 1901, S. 839, 
Note 4; Olshausen, Kommentar zum Rstr'Ifgb., 6. Aufl., 1901, II. Bd., 
S. 1213, Note 4. 
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bestand für bestimmte Kategorien von Personen, z. B. für Be- 
amte. Er befindet sich damit im Gegensatz zu vielen, auch 
modernen Strafgesetzbüchern. Insbesondere ist keine dem 
§ 318 AI. 2, Reichsstrafgesetzbuch, entsprechende Bestimmung 
vorhanden.^) Ueber den Wert einer solchen Norm lässt sich 
streiten; doch ist zu bemerken, dass sie in vielen Fällen zu 
Härten führen kann. Dieser Uebelstand wird auch von deut- 
schen Schriftstellern anerkannt.') Uebrigens ist die Bestim- 
mung überflüssig, da für gröbere Pflichtvernachlässigungen 
Art. 170, AI. 2, vollständig genügt. Kleinere Dienstvergehen 
dagegen können durch Anwendung von Disziplinarstrafen in 
ausreichendem Masse geahndet werden. Meili vertritt in sei- 
nem Telephonrecht die Ansicht, fahrlässige Handlungen von 
Telephonbeamten sollten überhaupt nur disziplinarisch bestraft 
werden.') Soweit sich die Forderung Meili's mit dem oben 
Gesagten deckt, ist sie zweifellos berechtigt. Es sind jedoch 
Fälle denkbar, wo es sich rächen würde, wenn Telegraphen- 
oder Telephonbeamte für fahrlässige Handlungen überhaupt 
nicht belangt werden könnten.^) Unter diesen Umständen 
scheint die Fassung des Art. 170 des Entwurfs 1896 in dieser 
Beziehung richtig zu sein. 

3 Vorsatz und Fahrlässigkeit. 
Das Delikt des Art. 170 Entwurf 1896 kann sowohl vor- 
sätzlich als fahrlässig begangen werden. In dieser Hin- 
sicht befindet sich der Entwurf im Einklang mit den analogen 
Bestimmungen anderer Staaten. Es rechtfertigt sich voll- 
ständig, sowohl die vorsätzliche als auch die fahrlässige Be- 
gehungsart unter Strafe zu stellen; es ist sogar selbstver- 
ständlich. 

') Reichsstrafgesetzbuch § 318, AI. 2. „Gleiche Strafe (Strafe der 
fahrlässigen Störung und Gefährdung) trifft die zur Beaufsichti- 
gung und Bedienung der Telegraphenanlagen und ihrer Zubehör- 
ungen angestellten Personen, wenn sie durch Vernachlässigung der 
ihnen obliegenden Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden." 

«) Dambach: a. a. 0. S. 52 ff. 

») Meili: Telephonrecht, S. 288. 

*) Vgl. das bei Dambach a. a. 0. S. 52 angeführte Beispiel. 
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Wird Art. 170 des Entwurfs 1896 speziell mit den §§317 
und 318 des Reichsstrafgesetzbuches verglichen, so ergibt 
sich, dass § 317, Reichsstrafgesetzbuch, neben «vorsätzlich» 
noch das Wort « rechtswidrig » enthält. Im Kommentar von 
Ohlshausen wird dasselbe als überflüssig bezeichnet.*) Es sei 
auf Beschluss der Kommission, in der es als « unerlässlich, 
auch dem System des Strafgesetzbuches nicht widersprechend» 
bezeichnet wurde, in den betreffenden Paragraphen hineinge- 
kommen. Der Kommentar von Oppenhoflf ignoriert überhaupt 
die Anwesenheit des Wortes «rechtswidrig».*) Dambach a. a. 
0. erklärt, einer Erörterung der Frage, ob zum Begriffe eines 
vorsätzlichen Vergehens erforderlich sei, dass der Täter das 
Bewusstsein der Rechtswidrigkeit gehabt habe, be- 
dürfe es hier nicht, da bei den legislativen Verhandlungen 
über das Gesetz vom 13. Mai 1891 in der Kommission des 
Reichstages ausdrücklich und unter Zustimmung der Regier- 
ungsvertreter ausgesprochen worden sei, dass zum Tatbestande 
des § 317 nicht bloss die objektive Rechtswidrigkeit der Hand- 
lung, sondern auch das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit ge- 
höre, und dass der kriminelle Dolus im Sinne des § 317 sich 
bezeichnen lasse als « das bewusste Wollen einer bewusst 
rechtswidrigen Tat».*) Nach Liszt gehört bekanntlich und 
zwar abweichend von der herrschenden Meinung das Bewusst- 
sein der Rechtswidrigkeit nicht zum Begriff des Vorsatzes. 
Bewusstsein der Rechtswidrigkeit sei nur da Tatbestandsmo- 
ment, wo dies das Strafgesetz ausdrücklich vorschreibe durch 
Einfügung des Wortes rechtswidrig oder einer ähnlichen 
Bezeichnung. ^) Nach der herrschenden Ansicht und nach der 
von Liszt vertretenen abweichenden Meinung gehört demnach 
zum gesetzlichen Tatbestand des §317, Reichsstrafgesetzbuch, 
dass sich der Täter bei Begehung des in Frage stehenden De- 
liktes der Rechtswidrigkeit seiner Handlung bewusst sein muss. 



') Olshausen: Kommentar z. Rstrgb., IL Bd., S. 1213. 

*) Oppenhoff: Kommentar z. Rstrgb., S. 839, Note 5. 

') Dambach: a. a. 0. S. 44. 

*) Liszt: Lehrbuch des deutschen Straf rechts. S. 157 ff. § 41. 
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Im Entwarf zum schweizerischen Strafgesetzbuch liegen 
die Verhältnisse anders. Aus den Verhandlungen der Experten- 
kommission geht hervor, dass sowohl der Redaktor als die 
Experten zum Begriff des kriminellen Dolus wohl objektive 
Rechtswidrigkeit der Handlung, nicht aber beim 
Täter Bewusstsein der Rechtswidrigkeit verlangten.^) 
Aus der Definition des Vorsatzes in Art. U Entwurf 1896 
geht die gleiche Auffassung deutlich hervor. Art. 14 lautet: 
« Vorsätzlich handelt, wer eine als Verbrechen bedrohte Tat 
mit Wissen und Willen begeht. » Es ist demnach festzustellen, 
dass, soweit beim Vorsatzbegriff das Moment des 
Bewusstseins der Rechtswidrigkeit in Frage 
kommt, im Entwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz- 
buch die Liszt*sche Auffassung des Dolusbegriflfs Eingang ge- 
funden hat.^) Folglich ist es in unserm Fall rechtlich irrelevant, 
ob der Täter sich bei Begehung einer Störung oder Gefährdung 
des Telegraphen- oder Telephonverkehrs der Rechtswidrigkeit 
seiner Handlung bewusst war. ^) 

Die Rechtswidrigkeit der Handlung wird aufgehoben durch 
den Nachweis, dass der Täter sich in einem Notstand be- 
funden hat. Es wird nicht selten der Fall eintreten, dass 
die berechtigten Interessen von Privaten mit denjenigen der 
Telegraphenverwaltung konkurrieren. Es sind Fälle denkbar, 



*) Vgl. darüber folgende Voten: Gretener (Verhandlungen I. S. 
62); Gretener und Stooss (Verhandlungen IL S. 379); Gretener und 
Cornaz (Verhandlungen II. S. 380). 

M. E. ist diese Auffassung die richtige. Eine weitere Unter- 
suchung über die Berechtigung der einen oder andern Ansicht würde 
den Rahmen dieser Arbeit überschreiten. 

•) Darüber wird sich der Richter allerdings noch zu verge- 
wissern haben, ob der Täter im stände war, sich Rechenschaft zu 
geben, dass er durch seine Handlung den Telegraphen- oder Tele- 
phonverkehr störe oder hindere. Wenn z. B. jemand, der noch nie 
eine Telegraphenlinie gesehen und auch noch nichts über den Tele- 
graphen vernommen hat, vorsätzlich Porzellanisolatoren an Tele- 
graphenstangen zertrümmert, so wird er nicht wegen vorsätzlicher 
Störung oder Gefährdung des Telegraphenverkehrs bestraft werden 
können, sondern höchstens wegen vorsätzlicher Sachbeschädigung. 
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wo z. B. eine Privatperson zum Schatz ihres Vermögens ge- 
zwungen ist, einen Telegraphendraht zu durchschneiden. Eine 
Vergleichung der Notstandsbestimmungen des Reichsstrafgesetz- 
buches und des Entwurfs 1896 ergibt, dass § 54 Reichsstraf- 
gesetzbuch eine Notstandshandlung nur zu Gunsten der Rechts- 
güter Leib und Leben als straflos erklärt ; im Gegen- 
satz dazu steht Art. 20 Entwurf 1896, der den Notstand auch 
zu Gunsten anderer Rechtsgüter anerkannt. Als solche werden 
neben Leib und Leben genannt : Freiheit, Ehre, Vermögen oder 
ein anderes Gut. In dem oben zitierten Beispiele könnte dem- 
nach nach dem Deutschen Reichstrafgesetzbuch nicht Notstand 
als Strafbefreiungsgrund angerufen werden, da es sich nicht 
um eine Gefahr für Leib und Leben handelt. Nach dem 
schweizerischen Entwurf dagegen muss Notstand angenommen 
werden, vorausgesetzt natürlich, dass auch die andern Be- 
dingungen erfüllt sind. Es ist als Vorzug des schweizerischen 
Entwurfs vor dem Reichstrafgesetzbuch zu bezeichnen, dass 
der Kreis der Rechtsgüter, zu Gunsten welcher eine Notstands- 
handlung anerkannt wird, bedeutend erweitert wurde. 

4. Die strafbare Handlung. 

Nach Entwurf 1896 besteht die strafbare Handlung in 
einer Hinderung oder Gefährdung des Telegraphen- 
oder Telephonverkehrs. Die Gründe, welche den Redaktor 
und die Expertenkommission veranlassten, nicht nur die Hin- 
derung, sondern auch die Gefährdung unter Strafe zustellen, sind 
zum Teil bei einem andern Anlass erörtert worden. Es sind die 
nämlichen, die seinerzeit die deutsche Reichsregierung nötigten, 
eine Revision der §§ 317 und 318 des Reichstrafgesetzbuches 
vorzunehmen.*) Diese Erweiterung des Tatbestandes macht 
es nun möglich, dass alle gegen den Telegraphen- oder Tele- 
phonverkehr gerichteten objektiv rechtswidrigen Angriffe nach 
Art. 1 70 Entwurf 1896 bestraft werden können. Es wird gleich- 
giltig sein, ob der Verkehr tatsächlich gestört oder ob bloss 



1) Dambach : a. a. 0. S. 27 ff. ; vgl. auch S. 61 ff. hie vor. 
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ein Porzellanisolator zerbrochen worden ist, eine Beschädigung, 
die nicht unter allen Umständen eine Unterbrechung oder 
Beeinträchtigung des Betriebes herbeiführt. 

5. Die Strafe. 

Die Frage, welches Strafmass zur wirksamen Bekämpfung 
des hier in Betracht fallenden Delikts das geeignetste ist^ 
dürfte weniger eine strafrechtliche als vielmehr eine kriminal- 
politische sein. Die Beantwortung derselben fällt daher nicht 
in den Rahmen dieser Arbeit. Hier sei nur darauf hingewiesen, 
dass auf Antrag des Redaktors des Vorentwurfs in zweiter 
Lesung die Strafsanktion bedeutend gemildert wurde. Ur- 
sprünglich war die vorsätzliche Störung oder Gefährdung des 
Telegraphen- oder Telephonverkehrs mit Gefängnis von einem 
Monat bis zu 3 Jahren bedroht. Nach der Fassung des Ent- 
wurfs 1896 ist der Strafrahmen Gefängnis von 8 Tagen bis 
zu 2 Jahren. Die fahrlässige Begehung war alternativ mit 
Gefängnis von 8 Tagen bis zu einem Jahr und mit Geldbusse 
bis zu öOüO Franken bedroht. Jetzt beträgt das Maximum 
der Gefängnisstrafe nur mehr 3 Monate. 

Wenn in Betracht gezogen wird, dass es ganz gering- 
fügige dolose Telegraphenverkehrsstörungen geben kann, so 
war es zweifellos gerechtfertigt, das Strafminimum herabzu- 
setzen. Auch mit dem Strafminimum von 8 Tagen Gefängnis 
wird der vom Redaktor des Entwurfs früher beabsichtigte 
Zweck erreicht werden. Weniger angezeigt war es, das 
Maximum ebenfalls herunterzusetzen. Wenn schon durch die 
Telegraphengefährdung keine Menschenleben in Gefahr kommen, 
wie z. B. durch die Eisenbahngefährdung, so ist gleichwohl 
das geschützte Rechtsgut nicht für allzu gering anzusehen. 
Ausserdem darf nicht ausser acht gelassen werden, dass die 
Telegraphen- und Telephonanlagen oft auf weiten Strecken 
unbeaufsichtigt und so vollständig verbrecherischen Angriffen 
preisgegeben sind. Diese Momente rechtfertigen einen wirk- 
samem Schutz, als ihn Art. 170 Entwurf 1896 zu verleihen ver- 
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mag. Ein Maximum von 3 Jahren Gefängnis muss daher als 
Mindestmass dessen, was billigerweise angedroht werden kann, 
a-ngesehen werden. 

§ 20. 

Das Bundesgesetz betreffend die elektrischen 
Schwach- und Starkstromanlagen. 

(Vom 24. Juni 1902.) 

Nach umfassenden Vorarbeiten und langen Beratungen ist 
im Laufe des Jahres 1902 das Bundesgesetz betreffend 
die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen 
perfekt geworden. Wie schon die üeberschrift des Gesetzes 
andeutet, will dasselbe in erschöpfender Weise über die elek- 
trischen Schwach- und Starkstromanlagen legiferieren. Neben 
andern Kapiteln, die hier nicht zu erwähnen sind, enthält 
das Gesetz auch ein Kapitel betitelt Strafbestimmungen 
(VII). Von den dort umschriebenen Tatbeständen beschlägt 
auch nur einer einen Gegenstand, der in dieser Arbeit eine 
eingehende Würdigung erfahren hat. 

Die betreffenden Bestimmungen haben folgenden Wortlaut : 

«Art. 55. Wer durch eine Handlung oder Unterlassung 
vorsätzlich eine elektrische Anlage beschädigt oder gefährdet, 
wird bestraft: 

a) wenn dadurch Personen oder Sachen einer erheblichen 
Gefahr ausgesetzt waren, mit Gefängnis ; 

b) wenn beträchtlicher Schaden an Sachen entstanden ist, 
mit Gefängnis oder Zuchthaus bis auf 10 Jahre ; 

c) wenn eine Person bedeutend verletzt oder getötet 
worden ist, mit Gefängnis oder Zuchthaus. 

Art. 56. Wer in fahrlässiger Weise durch eine Handlung 
oder Unterlassung eine solche Schädigung oder Gefahr herbei- 
führt, wird bestraft: 

im Falle der litt, a des Art. 55 mit Geldbusse bis auf 
Fr. 500 oder mit Gefängnis bis auf sechs Monate; 




- 81 — 

im Falle der litt, b des Art. 55 mit Geldbusse bis auf 
Fr. 1000 oder mit Gefängnis bis auf ein Jahr; 

im Falle der litt, c des Art. 55 mit Geldbusse bis auf 
Fr. 3000 oder mit Gefängnis bis auf 3 Jahre. 

In allen drei Fällen kann mit der Gefängnisstrafe Geld- 
busse verbunden werden. 

Art. 57. Wer durch vorsätzliche oder grobfahrlässige 
Handlungen die Benutzung der Telegraphen- oder Telephon- 
anlagen oder der Starkstromanlagen zu jhren Zwecken hindert 
oder stört, wird mit Geldbusse bis auf Fr. 1000 oder mit 
<?efängnis bis auf ein Jahr bestraft. 

Wenn infolge der betreffenden Handlung eine Person be- 
deutend verletzt oder getötet oder sonst ein erheblicher Schaden 
gestiftet worden ist, ist auf Geldbusse bis auf Fr. 3000 oder 
Gefängnis oder Zuchthaus zu erkennen. 

Mit der Freiheitsstrafe kann auch Geldbusse verbunden 
werden. » 

Eine allgemeine Betrachtung dieser drei Artikel ergibt, 
dass darin unter Strafe gestellt werden die vorsätzlich und 
fahrlässig begangene Beschädigung oder Gefährdung einer 
elektrischen Anlage (Art. 55 und 56), die vorsätzliche und 
«grobfahrlässige» Hinderung und Störung in der Benutzung 
einer Starkstromanlage und endlich die vorsätzliche und « grob- 
fahrlässige» Hinderung und Störung in der Benutzung der 
Telegraphen- oder Telephonanlagen (Art. 57). 

In inniger Verbindung unter einander werden zwei Gegen- 
stände behandelt, die nichts anderes miteinander gemein haben 
als das gleiche Agens und das gleicheSystem der 
Leitung. Es sind dies allerdings zwei Faktoren, die auf den 
ersten Blick eine gemeinsame und gleiche Behandlung als 
angezeigt erscheinen lassen. Es ist jedoch schon in der Ein- 
» leitung zu dieser Arbeit (§ I Seite 4 ff.) eingehend darauf hin- 
gewiesen worden, dass sich die Schaffung eines « Elektrizitäts- 
strafrechts», umfassend alle Tatbestände, die mit der Elektrizität 
in Beziehung gebracht werden können, nicht empfiehlt. Es muss 

6 
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daher als bedauerlich erklärt werden, dass der eidgenössische 
Gesetzgeber diese Vereinigung vorgenommen hat. 

In den nachstehenden Ausführungen werden, da die vor- 
liegende Arbeit ausschliesslich die telegraphenstrafrecht- 
lichen Tatbestände systematisch behandeln will, nur diese 
Bestandteile der drei Artikel einer Kritik unterzogen. 

In dem vorstehenden Paragraphen ist die Passung des 
Art. 170 Entwurf 1896 im allgemeinen gebilligt worden. Es 
wird daher zu prüfen sein, ob durch die Art. 55—57 des 
ßundesgesetzes betreffend die elektrischen Schwach- und Stark- 
stromanlagen vom 24. Juni 1902 alle Handlungen mit Strafe 
bedroht werden, die durch Art. 170 Entwurf 1896 unter Strafe 
gestellt sind. Die Hauptuntersuchung wird sich auf die Vor- 
teile und Nachteile der Redaktion der in Frage stehenden 
Bestimmungen erstrecken. 

A. 1. Als zu schützende Rechtsobjekte wurden be- 
zeichnet die Verkehrsmittel «Telegraph» und «Telephon».*) 
Eine Untersuchung der in der Schweiz vorkommenden Spielarten 
von Telegraphen und Telephonen ergab, dass als besonders 
schutzbedürftig nur erscheinen die Telegraphen und Telephone 
des Bundes, der Eisenbahnen und der Starkstromanlagen. Die 
Artikel 55 bis 57 des Bundesgesetzes vom 24. Juni 1902 schützen 
nun alle Telegraphen und Telephone sowie überhaupt alle sog. 
Schwachstromanlagen, soweit sie nach den Bestimmungen des 
Art. 4 1. c. unter das Bundesgesetz vom 24. Juni 1902 fallen.^) 
Diese Ausdehnung des «ausserordentlichen» Schutzes — die 
Schwachstromanlageh stehen ja subsidiär auch noch unter dem 



1) § 19. S. 69 ff. hievor unter Ziffer 1. 

*) Art. 4 Bundesgesetz vom 24. Juni 1902 lautet: 

„Unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen alle Schwach- 
stromanlagen, welche öffentlichen Grund und Boden oder Eisenbahn- 
gebiet benützen oder zufolge der Nähe von Starkstromanlagen zu 
Betriebsstörungen oder Gefährdungen Veranlassung geben können. 

I3ie Schwachstromanlagen dürfen die Erde als Leitung benutzen 
mit Ausnähme der öffentlichen Telephonleitungen, sofern zufolge 
Vorhandenseins von Starkstromanlagen Störungen des Telephonbe- 
triebes oder Gefährdungen eintreten können". 
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Schutze der jetzt noch kantonalen Bestimmungen gegen Sach- 
beschädigung — geht offenbar zu weit. Die Begründung zu 
dieser Behauptung ist an einem andern Ort gegeben worden. 
Um Gesagtes nicht zu wiederholen, wird hier auf die betreffende 
Stelle verwiesen.*) 

2. Hinsichtlich der Person des möglichen Täters stimmen 
die Bestimmungen des Entwurfs 1896 und des B. 6. vom 
24. J^^^ ^^^2 miteinander überein. Als Täter kann jeder 
bestraft werden, der das Alter der Strafmündigkeit erreicht 
hat und zurechnungsfähig ist. 

3. Die strafbaren Handlungen der Art. 55 — 57 B. Q. vom 
24. Juni 1902 können sowohl vorsätzlich als auch fahr- 
lässig begangen werden. Es herrscht also prinzipiell auch 
hier üebereinstimmung. Unverständlich ist, dass in Art. 57 
neben der vorsätzlichen nur die «grob fahrlässige» Begehung 
unter Strafe gestellt ist. Eine « 1 e i c h t fahrlässige » Be- 
gehung bleibt daher nach Art. 57 straffrei. Da aber in Art. 56 
ganz allgemein die fahrlässigen Handlungen »(und Unter- 
lassungen), die eine Schädigung oder Gefahr für eine elek- 
trische Anlage herbeiführen, mit Strafe bedroht werden, 
so gehen diejenigen, die «leicht fahrlässig» die Benutzung 
einer Telegraphen- oder Telephonanlage stören, doch nicht 
leer aus. Es ist zweifelhaft, ob diese Konsequenz vom Ge- 
setzgeber beabsichtigt war. Werden nämlich die Art. 55 und 
56 subsidiär auf die Störungen und sonstigen Beeinträchti- 
gungen des Telegraphen- und Telephonbetriebs angewendet, 
so ergibt sich die interessante Tatsache, dass z. B. eine vor- 
sätzliche Gefährdung des Telegraphenbetriebs des Art. 56 
mit Gefängnis (bis zu sechs Jahren ^j geahndet werden muss, 
während jede Störung oder Hinderung des Telegraphen- 
verkehrs mit Geldbusse gesühnt werden kann. Die Gefährdungs- 
handlung muss daher schwerer bestraft werden, als die mit 



1) Vgl. S. 69 ff. hievor. 

«) Art. 4 B. G. über das Bundesstrafrecht der schweizerischen 
Eidgenossenschaft vom 4. Februar 1853. 
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Erfolg begleitete Schädigungshandlung. Wenn derartige 
Konsequenzen aus der Gegenüberstellung verschiedener Be- 
stimmungen des nämlichen Gesetzes gezogen werden können, 
so kann dessen Wert als ziemlich zweifelhaft bezeichnet 
werden. Es scheint der Fassung der Tatbestände überhaupt 
nicht die nötige Sorgfalt zu teil geworden zu sein. Es ist 
weiter oben darauf hingewiesen worden, dass Art. 57 B. G. 
vom 24. Juni 1902 neben den vorsätzlichen nur die «grob- 
fahrlässigen » Handlungen mit Strafe bedroht. Wie der Gesetz- 
geber auf die « grobe Fahrlässigkeit », ein Ausdruck, den 
eigentlich nur das Zivilrecht kennt, kam, ist nicht erfindlich. 
Ein triftiger Grund kann jedenfalls nicht angegeben werden. 
Wollte man nämlich die « weniger grobe Fahrlässigkeit » 
nicht treffen, so ist nicht begreiflich, warum das Hinter- 
türchen in Art. 56 offen gelassen wurde; war dagegen be- 
absichtigt, sie auch unter Strafe zu stellen, so Hess die Straf- 
sanktion in Art. 57 dem Richter genügenden Spielraum, um 
in der Bestrafung einen unterschied zwischen vorsätzlicher 
und fahrlässiger Begehung machen zu können. 

4. Werden die Art. 55 und 56 als subsidiäre Bestimmungen 
zu Art. 57 des B. G. vom 24. Juni 1902 aufgefasst, so ergibt 
sich hinsichtlich der strafbaren Handlung keine wesent- 
liche Differenz zu Art. 170 Entwurf 1896. An beiden Orten 
besteht dieselbe in einer Hinderung bezw. Störung oder Ge- 
fährdung des Telegraphen- oder Telephonbetriebs. Unbegreif- 
lich ist hier, dass Art. 57 die Gefährdung nicht erwähnt. Auf 
eine wahrscheinlich nicht beabsichtigte Folge dieser Zwei- 
spurigkeit ist in einem Beispiel unter Ziffer 3 hievor hinge- 
wiesen worden. Zu einer Missdeutung kann auch Anlass geben 
der Umstand, dass in den Art. 55 und 56 Handlungen oder 
Unterlassungen genannt sind, durch die der Erfolg her- 
beigeführt werden kann, während sich Art. 57 auf die «Hand- 
lungen» beschränkt. Im allgemeinen Teile der Strafgesetz- 
bücher ist gewöhnlich eine Bestimmung zu finden, die vor- 
schreibt, dass den rechtswidrigen Handlungen die rechts- 
widrigen Unterlassungen gleich zu stellen seien. Auch 
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das Bundesgesetz über das Bundesstrafrecht vom 4. Februar 
1853 verordnet in Art. 11 diese Gleichstellung. Da die Art. 
55-57, sowie auch Art. 58 des B. G. vom 24. Juni 1902 den 
Art. 66 des Bundestrafrechtes ersetzt haben, und in Art. 50 
des erwähnten Gesetzes ausdrücklich auf das Bundesstrafrecht 
verwiesen wird, so ist nicht zu befürchten, dass ein Richter 
einen der Widerhandlung gegen Art. 57 B, G. vom 24. Juni 
1902 Angeschuldigten von dieser Anschuldigung freisprechen 
wird, ihn dagegen aber gestützt auf die Art. 55 bezw. 56 ver- 
urteilt, einzig deshalb, weil er den Telegraphen verkehr durch 
eine Unterlassung störte. Wenn nun auch Befürchtungen 
in dieser Richtung nicht aufkommen können, so ist doch die 
verschiedene Redaktion der drei Artikel zu rügen. Lag näm- 
lich für den Gesetzgeber ein Grund vor, bei Art. 55 und 56 
die Unterlassung ausdrücklich anzuführen, so musste er 
sie bei Art. 57 ebenfalls erwähnen, Jag dagegen ein Grund 
nicht vor, so hätte die Erwähnung der Unterlassung in 
allen drei Artikeln, weil selbstverständlich, unterbleiben sollen. 

5. Durch die Verquickung der Delikte gegen die Stark- 
stromanlagen mit denen gegen die Telegraphen- und Tele- 
phonanlagen ist ein wahrer Wirrwarr entstanden unter den 
in den Art. 55—57 B. G. vom 24. Juni 1902 angedrohten 
Strafen. Alle denkbaren Kombinationen sind möglich. So 
können beispielsweise sogar die schwersten Fälle entweder 
mit Geldbusse (Minimum l Fr.) oder mit Gefängnis (ein 
Tag bis sechs Jahre) oder endlich mit Zuchthaus (Maximum 
30 Jahre) geahndet werden. Es ist nicht ersichtlich, warum 
der Gesetzgeber die Strafandrohungen so komplizierte, wenn 
er auf der andern Seite dem Richter einen, wahrscheinlich 
seines Gleichen suchenden, Spielraum in der Wahl der Straf- 
art und dem Ausmass der Strafe gewährte. Das klare Strafen- 
system des Art. 170 Entwurf 1896 sticht sehr vorteilhaft ab 
von der Musterkarte der Art. 55—57 B. G. vom 24. Juni 1902. 

B. In den vorstehenden Ausführungen ist mehrfach auf 
die ganz mangelhafte Fassung der in den Art. 55- 57 B. G- 
vom 24. Juni 1902 enthaltenen Tatbestände hingewiesen worden- 



'^'^^^^^ — 



- 86 — 

Es ist zuzugeben, dass es sehr schwierig ist, einen strafrecht- 
lichen Tatbestand in einem Spezialgesetz richtig zu um- 
schreiben. Diese Tatsache spricht aber gerade dafür, dass der 
Gesetzgeber vermeiden sollte, Verbrechenstatbestände in 
einem Spezialgesetz zu umschreiben. Es ist nicht anders mög- 
lich, als dass sie dort an Einfachheit und Klarheit, zwei Haupt- 
erfordernisse eines Verbrechenstatbestandes, verlieren, es sei 
denn, es werde den Deliktstatbeständen ein verkürzter «All- 
gemeiner Teil» vorausgeschickt. Diese Lösung ist aller- 
dings praktisch nicht durchführbar ; dagegen wäre es möglich 
gewesen, die in den Art. 55—58 des B. G. vom 24. Juni 1902 
enthaltenen Deliktstatbestände in das Bundesgesetz über das 
Bundesstrafrecht der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 
4. Februar 1853 einzufügen. Zweifellos wäre durch diese An- 
ordnung die Redaktion der in Frage stehenden Tatbestände 
bedeutend besser ausgefallen, weil verschiedenes Beiwerk mit 
Rücksicht auf den allgemeinen Teil des Bundesstrafrechts hätte 
weggelassen werden können. Art. 170 des Entwurfs 1896 in 
geeigneter Umarbeitung wäre übrigens der beste Ersatz für 
den aufgehobenen Art. 66 des Bundesstrafrechtes gewesen. 

Zusammenfassend darf behauptet werden, dass die Art. 
55 — 57 des ßundesgesetzes vom 24. Juni 1902 gegenüber 
Art. 66 des Bundesstrafrechtes einen kleinen Fortschritt bilden 
durch die Ausdehnung der Strafsanktion auf fahrlässige 
Handlungen. Mit Rücksicht auf Art. 170 des Entwurfs 
1896 sind die erwähnten Artikel dagegen ein Rückschritt. 
Es ist nur zu wünschen, dass sie durch Inkrafttreten des 
schweizerischen Strafgesetzbuches in absehbarer 
Zeit wieder von der Bildfläche verschwinden. 
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Zweites Kapitel. 

Amtsverbrecheii der Telegraphen- und Teleplionbeamten. 

§ 21. 

Einreihung in das Strafgesetzbuch. 

Die Amtsdelikte sind im Entwurf 1896 im 15. Abschnitte 
des speziellen Teils des ersten Buches untergebracht. Sie um- 
fassen sowohl die allgemeinen Bestimmungen, die gegen alle 
Beamten zur Anwendung kommen können, als auch die Normen» 
die nur auf bestimmte Kategorien von Beamten Anwendung 
finden sollen. Zu letzterer Gattung gehören neben den Be- 
stimmungen für die Postbeamten auch diejenigen für die Tele- 
graphen- und Telephonbeamten. 

Die Systematisierung scheint die richtige zu sein. Eine 
andere Einteilung ist jedoch möglich durch Absonderung der 
Verletzung des Telegraphen- und Telephongeheimnisses von 
den übrigen Delikten und durch Behandlung dieses Verbrechens 
als qualifizierter Fall der andern Geheimnisverletzungen ^). 
Diese Gruppierung hat jedoch den Nachteil, dass die ver- 
schiedenen Tatbestände der Amtsverbrechen, die spezifisch 
telegraphenstrafrechtlich sind, auseinander gerissen werden 
müssten. Bei den Amtsdelikten würden verbleiben die Fäl- 
schung und die falsche Ausfertigung eines Telegramms, 
ferner die absichtliche Nichtbeförderuug oder Nichtausfertigung 
eines Telegramms und endlich die Vorenthaltung des Tele- 
gramms dem Adressaten gegenüber. 



Vgl. Art. 272 des niederländischen Strafgesetzbuchs, pag 25, 
Note 1 hievor. 
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§ 22. 

Der gesetzliche Tatbestand. 

L Die Geheimnisverletzung. 

Der Entwurf 1896 bedroht in den Art. 206 und 207 die 
vorsätzliche Verletzung des Telegraphen- und Telephon- 
geheimnisses*). Im Gegensatz zu Art. 55 Bundesstrafrecht, ' 
Art. 180 Entwurf 1694, und § 355 des üeichsstrafgesetzbuches 
definiert der Enfwurf nicht, was unter der Verletzung des 
Telegraphen- und Telephongeheimnisses zu verstehen sei. 
Diese Unterlassung hat zur Folge, dass der Richter im 
konkreten Falle nach seiner üeberzeugung, sowie nach 
dem jeweilgen Stande der Wissenschaft zu entscheiden hat, 
ob das behauptete Delikt vorliegt. Dieses Vorgehen niuss als 
sehr zweckmässig angesehen werden und zwar hauptsächlich 
aus dem Grunde, weil die Begehungsarten des in Frage stehen- 
den Delikts äusserst mannigfaltige sind. Das Telegraphen- 
und Telephongeheimnis erstreckt sich nämlich richtiger An- 
sicht nach nicht nur auf den Inhalt einer telegraphischen 
oder telephonischen Korrespondenz, sondern auch darauf, ob, 
wann und zwischen welchen Personen telegraphisch oder 
telephonisch verkehrt wurde, ferner auch darauf, welche End- 
stationen in Anspruch genommen wurden ') 

Das Delikt der Telegraphen- und Telephongeheimnisver- 
letzung wird nur bestraft, wenn es vorsätzlich begangen 
wurde. Der Beamte, der es fahrlässig begeht, kann allerdings 
disziplinarisch bestraft werden. 

Täter kann nur ein Beamter oder Angestellter der Tele- 
graphenverwaltung sein. Die Art. 206 und 207 des Entwurfs 
1896 reden zwar nur von Telegraphen- und Telephon b e am ten; 
durch den Schlussartikel 209 werden jedoch die Angestellten 
den Beamten gleichgestellt. 

Vergl. Art. 2 des Petersburger internationalen Telegraphen-. 
Vertrags vom 10./22. Juli 1875 und Art. 36 al. 4 der Bundesverfassung 
von 1874. 

*) Dambach a. a. 0., S. 85 ff. Vergl. auch die Ausführungen auf 

S. 51 ff. (§ 16) hievor. 
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ll. Die übrigen Amtsdelikte der Telegraphen- 
beamten. 

Neben der öeheimnisverletzung bedroht Art. 206 noch 
folgende Handlungen mit Strafe: 

a) Die Fälschung und die falsche Ausfertigung eines Tele- 
gramms. 

b) Die absichtliche Nichtbeförderung und Nichtausferti- 
gung eines Telegramms. 

c) Die Vorenthaltung des Telegramms dem Adressaten 
gegenüber. 

Art. 55 Bundesstrafrecht enthält die sub lit. a—c nam- 
haft gemachten Tatbestände nicht. Er erklärt auch nicht 
etwa Art. 54 Bundesstrafrecht, der die Amtsdelikte der Post- 
beamten enthält, als analogerweise auf die Telegraphen beamten 
anwendbar. Art. 55 nimmt aus Art. 54 nur die Geheimnis- 
verletzung und die Strafsanktion herüber. Aus Art. 55 Bun- 
desstrafrecht kann daher kein Telegraphenbeamter für eines 
der sub lit. a-c genannten Delikte strafbar erklärt werden. 
In welchem Masse beim Fehlen von Spezialbestimmungen die 
Normen über Fälschung, Unterschlagung etc. zur Anwendung 
kommen, unterliegt dieser Erörterung nicht. Art. 206 Ent- 
wurf 1896 füllt diese Lücke aus und zwar, soweit es die Tele- 
graphenbeamten betrifft, in ausreichendem Masse ; insbesondere 
ist gegenüber § 355 Reichsstrafgesetzbuch ein wesentlicher 
Fortschritt- zu konstatieren, indem die Handlungen, die sich 
nicht als Geheimnisverletzung qualifizieren, besonders genannt 
sind. Diese Anordnung erleichtert auch wesentlich die wissen- 
schaftliche Bearbeitung des Stoffes. 

Im einzelnen sind noch folgende Bemerkungen anzubringen : 
ad a. Der Entwurf 1896, sowie sein Vorgänger bedrohen 
sowohl die Fälschung eines Telegramms als auch die falsche 
Ausfertigung eines solchen. In beiden Fällen ist das ge- 
schützte ßechtsgut das «Telegramm». Die strafbare Handlung 
kann bestehen in einer Verfälschung des Originaltelegramms, 
einer falschen üebermittlung, einer falschen Niederschrift an 
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einer Zwischenstation oder in einer falschen Ausfertigung.^) 
Das sind die Normalfälle. Ausserdem ist aber der Fall denkbar, 
dass ein Beamter selbst ein falsches Telegramm anfertigt. 
Angesichts dieser verschiedenen Begehungsarten fragt es sich, 
ob dieselben im Entwurf auch richtig zur Geltung kommen. 
Nach allgemeiner wissenschaftlicher Auffassung, die übrigens 
auch in den Art. 136 ff. des Entwurfs 1896 (Fälschungsdelikte) 
zur Geltung kommt, ist unter «Fälschung» die Herstellung 
einer unechten Urkunde zu verstehen und unter « Ver- 
fälschung » die Veränderung einer echten Urkunde. 
Darnach ist zu konstatieren, dass nach Art. 206 Entwurf 1896 
von den oben genannten Fällen nur der erst genannte, wenn 
nämlich der Redaktor des Entwurfs irrtümlicher Weise das 
Wort «fälscht» für «verfälscht» braucht, und die 
falsche Ausfertigung bestraft werden können. Unter Art. 206 
fallen nicht die eigentliche Fälschung eines Telegramms, 
die falsche Uebermittlung und die falsche Niederschrift auf 
einer Zwischenstation. Demnach besteht hier eine Lücke, die 
ausgefüllt werden muss. Die Art und Weise, wie das geschehen 
kann, wird später zu erörtern sein. 

Es ist denkbar, dass der Verfasser des Entwurfs im 
Art. 206 mit dem Wort «fälscht» ganz allgemein alle Be- 
gehungsformen der Fälschung und Verfälschung unter Strafe 
stellen wollte'). Dann ist aber nicht recht zu verstehen^ 
warum die falsche Ausfertigung noch speziell genannt wird. 
Sollte es nur geschehen sein, um anzudeuten, dass nur eine 
wissentlic;h vorgenommene falsche Ausfertigung strafbar 
sei, so ist dieser Passus erst recht unbegreiflich; denn einer- 
seits ist es doch selbstverständlich, da nur die vorsätzliche 
Begehung hier in Frage kommt, dass eine unwissentlich 



1) Dambach a. a. 0., S. 90. 

') Die Verhandlungen der Expertenkommission enthalten keine 
Anhaltspunkte darüber, welche Auffassung von ihr als die richtige 
angesehen wurde. Die Delikte der Art. 206 und 207 haben überhaupt 
zu keiner eigentlichen Diskussion geführt. Es ist das im Interesse 
der Sache zu bedauern. Vgl. Verhandlungen II, S. 293 und 707. 
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vorgenommene Fälschung» z. B. ein Schreibfehler, niemals 
kriminell bestraft werden kann; anderseits müsste, wenn 
wissentlich nicht als Gegenteil von nichtwissentlich 
aufgefasst wird, konsequenterweise auch vor «fälscht» das 
Wort wissentlich stehen. Es ist nicht einzusehen, warum 
nur beim Tatbestande der falschen Ausfertigung eines Tele- 
gramms gefordert werden sollte, dass sie wider besseres 
Wissen vorgenommen werde, und nicht auch bei den andern 
Fälschungstatbeständen. 

Aus beiden möglichen Interpretationen geht hervor, dass 
die Fassung des Entwurfs ungenügend ist und daher ersetzt 
werden muss. Ein Ersatz ist leicht zu finden. Art. 136 des 
Entwurfs 1896 beginnt folgendermassen : «Wer eine falsche 
Urkunde anfertigt oder eine echte Urkunde verfälscht etc.» und 
der Eingang des folgenden Artikels (137) lautet: «Wer eine 
öfifentliche Urkunde fälscht oder verfälscht etc.» Eigentlich 
sollte in Art. 1 37 wiederholt werden : « Wer eine falsche öffent- 
liche Urkunde anfertigt etc. » Es wurde nicht als notwendig 
erachtet, da aus Art. 136 hervorgeht, was unter dem Wort 
< fälschen » zu verstehen ist. Wenn daher vorgeschlagen wird, 
es möchte in- Art. 206 nach dem Wort «fälscht» eingeschoben 
werden « oder verfälscht » und dafür weggelassen werden « oder 
wissentlich falsch ausfertigt», so würde diese Aendernng 
einerseits die bestehende Lücke ausfüllen und anderseits auch 
eine Uebereinstimmung in der Redaktion der Fälschungsdelikte 
und des Art. 206 herbeiführen. 

ad b und c. Als Verbrechen ist mit Strafe bedroht die 
absichtliche Nichtbeförderung und Nichtausfertigung eines 
Telegramms. Der Entwurf 1894 enthielt statt «absichtlich» 
«vorsätzlich». Sonst stimmt die Fassung des Entwurfs 1896 
mit der des Entwurfs 1894 'überein. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob die Bestimmungen über 
absichtliche Nichtbeförderung und Nichtausfertigung eines 
Telegramms nicht überflüssig sind beim Vorhandensein der 
Norm über die Vorenthaltung eines Telegramms; denn es 
kann keinem Zweifel unterliegen, dass ein Telegramm, das 
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nicht befördert oder nicht ausgefertigt wird, gleichzeitig auch 
dem Adressaten vorenthalten wird. § 355 des Deutschen 
Reichsstrafgesetzbuch spricht im gleichen Falle von Unter- 
drückung eines Telegramms. Nach Dambach ist darunter 
jede Handlung zu verstehen, durch welche das Telegramm 
vorsätzlich der Kenntnis des Berechtigten vorenthalten und 
entzogen wird^). In analoger Weise kann die Vorenthal- 
tung eines Telegramms definiert werden j denn als Vorent- 
haltung eines Telegramms qualifizieren sich alle Handlungen^ 
durch welche ein Telegramm vorsätzlich der Kenntnis des 
Berechtigten entzogen wird. Daraus geht hervor, dass es 
nicht absolut notwendig ist, die Nichtbeförderung oder Nicht- 
ausfertigung speziell zu erwähnen. 

Daran ändert auch der Umstand nichts, dass, wie oben 
erwähnt, zu den Tatbeständen der Nichtbeförderung und Nicht- 
ausfertigung eines Telegramms als Tatbestandsmerkmal noch 
gefordert wird, dass die Handlung «absichtlich» begangen 
werden müsse. Es ist überhaupt nicht klar, was unter 
« absichtlich » zu verstehen ist. Bedeutet es nichts anderes 
als Vorsatz oder hat der Redaktor des Entwurfs damit vom 
Täter verlangen wollen, dass der Beweggrund zu seinem 
Handeln in der Vorstellung oder Voraussicht des Erfolges be- 
standen haben müsse P^) War das letztere beabsichtigt, was 
jedoch nicht anzunehmen ist, so muss die Bestimmung als 
höchst gefährlich bekämpft werden ; denn es geht z. B. nicht 
an, eine vorsätzliche Unterlassung der Ausfertigung eines 
Telegramms nur deshalb nicht zu bestrafen, weil die Voraus- 
sicht des Erfolges nicht gerade bestimmend auf das Wollen 
eingewirkt hat. Eine Rechtsungleichheit sondergleichen wäre es 
z. B. auch, wenn ein Depeschenträger, der eine Depesche dem 
Adressaten vorsätzlich vorenthält, "aus Art. 206 bestraft würde, 
ein Telegraphist dagegen, der eine Depesche vorsätzlich nicht 
befördert, freigesprochen würde, weil man ihm die « Absicht :► 

Dambach: a. a. 0., S. 92. 

«) Liszt: Lehrbuch S. 105, Note 1 und S. 150 I. Verhandlungen 
II, S. 647, Votum Stooss. 
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nicht beweisen kann. Viel eher ist anzunehmen, dass der 
Redaktor mit «absichtlich» nur die beiden Hauptfälle der 
Vorenthaltung eines Telegramms besonders hervorheben wollte. 
Es scheint dies auch daraus hervorzugehen, dass im Entwurf 
1894 statt absichtlich ^< vorsätzlich » stund. Dieses «vorsätz- 
lich » war indessen ganz überflüssig, weil nach dem allgemeinen 
Teil (Art. 11 Entwurf 1894) Fahrlässigkeit überhaupt nicht 
in Frage kam. Es muss nun sehr bezweifelt werden, ob es 
gelungen ist, durch das vieldeutige Wort «absichtlich» die 
beiden in Frage stehenden Tatbestände besonders hervorzu- 
heben. Auf jeden Fall ist durch eine etwas andere Redaktion 
dieser Zweck besser zu erreichen. Die beiden «absichtlich» 
werden gestrichen, dagegen wird nach dem Wort « Adressaten > 
eingefügt «auf andere Weise». 

Mit den Modifikationen, die bisher vorgeschlagen wurden, 
würde Art. 206 demnach folgendermassen lauten : « Der Tele- 
graphenbeamte, der das Telegraphengeheimnis verletzt oder 
ein Telegramm, das der Anstalt aufgegeben wird, fälscht oder 
verfälscht oder nicht befördert oder es bei seiner Ankunft 
nicht ausfertigt oder der es dem Adressaten auf andere Weise 
vorenthält, wird mit Gefängnis bestraft». 

III. Aus den obenstehenden Auseinandersetzungen und 
aus dem Wortlaut des Art. 206 Entwurf 1896 geht hervor, 
dass die sub Ziffer II behandelten Amtsdelikte sich nur auf 
Telegraphenbeamte, nicht aber auf Telephonbeamte be- 
ziehen. In vielen Fällen wird der Unterschied, der zwischen 
Telegraphen- und Telephonbeamten gemacht wird, zu keinen 
Schwierigkeiten führen, da beide Beamtungen oft in einer 
Person vereinigt sind. In grossen Zentralen namentlich ist 
jedoch der Dienst vollständig getrennt. Besondere Beamte 
besorgen den Telegraphendienst und besondere den Telephon- 
dienst. In Berücksichtigung dieses Umstandes hat offenbar 
die auf Anregung Hürbins aufgenommene Bestimmung über 
die Verletzung des Telephongeheimnisses die in Art. 207 fest- 
gelegte Fassung erhalten. *) Es darf nun nicht ausser Acht ge- 

•) Verhandlungen II 707. 
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lassen werden, dass die Scheidung der Beamten der Tele- 
graphenverwaltung in Telegraphen- und Telephonbeamte nur 
deshalb erfolgt ist, weil die Arbeitslast eine Teilung der Ar- 
beit notwendig machte. Es bilden daher die Telephonbeamten 
im Grunde nur eine besondere Kategorie der Telegraphen- 
beamten im weitern Sinne. Es dürfte sich deshalb empfehlen,, 
in Art. 207 Entwurf 1896 das Wort «Telephonbeamte» zu er- 
setzen durch « Telegraphenbeamte >. Noch besser wäre es jedoch 
wenn Art. 206 und 207 verschmolzen würden und folgende 
Fassung acceptiert würde: 

• «Art. 206. Der Beamte der Telegraphenverwaltung, der 
das Telegraphen- oder Telephongeheimnis verletzt oder ein 
Telegramm etc.» 

Diese Redaktion hätte zwei grosse Vorteile. Einmal um- 
fasst die Bezeichnung «Beamter der Telegraphenverwaltung» 
sowohl die Telegraphenbeamten als auch die Telephonbeamten 
und dann kann durch diese Passung vermieden werden, dass 
ein Telephonbeamter, der das Telegraphengeheim- 
nis verletzt oder eine Depesche fälscht, verfälscht, nicht be- 
fördert oder dem Adressaten vorenthält, mangels strafbarer 
Handlung freigesprochen werden muss. 

Der erstere der beiden genannten Vorteile bedarf keiner 
weitern Begründung mehr, wohl aber der zweite. 

Nach Art. 7 des Telephongesetzes vom 27. Juli 1889, ab- 
geändert durch B. G. vom 7. Dezember 1894, kann jeder Tele- 
phonabonnent seine Telegramme durch Vermittlung der Tele- 
phonzentralstation aufgeben, sowie auch die an ihn adres- 
sierten Telegramme durch das gleiche Mittel in Empfang 
nehmen^). Ohne dass ein Telephonbeamter auch Telegraphen- 
beamter (im engern Sinne) zu sein braucht, hat er somit ge- 
wisse Funktionen eines solchen auszuüben. Es wäre nun im 



*) Art. 7. „Jeder Teilnehmer hat das Recht, 

d, zur Abgabe und zum Empfang von Telegrammen durch Ver- 
mittlung der Zentralstation, insofern diese mit dem Telegraphen- 
bureau verbunden ist." 

Vgl. auch Art. 9 des nämUchen Gesetzes. 
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höchsten Grade unlogisch, wenn z. B. ein Telephonist, dem ein 
Telegramm telephonisch zur Weiterheförderung übergeben 
wurde, nicht bestraft würde, wenn er dasselbe vorsätzlich anders 
oder ga,r nicht dem Telegraphenbureau weitergeben würde. 
Es ist daher von grosser Wichtigkeit, dass die im Entwurf 
1896 bestehende Lücke im angegebenen Sinne ausgefüllt wird» 

Endlich ist die Frage zu prüfen, ob nicht hinsichtlich 
der sog. Phonogramme eine Bestimmung aufgenommen 
werden sollte, die dieselben in gleicher Weise schützen würde 
wie die Telegramme. 

Nach Art. 7 lit. c. des vorerwähnten Telephongesetzes hat 
nämlich jeder Telephonabonnent das Recht, der Telephon- 
zentralstation telephonisch Aufträge zu geben, die dann durch 
Boten schriftlich an den Adressaten bestellt werden (Phono- 
gramme^). Zweifellos können mit den Phonogrammen zum 
grossen Teil die gleichen Missbräuche begangen werden wie 
mit den Telegrammen, und es wäre deshalb gar nicht über- 
flüssig, wenn den Phonogrammen der gleiche Schutz ge- 
währt würde, wie den Telegrammen. Durch Erweiterung des 
Art. 206 kann auch diese Lücke ausgefüllt werden. 

Mit allen Modifikationen lautet Art. 206 Entwurf 1896 
nun folgendermassen : 

«Der Beamte der Telegraphenverwaltung, der das Tele- 
graphen- oder Telephongeheimnis verletzt oder ein Telegramm 
oder Phonogramm, das der Anstalt aufgegeben wird, fälscht 
• oder verfälscht oder nicht befördert, oder dasselbe bei seiner 
Ankunft nicht ausfertigt oder dem Adressaten auf andere Weise 
vorenthält, wird mit Gefängnis bestraft». 



Art. 7 lit. c. des cit. Gesetzes lautet: „Jeder Teilnehmer hat 
das Recht zur Bestellung von Mitteilungen, welche der Telephon- 
zentralstation telephonisch aufgetragen und durch Boten schriftlich 
an den Adressaten bestellt werden (Phonogramme).** 
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Schluss. 

§ 23. 
Rekapitulation. 

Die Bearbeitung, welche die Art. 170, 206 und 207 des 
Entwurfs 1896 im dritten Abschnitt dieser Arbeit erfahren 
haben, hat gezeigt, dass im Ganzen genommen die betreffenden 
Bestimmungen den Anforderungen, die an sie gestellt werden, 
entsprechen. Die vorgeschlagenen Aenderungen sind zum 
grossen Teil nur redaktionelle Verbesserungen oder Ergän- 
zungen, die aber doch so notwendig sind, dass sie, wenn sie 
nicht Beachtung finden sollten, später bei Anwendung der be- 
treffenden Artikel vermisst werden könnten. 

Zur bessern Uebersicht über die vorgeschlagenen Aende- 
rungen werden dieselben nachstehend nochmals wiedergegeben. 

Als deutsche Ueberschrift des zehnten Abschnittes wird 
vorgeschlagen : 

«Verbrechen gegen die Sieherheit der Verkehrsmittel». 

Als neuer Art. 170 wird in Vorschlag gebracht: 

«Wer den Telegraphen- oder Telephon verkehr auf An- 
lagen des Bundes, der Eisenbahnen oder der Starkstromunter- 
nehmungen vorsätzlich hindert oder gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Jahren bestraft*. 

« Wer den Telegraphen- oder Telephonverkehr auf diesen 
Anlagen fahrlässig hindert oder gefährdet, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldbusse bis zu 5000 Franken 
bestraft». 

Endlich wird beantragt, die Art. 206 und 207 zu ver- 
schmelzen und dem neuen Art. 206 folgende Fassung zu geben : 

«Der Beamte der Telegraphenverwaltung, der das Tele- 
graphen- oder Telephongeheimnis verletzt oder ein Telegramm 
oder Phonogramm, das der Anstalt aufgegeben wird, fälscht 
oder verfälscht oder nicht befördert oder dasselbe bei seiner 
Ankunft nicht ausfertigt oder dem Adressaten auf andere Weise 
vorenthält, wird mit Gefängnis bestraft». 
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